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WestLB AG Lagebericht zum 31. Dezember 2007

Geschäftliche Entwicklung im Überblick

Das Geschäftsjahr 2007 war geprägt durch zwei außerordentliche Faktoren. Einerseits 

entstanden Ende März im Eigenhandel mit Spreadpositionen aus Stamm- und Vorzugsaktien 

Bewertungsverluste durch starke Kursbewegungen aufgrund eines Übernahmeangebotes 

sowie durch die Verletzung von internen Handelslimiten. Anfang April 2007 wurden Anga-

ben über diese Handelspositionen und die Handelsstrategie öffentlich bekannt. Wir haben 

daraufhin beschlossen, die Umsetzung von Ausstiegsstrategien zu forcieren. Gleichzeitig 

nahm die Kursvolatilität dieser Positionen weiter zu. Die im ersten Halbjahr umgesetzten 

Maßnahmen zum Positionsabbau beziehungsweise zur Risikoreduzierung führten insgesamt 

zu einem Verlust in Höhe von 604,0 Mio €. Andererseits hat sich im Jahresverlauf die 

Finanzmarktkrise, ausgelöst durch US-amerikanische Immobilienkredite an vermögens- und 

einkommensschwache Kreditnehmer (sog. Subprime-Kredite), dramatisch zugespitzt.  

Die WestLB hat in diesem Zusammenhang per 31. Dezember 2007 Bewertungsverluste in 

Höhe von 1.130,2 Mio € hinnehmen und darüber hinaus die Risikovorsorge aufgrund akuter 

Adressenausfallrisiken um 419,4 Mio € erhöhen müssen. Aufgrund der Ergebnis- und 

Kapitalbelastungen haben sich die Eigentümer der Bank auf eine umfassende Risikoabschir-

mung, Restrukturierung und Adjustierung des Geschäftsmodells der Bank verständigt. 

 

Das Ergebnis vor Steuern im Geschäftsjahr 2007 fällt vor diesem Hintergrund mit  

– 1.048,1 Mio € deutlich negativ aus (i.V. + 501,5 Mio €). Die Belastungen aus dem Eigen-

handel und der Finanzmarktkrise zeigen sich insbesondere im Nettoergebnis aus Finanz-

geschäften (– 1.477,5 Mio €) und in der Kreditrisikovorsorge (– 373,3 Mio €). Zudem ist im 

Zinsüberschuss ein Rückgang in Höhe von 141,6 Mio € auf 1.301,9 Mio € zu verzeichnen, 

der im Wesentlichen auf höhere Dividendenausschüttungen unserer Tochtergesellschaften 

und Beteiligungen im Vorjahr zurückzuführen ist. Erfreulich entwickelten sich dagegen das 

Provisionsergebnis, das sich auf 343,2 Mio € (+ 6,6%) erhöhte, und das Ergebnis aus 

Finanzanlagen und Beteiligungen von 160,6 Mio €, das im Vorjahr mit – 66,5 Mio € noch 

negativ war. Gleichzeitig haben wir die Kostenbasis weiter reduziert. Die Verwaltungsauf-

wendungen betragen 1.347,1 Mio €, ein Rückgang um 238,2 Mio € gegenüber dem Vorjahr. 

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340 g HGB in Höhe von 300,0 Mio € wurde 

aufgelöst.

Nach Steuern ergibt sich 2007 ein Jahresfehlbetrag von – 1.163,6 Mio €, der durch Entnahmen 

aus der Kapitalrücklage (– 960,4 Mio €), den anderen Gewinnrücklagen (– 150,0 Mio €) 

sowie eine Verlustteilnahme der in 2003 begebenen stillen Einlagen (– 53,2 Mio €) ausge-

glichen wird.

Die Auswirkungen der Finanzmarktkrise spiegeln sich auch im Geschäfts- und Kreditvolumen 

wider. Das Geschäftsvolumen der WestLB AG reduzierte sich auf 306,6 (i.V. 327,3) Mrd €. 

Die Entwicklung des Kreditvolumens verlief parallel; auch dort ist ein Rückgang auf nunmehr 

239,5 (i.V. 269,6) Mrd € zu verzeichnen.
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{Lagebericht}

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Das Jahr 2007 war aus volkswirtschaftlicher Sicht vor allem geprägt durch ein unerwartet 

robustes globales Wachstum, das Wiederaufkeimen der Inflation insbesondere in der Euro-

Zone, den Anstieg der Rohölpreise auf bis zu 100 US-Dollar je Barrel und den Höhenflug 

des Euro auf fast 1,50 USD/EUR. Zudem belastete die von den US-Immobilienmärkten 

ausgegangene Finanzmarktkrise die Geld- und Kapitalmärkte weltweit. Große Unsicherheit 

besteht weiterhin über das Ausmaß der hiervon ausgehenden realwirtschaftlichen Effekte. 

Entgegen den Erwartungen hat sich das globale Wachstum kaum abgeschwächt. Mit 

voraussichtlich 4,8% liegt die Zuwachsrate des Weltsozialprodukts nach wie vor deutlich 

oberhalb des langfristigen Trends. Dies ist umso bemerkenswerter, als dass die größte 

Volkswirtschaft der Welt, die USA, schwächelt. Die stärksten Wachstumsimpulse gingen 

erneut von den Schwellenländern aus. Wie in den Vorjahren ragen dabei die Länder Asiens 

mit China und Indien an der Spitze heraus. Auch die aufstrebenden Volkswirtschaften in 

Lateinamerika und Europa konnten die hohe Dynamik des Vorjahres weitgehend halten. 

In der Gruppe der Industrieländer schwächte sich das Wachstum insbesondere in den USA 

ab. Die Entwicklung ist maßgeblich auf die Wohnungsbauinvestitionen zurückzuführen, die 

bereits vor dem Ausbruch der Finanzmarktkrise schrumpften. Mit Blick auf die aus der 

Immobilienkrise resultierenden Risiken für das Finanzsystem und die Konjunktur senkte die 

US-Notenbank trotz anhaltender Inflationssorgen den zentralen Leitzins bis zum Jahresende 

um insgesamt 100 Basispunkte auf 4,25% und im Januar 2008 um weitere 125 Basispunkte. 

Der US-Dollar geriet im Zuge der Finanzmarktturbulenzen sowie aufkeimender Rezessions

ängste für die US-Wirtschaft zusätzlich unter Druck und verlor erheblich an Wert. 

In Japan verlief die Konjunkturentwicklung im vergangenen Jahr sehr holperig. Nach einem 

starken Start zu Jahresbeginn legte die japanische Wirtschaft dann eine Verschnaufpause 

ein. Das zweite Halbjahr verzeichnete zwar ein ausgewogeneres, zugleich aber auch ein 

insgesamt schwächeres Wachstum. Die Bank of Japan nahm aufgrund der Finanzmarktkrise 

von einer Leitzinserhöhung Abstand. Mit zunehmender Risikoaversion und Auflösung von 

Zinsarbitrage-Transaktionen auf dem Devisenmarkt (Carry Trades) erholte sich der Yen nach 

einer Schwächephase im ersten Halbjahr zum Jahresende hin wieder deutlich. 

Die Wirtschaft im Euro-Raum konnte alles in allem an das gute Vorjahresergebnis anknüpfen. 

Zwar war der Konjunkturverlauf in den einzelnen Quartalen recht unstet, mit einer Rate von 

2,7% fiel das jahresdurchschnittliche Wachstum aber deutlich höher aus als erwartet.  

Erfreulich ist zudem, dass in keinem der Mitgliedsländer eine gravierende Abschwächung 

zu beobachten war. Vor allem getrieben von gestiegenen Energie- und Nahrungsmittel

preisen beschleunigte sich in der zweiten Jahreshälfte der Preisanstieg spürbar. Mit 3,1% 

erreichte die Teuerungsrate im November ihren höchsten Stand seit Mai 2001. Nachdem 

die Europäische Zentralbank den Hauptrefinanzierungssatz bis Juni auf 4% erhöht hatte, 

setzte sie danach trotz zunehmender Inflationssorgen den Zinserhöhungskurs mit Blick auf 

die erheblichen Verspannungen an den Geld- und Kreditmärkten nicht fort. Während der 

Satz für 3-Monats-Geld infolge der Vertrauenskrise bis zum Jahresende in die Höhe schoss, 
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glich die Entwicklung an den Anleihemärkten einer Berg- und Tal-Fahrt. Dem Renditeanstieg 

bei zehnjährigen Bundesanleihen bis auf 4,7% im Sommer folgte danach ein Rückgang auf 

etwa 4,0% und zum Jahresultimo wieder ein Anstieg auf 4,3%. 

Die Konjunkturentwicklung in Deutschland zählte wie bereits 2006 erneut zu den positiven 

Überraschungen. Mit einer Rate von 2,5% fiel das Wachstum trotz der umfangreichen 

fiskalischen Belastungen für die privaten Haushalte deutlich höher aus als erwartet. Zwar 

hinterließ die Mehrwertsteuererhöhung im ersten Halbjahr tiefe Spuren beim privaten 

Verbrauch und den Bauinvestitionen. Diese wurden aber durch anhaltend kräftige Impulse 

aus dem Außenhandel sowie eine rege Investitionstätigkeit der Unternehmen mehr als 

kompensiert. Der zunehmend festere Euro, steigende Zinsen sowie der neuerliche Höhen-

flug des Rohölpreises wurden gut verarbeitet. Die größte Überraschung kam vom Arbeits-

markt: Zum Jahresende sank die Zahl der registrierten Arbeitslosen auf den niedrigsten 

Stand seit 13 Jahren.

Entwicklung im Bankenmarkt

Nach wie vor herrscht im deutschen Bankenmarkt eine hohe Wettbewerbsintensität, die 

derzeit vor allem einen starken Margendruck im Privatkundengeschäft verursacht. Dagegen 

hat die Finanzmarktkrise zu verbesserten Margen im Firmenkundengeschäft geführt. 

Insgesamt hat sich aber eher eine Normalisierung der Risikoprämien ergeben.

Die Finanzmarktkrise und ihre Folgen bestimmen weiterhin das Bild. Die Turbulenzen stellten 

ein anderes Großereignis der Branche nahezu völlig in den Schatten. Die Einführung der 

EU-Richtlinie über Märkte für Finanzdienstleistungen (MiFID) am 1. November genoss 

weitaus weniger Aufmerksamkeit als erwartet wurde.

Nach teilweise boomartiger Entwicklung im ersten Halbjahr hat das Geschäft auf den inter-

nationalen Märkten ab dem dritten Quartal wegen der Auswirkungen der Finanzmarktkrise 

einen kräftigen Dämpfer erhalten. Wegen hoher Abschreibungen im Subprime-Bereich und 

Verzerrungen bei den Preisen verschiedenster verbriefter Kreditprodukte sowie auf Kredit-

zusagen im Leveraged Buy-Out sind die Ergebnisse in den Investment Banking-Abteilungen 

teilweise stark unter Druck geraten. 

Allerdings lassen sich auch positive Effekte auf den Geschäftsverlauf der Banken feststellen, 

da die gestiegene Risikoaversion und eine höhere Volatilität das Geschäft an den Derivate- 

und Kassamärkten deutlich belebten. Dem gegenüber stehen allerdings die immer noch 

stark gedrückten Sekundärmarktpreise für verbriefte Produkte und eine verhaltene Ge-

schäftsentwicklung in einer ganzen Reihe von betroffenen Teilmärkten. Für das Jahr 2008 

ist zwar von einer gewissen Erholung auszugehen. Das hohe Niveau der ersten Jahreshälfte 

2007 dürfte allerdings kaum wieder erreicht werden.



5

{Lagebericht}

Strukturelle Entwicklungen

Die Eigentümer der WestLB haben mit ihrer 10-Punkte-Erklärung vom 12. Dezember 2007 

wichtige Weichen für die zukünftige Entwicklung der Bank gestellt. Im Mittelpunkt stehen 

dabei Maßnahmen zur Stärkung der WestLB und zur Adjustierung des Geschäftsmodells. 

So sollen das Mittelstandsgeschäft insbesondere durch die Erweiterung des Zielsegments 

auf Kunden im Heimatmarkt Nordrhein-Westfalen mit jährlichen Umsätzen ab circa  

50 Mio € und das Produktangebot für das Retailgeschäft der Sparkassen weiter ausgebaut 

werden. Zudem haben sich die Anteilseigner bereit erklärt, jederzeit eine angemessene 

wirtschaftliche Kapitalausstattung der WestLB zu gewährleisten. 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Verwerfungen an den internationalen Kapitalmärkten, 

ausgelöst durch die Krise auf dem US-Subprime-Markt, haben sich die Eigentümer am  

8. Februar 2008 in einem Eckpunktepapier zur Zukunftssicherung der WestLB auf eine 

umfassende Risikoabschirmung der Bank verständigt. Danach übernehmen die Eigentümer 

eine Garantie in Höhe von bis zu 5 Mrd € für Verlustrisiken aus strukturierten Wertpapier-

portfolios in einem Volumen von etwa nominal 23 Mrd € (Einzelheiten dazu siehe Kapitel 

„Vorgänge nach Schluss des Geschäftsjahres“).

Hinsichtlich weiterer strategischer Optionen befürworten die Anteilseigner der WestLB in 

der 10-Punkte-Erklärung die Aufnahme detaillierter Gespräche für einen Zusammenschluss 

zwischen der WestLB und der Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale (Helaba). Ein 

solcher Zusammenschluss würde das Geschäftsmodell des kombinierten Instituts stärken 

und die Standortinteressen der beteiligten Bundesländer angemessen berücksichtigen. 

Unabhängig von dieser strategischen Option sind sich Anteilseigner und WestLB einig, dass 

weitere Maßnahmen zur Restrukturierung und Stärkung des Geschäftsmodells notwendig 

sind. Dadurch soll die Bank nachhaltig profitabel und zukunftsfähig aufgestellt werden. Die 

dem Aufsichtsrat am 7. Februar 2008 vorgestellte Rahmenplanung bis 2010 sieht Kosten-

einsparungen in einer Größenordnung von 300 Mio € vor, unter anderem auch durch den 

Abbau von 1.300 bis 1.500 Arbeitsplätzen. Gleichzeitig sollen die Erträge um rund 100 Mio € 

allein durch die Sparkassen- und Mittelstandsoffensive erhöht werden.

Die 2006 aufgesetzte Lean Bank-Initiative konnte auch im abgelaufenen Geschäftsjahr  

zur Stärkung der operativen Basis der WestLB beitragen. Durch Effizienzsteigerung bei 

Leistungserstellungsprozessen sowie Vereinfachung von internen Strukturen wurden bis 

zum Jahresende 2007 planmäßig Maßnahmen zur Aufwandsreduzierung in Höhe von circa 

180 Mio € umgesetzt. Diese Erfolge spiegeln sich im Personalaufwand und im anderen 

Verwaltungsaufwand sowohl im Inland als auch an den internationalen Standorten wider. 

Das Lean Bank-Projekt wird im Rahmen des neu aufgesetzten Restrukturierungsprogramms 

fortgeführt.
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Um die Zusammenarbeit zwischen der WestLB und den Sparkassen weiter zu stärken, haben 

im September 2007 die beiden nordrhein-westfälischen Sparkassenverbände gemeinsam 

mit der WestLB die „S-Verbund-Clearing NRW GmbH“ gegründet. Die neue Gesellschaft 

soll Clearingstelle für die Verbundgeschäfte und Geschäftsstelle für den Verbundbeirat sein. 

Zudem wird eine Verbund-Rechnungslegung angestrebt, die neben einer konsolidierten 

Bilanz sowie einer Gewinn- und Verlustrechnung des „S-Finanzverbundes NRW“ auch einen 

gemeinsamen Risikobericht umfasst. In diesem Bericht soll nach einheitlichen Risiko

standards erstmalig eine Transparenz zur Risikosituation des gesamten „S-Finanzverbundes 

NRW“ geschaffen werden. Die Gründung der „S-Verbund-Clearing NRW GmbH“ ist daher 

eine Weiterentwicklung des Verbundmodells. In ihrer 10-Punkte-Erklärung sehen die 

Anteilseigner der Bank zudem die feste vertragliche Verankerung des „S-Finanzverbundes 

NRW“ aus Sparkassen, Verbänden und WestLB als unbedingt erforderlich an.

Bei der Weiterentwicklung ihres Geschäfts setzt die WestLB nicht nur auf ihre eigenen 

Stärken. Zusätzlich geht die Bank dort, wo es strategisch sinnvoll ist, Kooperationen mit 

starken Partnern ein. So haben wir im August 2007 mit der Standard Chartered Bank eine 

engere weltweite Zusammenarbeit vereinbart. Danach können Firmenkunden der WestLB 

in den Ländern, in denen die Bank nicht vertreten ist, auf das Niederlassungsnetz und  

das Produktangebot von Standard Chartered zurückgreifen. Weltweit verfügt Standard 

Chartered über 1.400 Niederlassungen insbesondere in Asien, Afrika und dem Nahen Osten 

und stellt dort in den Bereichen Corporate Finance, Global Markets oder Transaction Banking 

eine umfangreiche Produktpalette bereit. 

Nach den im Eigenhandel mit Spreadpositionen aufgetretenen Verlusten hat der Vorstand 

beschlossen, den Eigenhandel der WestLB AG mit Spreadpositionen aus Vorzugs- und 

Stammaktien einzustellen. Das Kundenwertpapiergeschäft soll demgegenüber weiter 

ausgebaut werden. Ein weiterer Anstieg des Kundengeschäfts bei gleichzeitig deutlicher 

Begrenzung des Eigenhandels wird zu einer stabileren Ertragslage beitragen.

Im Jahresverlauf kam es zu personellen Veränderungen im Vorstand. Robert M. Stein schied 

am 10. Juli 2007 aus dem Vorstand der WestLB AG aus, Klaus-Michael Geiger am 16. Juli 

2007. Am 26. Juli 2007 wurde mit sofortiger Wirkung Alexander Stuhlmann als neuer Vor-

standsvorsitzender vom Aufsichtsrat der Bank berufen, während Dr. Thomas R. Fischer 

sowie Dr. Matthijs van den Adel zum gleichen Zeitpunkt abberufen wurden. In seiner Sitzung 

am 13. September 2007 hat der Aufsichtsrat zudem Dr. Wolfgang Nickels zum neuen 

Vorstandsmitglied bestellt.

Ausgehend von den Problemen US-amerikanischer Hypothekendarlehen mit geringer Bonität 

kam es im Geschäftsjahr zu weitreichenden Verwerfungen an den internationalen Kapital-

märkten, denen sich auch die WestLB nicht entziehen konnte. Vertrauensverluste und 

Unsicherheiten über die Volumina potenzieller Kreditausfälle führten zu Störungen im 

Finanzierungskreislauf entlang der gesamten Kreditverbriefungskette. Aufgrund dieser 

Entwicklung hat die WestLB den beiden Structured Investment Vehicles Kestrel und Harrier 

Kreditlinien zur Liquiditätsunterstützung gewährt. 
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Im Zuge der Kapitalmarktkrise haben alle drei Ratingagenturen die Ratings der WestLB 

überprüft. Standard & Poor’s hat das Kurzfristrating mit A-2 sowie das Langfristrating mit 

A- bestätigt, jedoch mit negativem Ausblick. Moody’s hat das Langfristrating von A1 auf A2 

gesenkt sowie das Kurzfristrating mit P-1 bestätigt. DBRS hat die Ratings der Bank mit  

A (high) beziehungsweise R-1 unverändert gelassen. 

Die Europäische Kommission hat am 18. Juli 2007 entschieden, dass die in den Jahren 2002 

bis 2005 erfolgten Kapitalzuführungen bei der WestLB keine staatlichen Beihilfen im Sinne 

des Artikels 87 EG-Vertrag darstellen. Damit bestätigte die EU-Kommission die Markt

konformität sämtlicher im vorgenannten Zeitraum von den öffentlichen Anteilseignern bei 

der WestLB vorgenommenen Kapitalmaßnahmen. 

Zwei langjährige Projekte konnten wir im abgelaufenen Geschäftsjahr abschließen. Am  

1. November trat die europäische Richtlinie MiFID – Markets in Financial Instruments 

Directive – in Kraft. Sie gilt als das neue Grundgesetz der europäischen Finanzmärkte und 

hat im Wesentlichen zum Ziel, Markttransparenz und Anlegerschutz zu verbessern. An der 

Umsetzung der neuen Vorgaben arbeitete ein Projektteam, das sich aus zehn Teilprojekt-

teams mit Spezialisten aus vielen Geschäftsbereichen und Standorten zusammensetzte, seit 

Januar 2006. 

Das zweite Projekt betrifft die Einführung eines einheitlichen Euro-Zahlungsraums  

(SEPA – Single Euro Payments Area) zum 28. Januar 2008. Ab diesem Zeitpunkt gibt es 

praktisch keinen Unterschied mehr zwischen nationalem und grenzüberschreitendem 

Zahlungsverkehr. Bereits zwei Monate vor dem eigentlichen SEPA-Start konnten wir alle 

Kundenkonten auf SEPA umstellen.

Die Westdeutsche ImmobilienBank AG (WIB) wurde am 20. September 2007 in die Reserve

fonds des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes (RSGV) und des Westfälisch-

Lippischen Sparkassen- und Giroverbandes (WLSGV) aufgenommen. Mit diesem Beitritt 

ist die WIB als gleichberechtigtes Mitglied direkt in den Haftungsverbund der WestLB und 

der Sparkassenverbände in NRW eingebunden. Nach der Aufnahme hat Standard & Poor’s 

das Langfristrating der WIB von BBB+ auf A- angehoben. Mit der Ratingverbesserung 

honoriert die Ratingagentur zugleich die erfolgreiche Positionierung der WIB als 

Kompetenzcenter für Immobilienfinanzierungen und Hypothekenpfandbrief-Emissionen  

im WestLB Konzern.

Mit einer Kapitalerhöhung von umgerechnet 60 Mio € haben wir der Ausweitung des 

Geschäfts unserer Tochtergesellschaft Banco WestLB do Brasil S.A. Rechnung getragen. 

Nach der Neueröffnung einer Repräsentanz in Mumbai Anfang 2008 sind wir in dieser 

wachstumsstarken Region nunmehr wieder direkt vertreten. 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hat sich im abgelaufenen Geschäftsjahr nur 

geringfügig verändert. Zum 31. Dezember 2007 beschäftigte die WestLB AG 4.897 Mit

arbeiterinnen und Mitarbeiter beziehungsweise 4.654 Vollzeitarbeitskräfte. Ende 2006 

waren es noch 4.884 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, umgerechnet 4.659 Vollzeitarbeits-

kräfte. 

Qualifizierungsprogramme ausgebaut

Wie in den Vorjahren haben wir auch im Jahr 2007 hohe Investitionen in die arbeitsplatz-

bezogene und persönliche Weiterentwicklung unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

getätigt. Rund 8 Mio € wurden für Qualifizierungsmaßnahmen, Führungskräfteentwicklung 

und -beratung, das Coaching sowie die Begleitung von Organisationsentwicklungsmaß-

nahmen ausgegeben.

Ausbildung auf hohem Niveau

Im Geschäftsjahr 2007 haben insgesamt 21 Auszubildende ihre Ausbildung in den verschie-

denen Berufsbildern mit durchweg überdurchschnittlichen Leistungen abgeschlossen. Etwa 

drei Viertel der kaufmännischen Auszubildenden konnte ein Arbeitsplatz innerhalb der 

WestLB AG angeboten werden. 

42 Jugendliche, acht mehr als im Vorjahr, haben 2007 in den vier angebotenen Berufsbildern 

ihre Ausbildung bei der WestLB AG begonnen. Um den weiter wachsenden Anforderungen 

gerecht zu werden, soll die innerbetriebliche IT-Ausbildung um ein ausbildungsbegleitendes 

Studium zum Bachelor of Science ab dem Ausbildungsjahr 2008 erweitert werden.

Die Traineeausbildung hat sich für junge Potenzialträger zu einem wichtigen Einstieg in das 

Berufsleben bei der WestLB entwickelt. Insgesamt wurden 2007 fast 50% mehr Trainees 

eingestellt als im Jahr zuvor. Das Konzept wurde um das Angebot zusätzlicher Programm-

teile ausgeweitet und stärker international ausgerichtet. Allen Trainees, die 2007 ihr 

Programm beendet haben, konnten wieder attraktive Positionen im Unternehmen angeboten 

werden.

Personalmarketing: Gezieltes Key Accounting bei der Rekrutierung junger Talente

Die WestLB AG hat auch 2007 ihre Personalmarketingaktivitäten erfolgreich vorangetrieben. 

Ein besonderer Fokus lag dabei auf Marketingaktivitäten in unserer Heimatregion Nordrhein-

Westfalen. 
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Im abgelaufenen Geschäftsjahr absolvierten insgesamt 110 Studierende ein mindestens 

sechswöchiges Praktikum. Aufgrund der hohen Qualität unserer Praktika entschieden sich 

viele Berufseinsteiger nach dem Abschluss ihrer Schul- oder Universitätsausbildung für 

eine Karriere bei der WestLB. 

Durch gezielte Veranstaltungen, wie zum Beispiel der Hochschulabsolventenkongress, oder 

spezielle Rekrutierungsveranstaltungen und Förderprogramme, wie das CampusCircle, 

konnten zehn Hochschulabsolventen direkt in eine Festanstellung bei der Bank vermittelt 

werden. 

Vielfalt managen

Mit unserem Diversity Management schaffen wir ein Arbeitsumfeld, in dem Individualität 

und Vielfalt respektiert und unterstützt werden. Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

sollen unabhängig von Alter, Geschlecht, Behinderung, Nationalität, kultureller oder religiöser 

Identität sowie sexueller Orientierung ihre Leistungsfähigkeit und Kreativität frei entfalten 

können.

Als integraler Bestandteil unserer Unternehmenskultur verstehen wir Vielfalt als klare Stärke 

unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die es zu respektieren und zu fördern gilt. So 

stand das Jahr 2007 für uns unter anderem im Zeichen des demografischen Wandels und 

der möglichen Auswirkungen auf unsere Belegschaftsstruktur. Mit unserem Gesundheits-

management leisten wir von daher einen aktiven Beitrag zur nachhaltigen Sicherstellung 

der individuellen Arbeitsmarktfitness vor allem unserer älteren Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter.

Nachhaltigkeit und Umweltmanagement

Die WestLB will eine der führenden Banken in Bezug auf Nachhaltigkeit und gesellschaftliche 

Verantwortung werden. Die gleichgewichtige Betrachtung von ökonomischen, sozialen und 

ökologischen Aspekten hilft, neue Geschäftsfelder zu erschließen und Risiken besser zu 

strukturieren.

Wir verfolgen ein anspruchsvolles Programm, um Nachhaltigkeit in die Geschäftsprozesse 

zu integrieren und im gesamten Unternehmen zu verankern. Für unsere Pionierleistungen 

auf diesem Gebiet wurden wir zusammen mit anderen führenden Finanzinstituten auch im 

Jahr 2007 wieder von der Financial Times sowie von der Weltbank-Tochtergesellschaft 

International Finance Corporation (IFC) ausgezeichnet – für die erfolgreiche Integration von 

Nachhaltigkeitsaspekten im Projektfinanzierungsgeschäft und deren Weiterentwicklung. 

Die WestLB entwickelte im Jahr 2003 – gemeinsam mit drei weiteren Banken und mit 

Unterstützung der IFC – spezifische Umwelt- und Sozialstandards für das Projektfinanzie-

rungsgeschäft: die sogenannten Equator Principles. Sie sind heute Maßstab für viele Banken 

und werden mittlerweile von über 50 Finanzinstituten weltweit anerkannt.



10

Als Unterzeichner des Carbon Disclosure Project, des United Nations Global Compact sowie 

als Mitglied in der Finanzinitiative des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP 

FI) haben wir uns freiwillig zu internationalen Umwelt- und Sozialstandards verpflichtet. 

Derzeit vertiefen wir die Implementierung von weiteren WestLB-eigenen Geschäfts

grundsätzen für Umwelt und Soziales. Dies zielt vor allem auf eine weitere Integration von 

relevanten Nachhaltigkeitsaspekten in alle Geschäftsfelder.

Aufgrund unserer konsequenten Nachhaltigkeitsorientierung konnten wir unsere Markt

position im Bereich der erneuerbaren Energien weiter stärken. In diesem Marktsegment 

profitieren wir deutlich von unseren besonderen Produkt- und Strukturierungserfahrungen 

bei konventionellen Energieträgern. Nachhaltigkeit ist aber auch im Rahmen interner 

Prozesse für uns von Bedeutung, zum Beispiel beim Management interner Stoff- und 

Energieflüsse. Auch hier verbessern wir uns kontinuierlich. Im Dezember 2007 erhielten 

wir die „ISO 14001 Zertifizierung“ mit besonderer Erwähnung der Produktnachhaltigkeit. 

Unser Nachhaltigkeitsbericht 2007 „Fragen stellen“ wurde von der Unternehmens-Umwelt

initiative future e.V. und dem Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) als der 

mit Abstand Beste in der deutschen Finanzdienstleistungsbranche und als Fünftplatzierter 

im branchenübergreifenden Vergleich ausgezeichnet.

Anlage- und Kapitalmarktprodukte für Rendite mit Verantwortung

Mit innovativen Zertifikaten eröffnen wir unseren Kunden die Möglichkeit einer Anlage, bei 

der Rendite und Nachhaltigkeitsaspekte gleichermaßen im Vordergrund stehen, wie das 

Open-End Klimawandel-Active-Zertifikat oder das EuroSTOXX Sustainability Open-End-

Zertifikat. Unser im August 2006 emittiertes New Energy Active Basket-Zertifikat ist mit 

einer Performance von 116,54% laut der Wirtschaftszeitung „Handelsblatt“ das erfolg-

reichste nachhaltige Anlagezertifikat in 2007.

Seit Mitte 2007 haben wir eine Produktoffensive im Bereich Klimawandel begonnen, um 

diese attraktiven wie verantwortungsvollen Anlagemöglichkeiten deutlich auszuweiten. 

Zudem bieten wir unseren Private Banking-Kunden individuelle Lösungen im Bereich der 

nachhaltigen Geldanlage an. Zusammen mit der zum Konzern gehörenden Weberbank wird 

es im Jahr 2008 regelmäßige Veranstaltungen für vermögende Privatkunden und Interes-

sierte zum Thema Nachhaltigkeit geben. Hier werden auch zeitgemäße wie zukunftsträch-

tige Anlagekonzepte vorgestellt. Die Fondsprodukte WestLB Mellon Werte-Fonds und 

WestLB Mellon Pension Dynamic von WestLB Mellon Asset Management verfolgen einen 

auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Managementansatz. Auch hier ist ein Ausbau dieses 

Segmentes zu erwarten. 
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Bereits seit dem Jahr 2002 – und damit als einer der ersten Broker in Deutschland – sind 

wir im Bereich Nachhaltigkeitsresearch aktiv und bieten nachhaltig orientierten Investoren 

neben Nachhaltigkeitsratings auf Unternehmensebene breit gefächerte Themenstudien an. 

Das Know-how unserer SRI-Analysten ist darüber hinaus in internationalen Konferenzen 

und Gremien gefragt – im Jahr 2007 wirkten sie unter anderem beim Roundtable der  

UNEP FI (der Finanzinitiative des Umweltprogramms der Vereinten Nationen), bei der 

Deutschen Vereinigung für Finanzanalyse und Asset Management DVFA, der Ceres-

Konferenz in Boston und der TBLI Asia-Konferenz in Bangkok mit, um die hohe Relevanz 

des Themas Nachhaltige Investments weiter zu verbreiten (Mainstreaming).

Transparenz und Information sind wesentliche Bestandteile einer nachhaltigen Unter

nehmensführung. Neben der regelmäßigen Berichterstattung über unsere Aktivitäten steht 

die WestLB von daher im Dialog mit externen Interessengruppen und Vertretern aus 

Wissenschaft und Gesellschaft. Mit einem ebenso hochrangig wie kompetent besetzten 

Nachhaltigkeitsbeirat und dem WestLB „Dialogforum Nachhaltigkeit“ werden verant

wortungsvolle Geschäftsmodelle im Finanzsektor erörtert und entsprechende Innovationen 

für die WestLB abgeleitet. Beide Gremien stellen auch einen Wissenspool dar, in dem sich 

alle Beteiligten über wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklungen, Chancen und 

Risiken austauschen. 

Nachhaltigkeit heißt aber auch gesellschaftliches Engagement. Die WestLB ist sich ihrer 

besonderen gesellschaftlichen Verantwortung für die Region und ihre Bürger bewusst. 

Verantwortliches und nachhaltiges Handeln heißt für uns deshalb auch: Arbeit sichern, 

Umwelt erhalten, Kultur fördern, Menschen in Not helfen. In diesen zentralen Handlungs-

feldern engagieren wir uns umfassend im Rahmen vielfältiger Spenden- und Sponsoring-

aktivitäten sowie über die Projekte der WestLB-Stiftung Zukunft NRW.

Standortnetz der WestLB AG

Neben den beiden Hauptsitzen in Düsseldorf und Münster unterhalten wir unverändert 

inländische Niederlassungen in Berlin, Dortmund, Frankfurt am Main und Köln sowie 

Tochtergesellschaften in Mainz und Berlin. Darüber hinaus betreiben wir Vertriebsbüros in 

den Städten Hamburg, München, Bielefeld und Stuttgart. 

Die Geschäftsbeziehungen zu unseren Großkunden und unseren internationalen Kunden 

sind ein wichtiges und stabiles Element unserer Aktivitäten, das von uns weiter ausgebaut 

und bedarfsgerecht optimiert wird.

Das Geschäft in Europa erfolgt dabei über Tochtergesellschaften und Niederlassungen in 

Budapest, Dublin, Istanbul, London, Luxemburg, Madrid, Mailand, Moskau, Paris und 

Warschau. Außerhalb Europas ist die WestLB AG mit Tochtergesellschaften und Nieder

lassungen in Hongkong, Johannesburg, New York, São Paulo, Shanghai, Singapur, Sydney, 

Tokio und Toronto präsent. Diese Präsenz wird durch Repräsentanzen gezielt verstärkt. In 

Mumbai, Indien, haben wir eine weitere Repräsentanz eröffnet.
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Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurden die Aktivitäten zur Effizienzsteigerung und zum 

weiteren Ausbau der Geschäftsbeziehungen fortgeführt. Hierbei stehen die Zentralisierung 

von lokalen Abwicklungsfunktionen sowie die Fokussierung auf besonders wertschöpfende 

Produkte im Vordergrund. 

Bilanzierungsmethoden und Berichtsstandards

Der Jahresabschluss und der Lagebericht wurden gemäß den Vorschriften des Handels

gesetzbuches (HGB), des Aktiengesetzes (AktG), des Pfandbriefgesetzes (PfandBG) und 

der Verordnung über die Rechnungslegung der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungs-

institute (RechKredV) aufgestellt. 

Erfolgsrechnung

Die in Teilbereichen positive Geschäfts- und Ergebnisentwicklung der WestLB wurde im 

Geschäftsjahr 2007 durch zwei Ereignisse überschattet. Zum einen belasteten die vorwie-

gend im ersten Halbjahr entstandenen Verluste im Eigenhandel mit Spreadpositionen aus 

Stamm- und Vorzugsaktien das Jahresergebnis. Zum anderen hatte die WestLB infolge der 

internationalen Finanzmarktkrise insbesondere im zweiten Halbjahr erhebliche Bewertungs-

verluste bei strukturierten Kapitalmarktprodukten zu verkraften.

Vor diesem Hintergrund fällt das Ergebnis vor Steuern im Geschäftsjahr 2007 mit – 1.048,1 

Mio € deutlich negativ aus (i.V. + 501,5 Mio €). Diese Entwicklung ist vorrangig auf das hohe 

negative Nettoergebnis aus Finanzgeschäften sowie die Nettozuführungen in der Risiko-

vorsorge aufgrund akuter Adressenausfallrisiken zurückzuführen. Im Provisionsüberschuss 

und im Ergebnis aus Finanzanlagen und Beteiligungen konnten wir Ergebnisverbesserungen 

erzielen. Gleichzeitig haben wir die Kostenbasis weiter reduziert. Die Verwaltungsaufwen-

dungen betragen – 1.347,1 Mio €, ein Rückgang um 238,2 Mio € gegenüber dem Vorjahr. 

Der sich ergebende Jahresfehlbetrag von – 1.163,6 Mio € wird durch die Auflösung von 

Rücklagen sowie eine anteilige Verlustteilnahme der stillen Einlagen aus dem Jahr 2003 

ausgeglichen. Das Genussrechtskapital der WestLB wird entsprechend den Emissions

bedingungen bedient.

Die folgende Darstellung der Erfolgsrechnung entspricht der internen Steuerung der  

WestLB AG. Dementsprechend werden Abschreibungen auf Wertpapiere des Finanz

anlagebestandes, die aus dem Adressenausfallrisiko des Emittenten resultieren, als Bestand-

teil der Risikovorsorge für akute Adressenausfallrisiken ausgewiesen.
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WestLB AG Erfolgsrechnung vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006	 Veränderung
	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 in %
Zinsüberschuss	 1.301,9	 1.443,5	 – 141,6	 – 9,8
Provisionsüberschuss	 343,2	 321,9	 21,3	 6,6
Nettoergebnis aus Finanzgeschäften	 – 1.477,5	 436,7	 – 1.914,2	 > – 100	
Saldo sonstige betriebliche Aufwendungen/Erträge	 44,1	 6,2	 37,9	 > 100
Personalaufwand	 – 740,1	 – 916,7	 176,6	 19,3	
Andere Verwaltungsaufwendungen	 – 607,0	 – 668,6	 61,6	 9,2
Kreditrisikovorsorge	 – 373,3	 331,3	 – 704,6	 > – 100
Ergebnis aus Finanzanlagen und Beteiligungen	 160,6	 – 66,5	 227,1	 > 100
Auflösung/Dotierung des Fonds für allgemeine 
Bankrisiken gemäß § 340g HGB	 300,0	 – 218,0	 518,0	 > 100
Restrukturierungsaufwendungen	 0,0	 – 168,3	 168,3	 100
 
Ergebnis vor Steuern	 – 1.048,1	 501,5	 – 1.549,6	  > – 100
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag	 – 115,5	 – 137,8	 22,3	 16,2
Aufgrund eines Teilgewinnabführungsvertrages 
abgeführte Gewinne	 0,0	 – 59,1	 59,1	 100
 
Jahresfehlbetrag/-überschuss	 – 1.163,6	 304,6	 – 1.468,2	 > – 100
Entnahmen aus/Einstellungen in andere(n) 
Gewinnrücklagen	 150,0	 – 150,0	 300,0	 > 100
Entnahmen aus der Kapitalrücklage	 960,4	
Entnahmen aus/Wiederauffüllung der stillen Einlagen	 53,2	 – 136,3	 189,5	 > 100
Bilanzgewinn	 0,0	 18,3	 – 18,3	 – 100

Zinsüberschuss

Der Zinsüberschuss verringerte sich um 141,6 Mio € auf 1.301,9 Mio €. Diese Entwicklung 

resultiert im Wesentlichen aus dem Rückgang der Dividendenausschüttungen aus Tochter-

gesellschaften und Beteiligungen um 237,4 Mio €. Im Vorjahreswert waren insbesondere 

eine Dividendenausschüttung der WEB Westdeutsche Beteiligungsgesellschaft mbH infolge 

einer Börseneinführung und eine Ausschüttung der WestLB Beteiligungsholding GmbH aus 

dem Verkauf unserer Anteile an der HSH Nordbank AG enthalten. Insgesamt fielen zudem 

die Erträge aus Aktien und anderen nicht festverzinslichen Wertpapieren um  

51,2 Mio € in 2007 niedriger aus. Gegenläufig entwickelten sich die Erträge aus Kredit- und 

Geldmarktgeschäften sowie aus festverzinslichen Wertpapieren und Schuldbuchforderungen, 

die in engem Zusammenhang mit einem Rückgang im Nettoergebnis aus Finanzgeschäften 

stehen.

Die Zinsspanne auf Basis der durchschnittlichen Risikoaktiva (BIZ) verringerte sich im 

Vergleich zum Vorjahr um 36 Basispunkte auf 1,59%.

Provisionsüberschuss

Der Provisionsüberschuss konnte um 6,6% auf 343,2 Mio € gesteigert werden. Diese 

erfreuliche Ergebnisentwicklung ist im Wesentlichen auf gestiegene Provisionserträge aus 

dem Kredit- und Konsortialgeschäft zurückzuführen. 
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Nettoergebnis aus Finanzgeschäften

Das Nettoergebnis aus Finanzgeschäften beträgt – 1.477,5 Mio € und ist einerseits geprägt 

von den im ersten Halbjahr 2007 angefallenen Verlusten aus dem Eigenhandel mit Spread-

positionen in Stamm- und Vorzugsaktien in Höhe von – 604,0 Mio € sowie andererseits  

von Bewertungsverlusten im Zusammenhang mit der internationalen Finanzmarktkrise 

(1.130,2 Mio €). Bereinigt um diese Ergebniseffekte hat sich das Nettoergebnis aus Finanz-

geschäften im Vorjahresvergleich reduziert. Dies ist einerseits auf die im Vorjahresergebnis 

enthaltenen höheren Erträge aus Aktien und Aktienderivaten sowie strukturierten Zins

produkten zurückzuführen. Andererseits war im Vorjahr ein deutlicher Anstieg aus zins

bezogenen Produkten zu verzeichnen, dem im Zinsüberschuss ausgewiesene Aufwendungen 

gegenüberstanden. 

Saldo sonstige betriebliche Aufwendungen/Erträge 

Der Saldo aus sonstigen betrieblichen Aufwendungen und Erträgen beträgt 44,1 Mio € und 

liegt damit um 37,9 Mio € über dem Vorjahreswert. Der Anstieg resultiert im Wesentlichen 

aus geringeren Zuführungen zu Rückstellungen bei gleichzeitiger Auflösung nicht mehr 

benötigter Rückstellungen. Darüber hinaus enthielt der Vorjahreswert Aufwendungen im 

Zusammenhang mit dem Beihilfeverfahren sowie einer strukturierten Beteiligungstransaktion.

Verwaltungsaufwand

Die Verwaltungsaufwendungen konnten im abgelaufenen Geschäftsjahr um 238,2 Mio € 

(15,0%) auf 1.347,1 Mio € gesenkt werden.

Der Personalaufwand liegt mit 740,1 Mio € um 19,3% unter dem Vorjahresniveau. Zurück-

zuführen ist dies vor allem auf geringere nicht lineare Gehaltskomponenten.

Bei den anderen Verwaltungsaufwendungen in Höhe von 607,0 Mio € erzielten wir gegenüber 

dem Vorjahr Einsparungen in Höhe von 61,6 Mio €. Beigetragen haben hierzu insbesondere 

geringere Aufwendungen für Grundstücke und Gebäude infolge einer Teilveräußerung 

unseres Immobilienportfolios im Vorjahr. 

Kreditrisikovorsorge

Die Kreditrisikovorsorge für akute und latente Risiken weist eine Nettozuführung von  

– 373,3 Mio € aus. Der überwiegende Anteil der Brutto-Zuführungen ist bonitätsinduziert 

und resultiert mit 419,4 Mio € aus den Marktstörungen bedingt durch die Finanzmarktkrise. 

Darin enthalten sind Abschreibungen auf Wertpapiere des Finanzanlagebestands aufgrund 

akuter Adressenausfallrisiken in Höhe von 277,2 Mio €. Im Vorjahr – unter anderem aufgrund 

eines positiven Effekts aus der Anpassung des Schätzwertes zur Bemessung der Länder

risikovorsorge – war per saldo noch eine Nettoauflösung von 331,3 Mio € zu verzeichnen. 

Wir haben allen erkennbaren Kreditrisiken in angemessener Form Rechnung getragen.
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	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006	 Veränderung
	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 in %
Ergebnis aus Finanzanlagen	 88,3	 – 14,0	 102,3	 > 100
Ergebnis aus Beteiligungen	 72,3	 – 52,5	 124,8	 > 100
 
Ergebnis aus Finanzanlagen und Beteiligungen 	 160,6	 – 66,5	 227,1	 > 100

Ergebnis aus Finanzanlagen und Beteiligungen

Das Ergebnis aus Finanzanlagen und Beteiligungen konnte auf 160,6 Mio € verbessert 

werden und setzt sich wie folgt zusammen: 

Im Ergebnis aus Beteiligungen sind im Wesentlichen Verkaufserlöse und Auflösungen von 

Gewährleistungsverpflichtungen enthalten, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von 

Beteiligungen befristet eingegangen wurden. 

Das Ergebnis aus Finanzanlagen enthält überwiegend Erlöse aus dem Verkauf von Wert

papieren. 

Auflösung des Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB

Den Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340 g HGB in Höhe von 300,0 Mio € haben 

wir 2007 aufgelöst.

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Der Steueraufwand liegt mit 115,5 Mio € um 22,3 Mio € unter dem Vorjahreswert und ent

fällt mit 95,2 Mio € auf das Inland und mit 20,3 Mio € auf ausländische Niederlassungen.

Aufgrund eines Teilgewinnabführungsvertrages abgeführte Gewinne

Aufgrund der Vertragsbedingungen werden keine Teilabführungen für die begebenen stillen 

Einlagen ausgewiesen (i.V. 59,1 Mio €). Eine freiwillige Verzinsung der stillen Einlagen 2005 

wird den Gremien der Bank vorgeschlagen.

Jahresfehlbetrag

Insgesamt ergibt sich in der WestLB für das Geschäftsjahr 2007 ein Jahresfehlbetrag in 

Höhe von – 1.163,6 Mio €, der durch Entnahmen aus anderen Gewinnrücklagen (150,0 Mio €) 

und aus der Kapitalrücklage (960,4 Mio €) ausgeglichen wird. Die stillen Einlagen aus dem 

Jahr 2003 nehmen mit 53,2 Mio € am Verlust teil.
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Bilanzposten Aktiva

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 Veränderung
	 Mrd €	 Mrd €	 Mrd €	 in %
Barreserve/liquide Schuldtitel	 1,7	 1,5	 0,2	 13,3
Forderungen an Kreditinstitute	 68,1	 83,2	 – 15,1	 – 18,1
Forderungen an Kunden	 89,2	 89,7	 – 0,5	 – 0,6
Wertpapiere	 54,8	 46,9	 7,9	 16,8
Beteiligungen/verbundene Unternehmen	 5,1	 4,5	 0,6	 13,3
Treuhandvermögen	 0,4	 0,4	 0,0	 0,0
Sachanlagen/immaterielle Vermögensgegenstände	 0,1	 0,2	 – 0,1	 – 50,0
Sonstige Aktiva	 11,9	 10,9	 1,0	 9,2
 
Bilanzsumme	 231,3	 237,3	 – 6,0	 – 2,5

Bilanzposten Passiva

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 Veränderung
	 Mrd €	 Mrd €	 Mrd €	 in %
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	 111,1	 107,3	 3,8	 3,5
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden	 50,1	 56,5	 – 6,4	 – 11,3
Verbriefte Verbindlichkeiten	 47,6	 46,9	 0,7	 1,5
Treuhandverbindlichkeiten	 0,4	 0,4	 0,0	 0,0
Sonstige Passiva	 12,1	 14,1	 – 2,0	 – 14,2
Nachrangige Verbindlichkeiten/Genussrechtskapital	 5,2	 5,8	 – 0,6	 – 10,3
Fonds für allgemeine Bankrisiken	 0,0	 0,3	 – 0,3	 – 100,0
Eigenkapital	 4,8	 6,0	 – 1,2	 – 20,0
 
Bilanzsumme	 231,3	 237,3	 – 6,0	 – 2,5
Eventualverbindlichkeiten	 7,5	 9,3	 – 1,8	 – 19,4
Andere Verpflichtungen/Kreditzusagen	 67,8	 80,7	 – 12,9	 – 16,0
 
Geschäftsvolumen	 306,6	 327,3	 – 20,7	 – 6,3

Bilanz und Geschäftsvolumen

Das Geschäftsvolumen entwickelte sich rückläufig und beläuft sich zum 31. Dezember 2007 

auf 306,6 (i.V. 327,3) Mrd €.

Kreditvolumen

Das Kreditvolumen reduzierte sich auf 239,5 (i.V. 269,6) Mrd €. Die Rückgänge betreffen 

im Wesentlichen die Forderungen an Kreditinstitute und die unwiderruflichen Kreditzusagen. 

Der verminderte Ausweis der unwiderruflichen Kreditzusagen resultiert im Wesentlichen 

aus niedrigeren externen Zusagen. Das Kreditneugeschäft blieb in Anbetracht der Kapital-

marktsituation im zweiten Halbjahr 2007 hinter den Erwartungen zurück.
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Kreditvolumen

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 Veränderung
	 Mrd €	 Mrd €	 Mrd €	 in %
Forderungen an Kreditinstitute	 68,1	 83,2	 – 15,1	 – 18,1
Forderungen an Kunden	 89,2	 89,7	 – 0,5	 – 0,6
Eventualverbindlichkeiten	 7,5	 9,3	 – 1,8	 – 19,4
Andere Verpflichtungen/Kreditzusagen	 67,8	 80,7	 – 12,9	 – 16,0
 
Bilanzielles Kreditvolumen	 232,6	 262,9	 – 30,3	 – 11,5
Derivative Geschäfte (Kreditrisikoäquivalente)	 6,9	 6,7	 0,2	 3,0
 
Kreditvolumen insgesamt	 239,5	 269,6	 – 30,1	 – 11,2

Wertpapierbestände

Der Gesamtbestand von 50,3 (i.V. 40,5) Mrd € an Schuldverschreibungen und anderen 

festverzinslichen Wertpapieren setzt sich aus 14,4 Mrd € Geldmarktpapieren, 35,5 Mrd € 

Anleihen und Schuldverschreibungen sowie 0,4 Mrd € eigenen Schuldverschreibungen, die 

wir zur Kurspflege halten, zusammen. Den Finanzanlagebestand an Wertpapieren als Teil 

des Anlagevermögens haben wir fast vollständig endfälligkeits- und währungskongruent 

refinanziert beziehungsweise mit Derivaten gegen Zinsänderungsrisiken abgesichert; bei 

den als Liquiditätsreserve geführten Beständen ist dies überwiegend der Fall.

Zum 31. Dezember 2007 belaufen sich die Buchwerte der Aktien und anderen nicht fest-

verzinslichen Wertpapiere auf 4,5 (i.V. 6,4) Mrd €. Der Rückgang resultiert vornehmlich aus 

der Einstellung des Eigenhandels mit Spreadpositionen aus Vorzugs- und Stammaktien. 

Zudem haben wir unsere bisher im Anlagebestand gehaltenen Spezialfondsanteile im 

Geschäftsjahr 2007 aufgelöst.

Im Volumen von 3,0 Mrd € erwarben wir Geldmarkt- beziehungsweise Wertpapierspezial-

fonds, die von der Banque d’Orsay S.A., Paris, aufgelegt worden sind.

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen

Zum 31. Dezember 2007 beläuft sich der Buchwert der Beteiligungen und Anteile an 

verbundenen Unternehmen auf 5,1 (i.V. 4,5) Mrd €. Die Steigerung entfällt vorrangig auf die 

Entwicklung bei den Anteilen an verbundenen Unternehmen.

Der Anstieg resultiert im Wesentlichen aus der Einbringung einer Sacheinlage in die  

WestLB Orion Limited S.à.r.l., Luxemburg. Ferner gab es Kapitalerhöhungen bei der 

readybank ag, Berlin, und der Banco WestLB do Brasil S.A., São Paulo. Das Kapital der in 

Brasilien tätigen Bank wurde um rund 157 Mio Brasilianische Real (60 Mio €) erhöht. Mit 

dieser Maßnahme beabsichtigt die WestLB, ihre Geschäftsaktivitäten in Lateinamerika, und 

dort speziell in Brasilien, zu stärken. Die Kapitalerhöhung von 44 Mio € bei der readybank ag 

dient dem Ausbau unseres Privatkundengeschäfts.
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Gleichzeitig wirkte sich die Verschmelzung der WestLB Beteiligungsholding GmbH auf die 

WestLB AG buchwertmindernd aus.

Einlagen von Kreditinstituten und Kunden

Zum Jahresende 2007 weisen wir Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten von  

111,1 (i.V. 107,3) Mrd € aus. Die Steigerung resultiert im Wesentlichen aus einem höheren 

Bestand an Wertpapierpensionsgeschäften. Die Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 

reduzierten sich hingegen um 6,4 Mrd € und betragen nunmehr 50,1 Mrd €.

Emissionsgeschäft

Die verbrieften Verbindlichkeiten weisen ein annähernd unverändertes Niveau auf und 

betragen zum Bilanzstichtag 47,6 (i.V. 46,9) Mrd €. 

Wir emittierten im abgelaufenen Geschäftsjahr öffentliche Pfandbriefe im Gesamtvolumen 

von 6,2 Mrd €. Davon wurden im längerfristigen Bereich 5,2 Mrd € und im kurzfristigen, 

bis zu einem Jahr befristeten Segment 1,0 Mrd € emittiert.

Nach dem 1,0 Mrd € großen, zweijährigen Benchmark-Pfandbrief Anfang 2007 und dem 

fünfjährigen Jumbo-Pfandbrief im Juni konnte im November ein öffentlicher Jumbo-Pfand-

brief am Markt platziert werden. Das Ordervolumen der dreijährigen Emission betrug mehr 

als 2,0 Mrd €, was einer zweifachen Überzeichnung entsprach. Der Pfandbrief wurde breit 

gestreut bei deutschen und internationalen Investoren platziert. 65% des Volumens wurde 

außerhalb Deutschlands abgesetzt, davon 21% in Asien und 12% in Skandinavien. Für die 

hohe Qualität des Produkts in volatilen Märkten spricht auch der mit 35% hohe Anteil von 

Zentralbanken.

Die Pfandbriefemissionen der WestLB AG sind mit den Spitzenratings Aaa/AAA der Rating-

agenturen Moody’s und Standard & Poor’s bewertet. 

An unbesicherten Wertpapieren wurden im letzten Geschäftsjahr 5,3 Mrd € emittiert.

Eigene Mittel

Gemäß der Eigenmittelempfehlung des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht (BIZ) hat 

die WestLB ihre Geschäftstätigkeit in angemessener Höhe mit Eigenmitteln zu unterlegen. 

Wenngleich eine derartige Berechnung mit Inkrafttreten der Solvabilitätsverordnung zum 

1. Januar 2007 aufsichtsrechtlich nicht mehr verlangt wird, hat sich die Bank für den  

Übergangszeitraum bis zur erstmaligen Berechnung der Basel-II-Kennzahlen ab 2008 ent-

schlossen, an den bisherigen Berechnungen festzuhalten. 
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Im Einzelnen dürfen die Eigenmittel 8% der Summe aus den gewichteten Adressenausfall-

risiken des Anlage- und des Handelsbuches und dem 12,5-fachen Anrechnungsbetrag der 

Marktrisikopositionen des Handelsbuches nicht unterschreiten. Die geforderte Eigen

mittelunterlegung wurde von der WestLB AG im Jahr 2007 jederzeit deutlich übertroffen.

Die bankaufsichtsrechtlich anerkannten Eigenmittel gemäß BIZ setzen sich aus dem  

Kern- und Ergänzungskapital sowie den Drittrangmitteln zusammen und betragen zum  

31. Dezember 2007 für die WestLB AG unter Berücksichtigung des Jahresergebnisses  

7.961,7 Mio €. Im Einzelnen gliedern sich die anrechenbaren Eigenmittel wie folgt:

	 WestLB AG	 WestLB AG
	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
	 nach 	 nach
	 Jahresergebnis	 Jahresergebnis
 
Kernkapital	 4.644,1	 6.173,2
Eingezahltes Kapital	 2.243,3	 2.210,0
Offene Rücklagen	 1.861,2	 2.754,9
Vermögenseinlagen stiller Gesellschafter	 666,2	 969,4
Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340g HGB	 0,0	 300,0
Immaterielle Vermögensgegenstände	 – 56,6	 – 61,1
Abzugsposten	 – 70,0	 –
 
Ergänzungskapital	 3.098,8	 4.247,0
 
Haftendes Eigenkapital	 7.742,9	 10.420,2
 
Drittrangmittel	 218,8	 10,0
Ungenutzte Drittrangmittel	 0,0	 0,0
 
Eigenmittel/anrechenbares Eigenkapital gemäß BIZ	 7.961,7	 10.430,2

Zur Abdeckung des Jahresfehlbetrages wurden 150,0 Mio € aus den Gewinnrücklagen und 

960,4 Mio € aus der Kapitalrücklage entnommen.

Die stillen Einlagen aus 2003 haben mit 53,2 Mio € am Verlust des Geschäftsjahres teil

genommen, gleichzeitig wurde die Verzinsung ausgesetzt. 

Die § 340 g HGB-Reserven wurden komplett aufgelöst. Bei den § 340 f HGB-Reserven wurden 

unbelegte Vorsorgereserven in Höhe von 51,1 Mio € angesetzt.

Die in die regulatorischen Eigenmittel einbezogenen Genussrechte und nachrangigen Ver-

bindlichkeiten der WestLB AG erfüllen die Voraussetzungen für die Anrechenbarkeit nach 

BIZ. Für die nachrangigen Verbindlichkeiten kann eine vorzeitige Rückzahlungsverpflichtung 

nicht entstehen. Im Falle des Konkurses oder der Liquidation werden Genussrechte und 

nachrangige Verbindlichkeiten erst nach Befriedigung aller nicht nachrangigen Gläubiger 

zurückgezahlt.
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Risikoaktiva und Eigenmittelunterlegung gemäß BIZ

	 WestLB AG	 WestLB AG
	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
	 nach 	 nach
	 Jahresergebnis	 Jahresergebnis
Adressenausfallrisiken	 82.252	 73.303	
12,5-facher Anrechnungsbetrag für 
Marktrisikopositionen	 3.688	 2.925	
 
Gesamt	 85.940	 76.228	
Kernkapitalquote	 5,7	 8,4	
Kreditbezogene Kapitalquote	 9,4	 14,2	
Eigenmittelquote	 9,3	 13,7	

Risikobericht

US-Subprime- und Finanzmarktkrise 2007

Hintergrund, Marktentwicklung

In den zurückliegenden Jahren war der US-amerikanische Hypothekenmarkt durch einen 

wahren Boom gekennzeichnet. Dieser war begünstigt durch ansteigende Hauspreise, 

günstige Finanzierungskonditionen und die Entwicklung an den internationalen Finanz

märkten, Kreditrisiken in Form von Strukturierungs- und Verbriefungstechniken an eine 

Vielzahl von Investoren weiterzugeben. Eine hohe im Markt befindliche Liquidität sowie das 

Verlangen der Anleger nach strukturierten höherverzinslichen Anlageformen verstärkten 

diesen Trend.

Dieses Marktumfeld veränderte sich in 2007 grundlegend. Kreditnehmer waren angesichts 

steigender Kreditzinsen und gleichzeitig fallender Hauspreise nicht mehr in der Lage, ihren 

Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. Die Zahl privater Zwangsvollstreckungen, insbe-

sondere im US-Immobiliensektor, stieg sprunghaft an und beschleunigte den Preisverfall 

von US-Privatimmobilien. Diese Entwicklung übertrug sich weltweit, weil die zugrunde

liegenden Kreditforderungen in Form von Verbriefungen von einer Vielzahl von inter

nationalen Investoren gehalten wurden. Käufer von diesen sogenannten „Mortgage Backed 

Securities“ (MBS) realisierten entsprechend hohe finanzielle Verluste. Das Gleiche gilt für 

sogenannte „Collateralized Debt Obligations“ (CDO), die neben Kreditforderungen hohe 

Bestände an MBS-Papieren enthalten.

Im Ergänzungskapital werden 759,6 Mio € Genussrechtskapital und 2.565,7 Mio € nach-

rangige Verbindlichkeiten angerechnet. Das Genussrechtskapital und die nachrangigen 

Verbindlichkeiten wurden entsprechend der Emissionsbedingungen bedient.

Auf Basis der gemäß BIZ anrechenbaren Eigenmittel wurden zum 31. Dezember 2007 die 

folgenden Kennziffern ermittelt:
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Wegen der Unsicherheit, ob und in welchem Umfang weitere Marktteilnehmer und Asset-

klassen von den Risiken betroffen sind, wurden Banken veranlasst, Marktliquidität und das 

Kreditangebot weiter zu verknappen und Zinsen aufgrund des Unsicherheitsfaktors zu 

erhöhen. Diese Entwicklung übertrug sich auch auf die kurzfristigen Finanzierungs

möglichkeiten über Commercial Paper-Emissionen bei Structured Investment Vehicles (SIV) 

und Asset Backed Commercial Paper (ABCP)-Programmen. Aufgrund des drohenden 

Wertverlustes der als Sicherheiten bestellten MBS- und CDO-Positionen sank das Investoren-

interesse in Commercial Paper-Finanzierung. Um die Liquidität dennoch sicherzustellen, 

haben verbundene Banken trotz Bonitätsrisiken und angespannter Marktsituation Stüt-

zungsmaßnahmen eingeleitet und unter anderem kurzfristige Refinanzierungslinien zur 

Verfügung gestellt.

Der erhöhte Abschreibungsbedarf der Banken und Investoren, Stützungsaktivitäten für 

verbundene SIVs und die damit einhergehende unsichere Ertragserwartung erhöhten  

die Volatilität des gesamten Aktienmarktes. Unsicherheit über das Gesamtausmaß der 

Subprime-Krise und deren unbestimmte Auswirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung 

ließ internationale Aktienmärkte und insbesondere Finanzmarkttitel schwächer notieren.

Die Unsicherheit und Probleme des Kreditmarktes sowie des MBS/CDO-Marktes wirkten 

sich zeitverzögert ebenfalls auf andere Teilbereiche des Asset Backed Security (ABS)-Marktes 

aus. Das Investorenrisiko stieg ebenfalls signifikant in ABS-Klassen wie Commercial Mortgage 

Backed Securities (CMBS) oder Credit Card Receivables an.

Im Zuge der fortschreitenden Finanzmarktkrise forcieren die Rating-Agenturen kontinuier-

lich ihre Neubewertungsaktivitäten und stufen ABS/MBS/CDO-Klassen in Abhängigkeit der 

Qualität des Asset Pools im Rating ab. Rating-Migrationen drücken die Markt- und Bewer-

tungspreise und reduzieren die Liquidität des Marktes. Ein Ende der Krisensituation ist 

momentan nicht abzuschätzen.

Aktives Risikomanagement 

Als Reaktion auf die deutliche Verschlechterung der Markt- und Liquiditätssituation aufgrund 

der US-Subprime- und Finanzmarktkrise im Sommer wurde in der WestLB eine geschäfts-

bereichsübergreifende Arbeitsgruppe eingesetzt mit direkter Berichtslinie an den Vorstand. 

Diese hatte die Aufgabe, zentral für die Bank alle Liquiditäts- und Risikoeffekte zu steuern, 

die sich aus den Positionen aus SIV, Asset Backed Commercial Paper (ABCP)-Programmen 

und weiteren Structured Credit Investments mit Bezug zu US-Immobilienmärkten ergeben 

haben. Die Arbeitsgruppe bereitete schnell und effizient alle Entscheidungen vor, um mög-

liche negative Auswirkungen der internationalen Kredit- und Liquiditätskrise möglichst 

frühzeitig zu erkennen und um risikoreduzierende Maßnahmen rechtzeitig einleiten zu 

können. Zudem wurden die Kreditgenehmigungsprozesse für die von der Krise betroffenen 

Produkte angepasst, um so jederzeit eine zentrale Entscheidungsmöglichkeit und Risiko

begrenzung sicherzustellen.
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Liquiditätsmanagement

Unter Berücksichtigung der Liquiditätsrisikostrategie wurde durch ein zentrales und aktives 

Management und liquiditätswirksame Aktiv-Passiv-Steuerung die angespannte Liquiditäts-

situation am Markt bewältigt, sodass die Liquidität des Konzerns in 2007 jederzeit sicher-

gestellt war. Neben einer Verbreiterung der Refinanzierungsbasis und der Fortsetzung des 

langfristigen Emissionsprogramms werden Wertpapierbestände als Liquiditätsreserve 

gehalten, die kurzfristig verkauft oder bei Zentralbanken hinterlegt werden können. Unter 

dem Aspekt der Marktsituation wurden verstärkt konservative Stresstests und Szenario

analysen durchgeführt, um mögliche Liquiditätsengpässe frühzeitig zu erkennen und um 

entsprechende liquiditätssichernde Maßnahmen einzuleiten.

Bestandsbewertung und Limitierung

Aufgrund illiquider Märkte und der dadurch bedingten Intransparenz der Preisgestaltung 

wurden vom Bereich Market Risk Management bestehende Modelle und Bewertungs

methoden für komplexe Kreditproduktstrukturen weiterentwickelt. Ebenso wurden diffe-

renziertere Expected Loss-Verfahren implementiert. Dies führt zu einem mehrstufigen 

Bewertungsansatz. Zielsetzung dieses Ansatzes ist es, sämtliche verfügbaren Informations-

quellen für die Bewertung heranzuziehen und durch Vergleich verschiedener Bewertungs-

ansätze unter den gegebenen Marktumständen zu einer möglichst sachgerechten Bewertung 

zu gelangen. Im ersten Schritt des Bewertungsverfahrens wurden Marktpreise herangezo-

gen, soweit diese verfügbar waren und angemessen erschienen. Lagen entsprechende 

Quotierungen nicht vor, kamen die Mark to Model-Bewertungsansätze zum Einsatz. In einem 

zweiten Schritt wurden die so ermittelten Wertansätze durchgängig einer Impairment-

Analyse unterzogen. Hierzu erfolgte die Ermittlung des sogenannten „expected loss“ für 

die Positionen unter der Bedingung der derzeit gegebenen extremen Marktverhältnisse. 

Nach Vergleich der beiden Wertansätze wurde weitgehend der konservativere Bewertungs-

ansatz verwendet. In einem dritten Schritt wurden die so ermittelten Wertansätze für das 

Gesamtportfolio noch einmal mit einem alternativen Mark to Model-Ansatz verglichen, der 

jedem Wertpapier auf Basis der Asset-Klasse und des Ratings einen Markt-Spread zuweist. 

Bei Super Senior CDOs wurde die Bewertung nach dem Durchschauprinzip auf die zugrunde

liegenden Assets dargestellt. Wir gewährleisten so unter Berücksichtigung der aktuellen 

Marktgegebenheiten eine angemessene Bewertung der Bestände.

Neben der Value-at-Risk-Limitierung für Marktpreisrisiken trugen zusätzliche beschränkende 

Risikoparameter dazu bei, die erforderliche Transparenz zu gewährleisten. Das konservative 

Stress-Testing und die Szenarioanalyse wurden erweitert, um potenzielle produkt- und 

portfoliospezifische Markt- und Kreditrisiken in Extremsituationen zu beurteilen. Die 

Anpassung der Systeminfrastruktur und des Management Informationssystems an die 

Dynamik des Marktes erfolgte dementsprechend. 
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Zusammenfassung und Ausblick

Das Jahr 2007 war geprägt von den Ereignissen der US-Subprime- und Finanzmarktkrise. 

Die Kapitalmärkte erwiesen sich als ein äußerst schwieriges Umfeld. Die Dauer und insbe-

sondere das Ausmaß der Subprime- und Finanzmarktkrise wurden von den Marktteilnehmern 

nicht in diesem Maße erwartet. Die dann einsetzende Illiquidität an den Märkten beschränkte 

die möglichen Handlungsoptionen der Marktteilnehmer wesentlich, sodass letztendlich 

entsprechende Auswirkungen auf die Ergebnisse und Kapitalausstattung trotz der ein

geleiteten Maßnahmen nur in eingeschränktem Umfang verhindert werden konnten.

Die von uns eingesetzten Standardinstrumentarien (z. B. Stresstests) haben Indikationen 

über potenzielle Verluste durch mögliche Kreditkrisen (z. B. in Analogie zur Asienkrise 

1997/1998 bzw. Russlandkrise 1998/1999) gegeben. Dauer und Ausmaß dieser Finanzmarkt-

krise sowie die beobachteten Korrelationen zwischen den Risikoarten sind in dieser 

Kombination aber erstmalig aufgetreten. So haben sich die Marktverwerfungen auf eine 

Vielzahl von Asset-Klassen bezogen, was entsprechenden Bewertungsbedarf für die Aktiv-

seite ausgelöst hat. Zudem hat die einsetzende Vertrauenskrise zu einem dauerhaften Anstieg 

der Refinanzierungskosten der Banken geführt, beispielsweise waren Positionen aus Asset 

Backed Commercial Paper-Programmen am Markt nicht mehr oder nur in eingeschränktem 

Umfang platzierbar. Im Rahmen der laufenden Entwicklung werden wir unser Risikomanage

ment auf Basis der Erfahrungen aus der Subprime- und Finanzmarktkrise auch in 2008 

weiterentwickeln.

Risikobericht – Allgemeiner Teil

Das Risikomanagement der WestLB hat das Ziel, möglichst hohen Qualitätsstandards zu 

genügen. Unsere Prozesse und Verfahren ermöglichen es uns daher generell, unerwünschte 

Risikoentwicklungen frühzeitig zu erkennen und entsprechend gegenzusteuern. Im Verlauf 

der US-Subprime- und Finanzmarktkrise 2007 sind diese Prozesse und Verfahren an Grenzen 

gestoßen und deshalb in 2008 weiterzuentwickeln.

Für die in 2007 abgeschlossenen Basel-II-Prüfungen für den Advanced Internal Ratings 

Based Approach (AIRB) für Kreditrisiken und den Advanced Measurement Approach (AMA) 

für operationelle Risiken hat die BaFin im Dezember der WestLB zugestanden, die fort

geschrittenen Methoden vorab ab 1. Januar 2008 anwenden zu dürfen. Die WestLB geht 

davon aus, dass der finale Zulassungsbescheid zur Anwendung dieser Methoden im  

ersten Quartal vorliegen wird. Damit belegen wir die Qualität unserer Risikosteuerungs

verfahren, -methoden und -prozesse. 

Auch die neuen aufsichtsrechtlichen Anforderungen aus den Mindestanforderungen an das 

Risikomanagement (MaRisk) sind weitestgehend in der Bank umgesetzt.

Da die Risikosteuerung der WestLB auf den WestLB Konzern ausgerichtet ist, beziehen sich 

die Zahlenangaben in diesem Risikobericht grundsätzlich auf den WestLB Konzern. Für 

Kennzahlen, die sich explizit auf die WestLB AG beziehen, ist dies jeweils angegeben.
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Grundsätze des Risikomanagements

Unser Risikomanagement orientiert sich an folgenden Grundsätzen:

Wir definieren unser Risikoprofil über die Risikotoleranz. Der Vorstand legt in Abstimmung 

mit dem Aufsichtsrat die Risikotoleranz und die darauf aufbauenden Risikostrategien fest.

Die Risikomanagementprozesse stellen die Transparenz des Risikoprofils sicher und ermög-

lichen damit eine weitgehend vorausschauende Steuerung. Kernprozesse des Risiko

managements sind die Ermittlung, die Überwachung, die Analyse, die Steuerung und die 

Berichterstattung über die Risiken des Konzerns.

Das Risikomanagement ist Bestandteil der Gesamtbanksteuerung. Risiko, Ertrag und 

Kapitalbedarf werden dabei integriert betrachtet.

Die Verantwortlichkeiten von Organen, Komitees und Unternehmensbereichen sind klar 

definiert. Das Risikomanagement erfolgt organisatorisch unabhängig von den Markt

bereichen.

Die Aufbauorganisation, die Risikoprozesse sowie die eingesetzten Mess- und Steuerungs-

verfahren richten wir an diesen Grundsätzen aus.

Organisation

Der Vorstand verantwortet konzernweit die Steuerung der Risiken. Die Grundsätze der 

Risikopolitik und der Risikosteuerung stimmt er dabei eng mit dem Risikoausschuss des 

Aufsichtsrates ab und informiert diesen regelmäßig detailliert über die Risikolage des 

Konzerns.

Gremien 

Der Vorstand hat eine unternehmens- und geschäftsbereichsübergreifende Komiteestruktur 

implementiert. Sie basiert auf Funktionen und Verantwortungsbereichen der Vorstands

ebene. Nachfolgend sind die für die Gesamtbanksteuerung verantwortlichen Komitees 

dargestellt: 

Das Asset Liability Committee (ALCO) plant und steuert die strukturelle Liquidität, die 

Bilanzstruktur sowie die Allokation von ökonomischem und regulatorischem Kapital im 

Konzern. 

Das Global Risk Committee (GRC) unter der Leitung des Chief Risk Officer (CRO) ist zu

ständig für die strategische Weiterentwicklung der Risikomanagementfunktion der Bank im 

Einklang mit den Geschäfts- und Risikostrategien des WestLB Konzerns. Dies beinhaltet die 

konzernweite Planung, Limitierung, Überwachung und Berichterstattung über die aus dem 

Bankgeschäft resultierenden Risiken unter Berücksichtigung der Vorschriften und Regularien 

der Aufsichtsbehörden. 
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Dem GRC wurden als Unterkomitees zugeordnet:

Das Credit Committee (CC) ist die höchste Kompetenzebene mit einer direkten Bericht

erstattung an den Vorstand für alle Kreditanträge, Kapitalbeteiligungsanträge und eigen-

kapitalnahen Geschäfte, soweit nicht aufsichtsrechtliche Vorschriften oder andere Regula-

rien eine Beschlussfassung durch den Gesamtvorstand beziehungsweise den Aufsichtsrat 

erfordern. Darüber hinaus verantwortet das Credit Committee die zentrale Länderlimit

steuerung.

Das Credit Portfolio Committee (CPC) steuert bankweit die Kreditrisiken auf Portfolioebene.

Das Economic Capital Committee (ECC) entscheidet über die mit Basel II und Economic 

Capital verbundenen Prozesse, Parameter, Methoden und Steuerungsansätze und koordiniert 

deren Implementierung. Es setzt damit den Rahmen für die Risikosteuerung. 

Das Market Risk Committee (MRC) überwacht alle Marktpreisrisikopositionen unter Berück-

sichtigung der vom Market Risk Management durchgeführten Risikoanalysen. MRC beurteilt 

die Marktrisikosituation insgesamt und insbesondere mit Blick auf Risikokonzentrationen, 

Limitbedarf sowie außergewöhnliche Neugeschäfte.

Dem MRC ist das New Product Approval Committee (NPAC) untergeordnet, in dem der 

konzernweite Prozess zur Genehmigung neuer Produkte verankert ist. Das MRC wird regel-

mäßig über die wesentlichen Neuproduktentscheidungen und verwandte Themen informiert. 

Local OpRisk Committees in London, New York, Singapur (für Asia Pacific) und Düsseldorf 

(für Europa) schärfen den Blick für operationelle Risiken. Sie dienen außerdem dem 

systematischen Informationsaustausch über aktuelle Schadensfälle des WestLB Konzerns 

und anderer Unternehmen. Die Ergebnisse werden durch das Operational Risk Management 

an das GRC berichtet. 

Die Geschäftsbereiche unterstützen die Arbeit der Komitees.

Anpassungen der Komiteestruktur im Hinblick auf Basel II sind in Planung. 

Bereiche

Der Chief Risk Officer (CRO) verantwortet im Vorstand die folgenden Bereiche, die organi-

satorisch unabhängig von der Marktseite sind:

Der Bereich Economic Capital von Group Risk Management (GRM) ist für das Risiko

toleranzkonzept (WestLB Capital Adequacy-Program, WestCAP) verantwortlich. In diesem 

Zusammenhang stellt GRM sicher, dass die Risiken des Konzerns angemessen im ökono-

mischen Risikokapital reflektiert werden. GRM treibt darüber hinaus die Umsetzung 

wesentlicher Anforderungen aus der zweiten Säule von Basel II voran, bildet das Beteili-
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gungsrisiko ab und stellt die unabhängige Überwachung der Liquiditätsrisiken sicher. Die 

in diesem Bereich durchgeführten Gesamtbankanalysen münden in einen integrierten 

Risikobericht, der regelmäßig für den Vorstand und die Aufsichtsgremien der Bank erstellt 

wird. Seit November 2007 wurde die aufsichtsrechtliche Berichterstattung (Bereich 

Regulatory Reporting) im GRM integriert mit der Zielsetzung, die interne und externe 

Risikosteuerung aus einer Hand zu gewährleisten. Das wesentliche Aufgabenfeld des 

Bereiches Regulatory Reporting ist insbesondere die Erstellung von aufsichtsrechtlichen 

Meldungen, beispielsweise nach KWG, Liquiditätsverordnung, Solvabilitätsverordnung, 

GroMiKV und AWG/AWV. 

Credit Risk Management (CRM), unterteilt in Sector Coverage (CRM-SC) und Products  

& Portfolio Management (CRM-PPM), steuert und überwacht die Kreditrisiken und stellt in 

der WestLB den Marktfolgebereich gemäß den MaRisk dar.

CRM übernimmt die operative Kreditfunktion, die insbesondere die Einzelkreditrisiko- 

analyse und -genehmigung sowie die Überwachung der eingeräumten Limite umfasst. Dazu 

gehören die Ratingerstellung und das zweite Votum im Rahmen des Kreditprozesses. 

CRM befasst sich darüber hinaus mit Grundsatzfragen des Kreditgeschäfts. Dabei handelt 

es sich im Wesentlichen um die Festlegung der Standards im Kreditgeschäft sowie die 

Umsetzung von aufsichtsrechtlichen Vorgaben und die Neu- und Weiterentwicklung inter-

ner Ratingsysteme (Methodenkompetenz). 

Des Weiteren steuert CRM weltweit das Kreditportfolio des Konzerns und bereitet in diesem 

Zusammenhang auch die Kreditrisikostrategien vor. 

Market Risk Management (MRM) analysiert, überwacht und steuert Risiken aus Handels-

transaktionen des WestLB Konzerns. Dabei überprüft MRM unter anderem die von den 

Handelsbereichen vorgeschlagenen Bewertungsmethoden und entwickelt bedarfsgerecht 

die internen Risikomodelle zur Kalkulation von Marktpreis- und Kontrahentenrisiken weiter. 

Darüber hinaus etabliert oder veranlasst MRM die erforderlichen Überwachungsprozesse 

und verfasst maßnahmenorientierte Berichte zu den Risiken aus dem Handelsgeschäft. 

Operational Risk Management (ORM) definiert Rahmenvorgaben für das Management 

operationeller Risiken. Dabei sorgt der Bereich konzernweit für die Konsistenz der Steuerung 

operationeller Risiken, nimmt Stellung zu operationellen und Reputationsrisiken und berät 

die Geschäftsbereiche des Konzerns. Eine einheitlich gute Qualität bei der Analyse, Messung, 

Steuerung und Überwachung der operationellen Risiken wird somit sichergestellt. Zudem 

hat der Geschäftsbereich die in den Jahren 2006 und 2007 von der Bankenaufsicht durch-

geführten AMA-Prüfungen (Advanced Measurement Approach) begleitet.
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Neben den vom CRO verantworteten Bereichen tragen die folgenden Einheiten im weiteren 

Sinne zum Risikomanagement des Konzerns bei:

Group Treasury (GT) ist für die Refinanzierungsstrategie des WestLB Konzerns zuständig 

und steuert die täglichen Liquiditätsströme innerhalb der von den relevanten Gremien 

vorgegebenen Limite.

Daneben steuert GT die Zins- und Währungsrisiken des Bankbuchs innerhalb der Risikolimite 

und führt alle Transaktionen zur Beschaffung von Eigenkapital und Fremdkapital durch.

GT hat Marktzugang, bereitet die Sitzungen des ALCOs vor und setzt die in diesem Gremium 

getroffenen Entscheidungen zur Steuerung der Liquidität, der Bilanzstruktur und des Kapitals 

um.

Die Konzernrevision prüft als unabhängige Stelle alle Betriebs- und Geschäftsabläufe,  

das Risikomanagement und das interne Kontrollsystem des Konzerns im Hinblick auf An-

gemessenheit, Wirksamkeit und Effizienz. Damit trägt sie zum Schutz des Konzernvermögens, 

zur Verbesserung der betrieblichen Leistungsprozesse und zur Einhaltung aufsichtsrecht-

licher Vorgaben bei. Grundlage für die Arbeit der Konzernrevision sind im Wesentlichen die 

Weisungen des Vorstands sowie gesetzliche und aufsichtsrechtliche Vorgaben. Adressaten 

der Prüfungsergebnisse sind der Vorstand und die jeweiligen Geschäftsbereiche. Darüber 

hinaus überwacht die Konzernrevision die Abarbeitung von Prüfungsbeanstandungen im 

Rahmen eines institutionalisierten Prozesses.

Der Bereich Recht berät und unterstützt die Risikosteuerung bei den unterschiedlichsten 

Aufgaben – beispielsweise bei Besicherungsvereinbarungen.

Group Compliance schützt die Integrität und das Ansehen der Bank durch die Förderung 

rechtmäßigen und korrekten Geschäftsverhaltens im Interesse der Kunden, Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter sowie der Anteilseigner. Des Weiteren überwacht und sichert der Bereich 

die Einhaltung regulatorischer Vorgaben, um Regelverstöße gegen das Aufsichtsrecht zu 

verhindern beziehungsweise aufzudecken.

Risikotoleranz als Maßstab des Risikoprofils

Ausgangspunkt der Risikosteuerung ist die Festlegung der Risikotoleranz durch den Vorstand 

und die Eigentümer mittels des WestCAP. Durch WestCAP werden die Anforderungen von 

Basel II/Säule 2 (Internal Capital Adequacy Assessment Process – ICAAP) erfüllt.

Die Risikotoleranz bestand zum 31. Dezember 2007 im Wesentlichen aus dem Tier-1-Kapital. 

Sie reflektiert den angestrebten Umfang des Risikos und begrenzt als Gesamtbankrisikolimit 

die Risikoübernahme der Bank. Die Auslastung der Risikotoleranz wird mithilfe des ökono-

mischen Risikokapitals bestimmt. 
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Ökonomisches Risikokapital als einheitliche Messgröße

Das ökonomische Risikokapital misst den unerwarteten Verlust. Es stellt den Kapitalbetrag 

dar, der mit einer vorgegebenen Wahrscheinlichkeit innerhalb eines Jahres zur Abdeckung 

unerwarteter Verluste aus risikobehafteten Positionen vorgehalten werden sollte. Das Risi-

kokapital wird in allen Risikokategorien für ein Konfidenzniveau von 99,95% ermittelt. Das 

Konfidenzniveau leitet sich dabei aus dem angestrebten Zielrating im A-Bereich ab. Die 

Berechnung des ökonomischen Risikokapitals erfolgt für Adressenausfall-, Beteiligungs-, 

Marktpreis-, Steuerrisiken und operationelle Risiken auf Grundlage von Value-at-Risk (VaR)-

basierten Ansätzen. Das Gesamtbankrisiko über alle Risikokategorien hinweg wird unter 

Berücksichtigung von Diversifikationseffekten zwischen den einzelnen Risikoarten ermittelt.

n � Im Adressenausfallrisiko erfolgt die Bestimmung des ökonomischen Risikokapitals auf 

Basis einer Weiterentwicklung des Credit Risk+TM Modells. Die Einführung eines neuen 

Kreditportfoliomodells ist im Januar 2008 erfolgt. 

n � Im Marktpreisrisiko werden die ökonomischen Risikokapitalzahlen abgeleitet auf Basis 

des internen Risikomodells (Value-at-Risk-Methode), das auch für die regulatorische 

Kapitalberechnung verwendet wird. 

n � Das Modell zur Abbildung des Beteiligungsrisikos basiert auf einem modifizierten PD/

LGD-Ansatz. 

n � Die Berechnung des operationellen Risikos erfolgt unter Anwendung des WestLB AMA 

(Advanced Measurement Approach)-Modells. Diese Value-at-Risk-Methode basiert auf 

einem Verlustverteilungsansatz.

n � Im Steuerrisiko wird ökonomisches Kapital auf Basis einer Monte Carlo-Simulation für 

bestimmte strukturierte Transaktionen berechnet.

Die Risikowerte der verschiedenen Risikoarten werden auf Basis eines Varianz-/Kovarianz

ansatzes zum Gesamtbank-Value-at-Risk zusammengeführt. Dies erfolgt unter Berücksich-

tigung der Korrelationen zwischen den verschiedenen Risikoarten. Das Verfahren, und 

insbesondere der daraus resultierende Diversifikationseffekt, wird regelmäßig einem Bench-

marking unterzogen. 

WestLB AG Gruppe	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Adressenausfallrisiko	 2.915	 2.659
Marktpreisrisiko	 372	 246
Beteiligungsrisiko	 507	 600
Operationelles Risiko	 211	 272
Steuerrisiko	 122	 0
 
Summe	 4.127	 3.777
 
Risikotoleranz*	 6.077	 6.400
 
Auslastung in %	 68	 59

* �Risikotoleranz vor Jahresabschlusseffekten. Unter Einbeziehung dieser Effekte ergibt sich eine Auslastung in Höhe von 98%.



29

{Lagebericht}

Seit 2007 werden die stillen Reserven gemäß HGB-Konzernrechungslegung aufgrund  

der Umstellung auf IFRS-Bilanzierung im Konzern nicht mehr in der Risikotoleranz berück-

sichtigt. Zudem wird der budgetierte Jahresüberschuss per 31. Dezember 2007 nicht mehr 

darin einbezogen. Die neue Risikokategorie Steuerrisiko wurde per Mai 2007 in die Risiko-

toleranz aufgenommen. 

Integrierte Planung und Steuerung von Risiko und Ertrag

Im jährlichen Budgetprozess planen die Geschäftsbereiche auf Basis der Geschäftsstrategie 

auch ihren Bedarf an regulatorischem und ökonomischem Risikokapital. Dieser Kapitalbedarf 

wird in Verbindung mit der Ertragsplanung ermittelt, die sich an den Renditeerwartungen 

der Eigentümer der Bank orientiert. 

Das Konzept der wertbeitragsorientierten Gesamtbanksteuerung verbindet dabei den 

Risikokapitalbedarf beziehungsweise die damit einhergehenden Kapitalkosten mit dem 

risikobereinigten Nettoergebnis. Der Wertbeitrag zeigt das Ergebnis, welches über die 

Kapitalkosten hinaus erzielt wird. Insgesamt ist mit diesem Konzept eine verbesserte risiko

adjustierte Analyse von Geschäftsbereichen, Kundenbeziehungen und Produkten möglich. 

Aktive Steuerung des Risikoprofils

Das ALCO teilt Risikokapitallimite pro Risikokategorie und für die verschiedenen Organisa-

tionseinheiten zu. Diese orientieren sich dabei an den Ergebnissen des Budgetprozesses 

und an der festgelegten Risikotoleranz. 

Neben dem ökonomischen Risikokapital steuern wir die Struktur des Portfolios mithilfe von 

dezidierten VaR-Limiten für Handelsrisiken sowie Einzelkonzentrations- und Branchen

limiten. 

Die vom Vorstand festgelegten ökonomischen Gesamtrisikokapitallimite für die einzelnen 

Risikokategorien wurden im Geschäftsjahr 2007 durchgängig eingehalten. 

Marktpreisrisiken

Marktpreisrisiken resultieren aus der Unsicherheit über Preis-, Kurs- und Volatilitätsver

änderungen an den Finanzmärkten sowie aus Korrelationen, die zwischen unterschiedlichen 

Märkten bestehen.

Wir setzen standardmäßig die Value-at-Risk-Methode (VaR-Methode) ein, um Marktpreis-

risiken aus Handelstransaktionen im Handels- und Bankbuch zu quantifizieren und diese 

über verschiedene Märkte und Produkte hinweg miteinander vergleichbar zu machen. Unser 

VaR-Modell berücksichtigt Zinsänderungs-, Aktien- und Währungsrisiken (inkl. Rohwaren-

risiken) einschließlich der jeweiligen Volatilitätsrisiken. Das Zinsänderungs- und Aktienrisiko 

besteht aus zwei Komponenten: dem allgemeinen Risiko aufgrund allgemeiner Markt

bewegungen sowie spezifischen Risiken aufgrund emittentenbezogener Ursachen.



30

Die Value-at-Risk-Ermittlung basiert generell auf dem Verfahren der Monte Carlo-Simulation. 

Dieses Verfahren erachten wir unter Berücksichtigung der Komplexität unserer Handels-

transaktionen als angemessen.

Unser VaR-Modell wurde seitens der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  

(BaFin) im Jahr 2005 zur Ermittlung des aufsichtsrechtlichen Kapitalbedarfs für die allge-

meinen und spezifischen Marktpreisrisiken im Handelsbuch sowie für die Fremdwährungs-

risiken im Bankbuch zugelassen. Für interne Zwecke werden zur Ermittlung des VaR ein 

Konfidenzintervall von 99% sowie eine eintägige Haltedauer der Positionen unterstellt. Für 

aufsichtsrechtliche Zwecke wird eine Haltedauer von zehn Tagen angenommen.

Das VaR-Konzept bildet die Grundlage zur Berechnung des ökonomischen Kapitals, das zur 

Deckung der Marktpreisrisiken aus den von uns gehaltenen Risikopositionen im Handels- 

und Bankbuch benötigt wird. Bei den Handelspositionen wird dabei berücksichtigt, dass 

unterjährig ein aktives Management der Positionen erfolgt. Zur täglichen Überwachung der 

Marktpreisrisikopositionen leiten wir Risikolimite aus der Risikotoleranz der Bank ab und 

ordnen diese den verantwortlichen Organisationseinheiten zu. 

In der folgenden Tabelle werden die Marktpreisrisiken aus dem Handelsbestand des  

WestLB Konzerns auf aggregierter Basis dargestellt.

VaR in Mio €*	 Zinsrisiko**	 Aktienkurs-	 Währungsrisiko 	 Insgesamt	 Vorjahr
(Konfidenzintervall 99%,		  risiko***	 (inkl. Rohwaren)***
zehntägige Haltedauer)	 2007	 2007	 2007	 2007	 2006
Jahresende	 62,3	 23,4	 4,4	 83,6	 64,6
Maximum	 62,3	 73,6	 21,5	 93,8	 79,3
Minimum	 14,3	 19,9	 2,7	 34,8	 43,3
Durchschnitt	 23,7	 34,0	 5,3	 56,3	 55,0

*** �inklusive der zum Jahresende konsolidierten Vehikel Harrier, Kestrel (jeweils quotal entsprechend des WestLB Anteils), Greyhawk sowie der Positionen aus den Fonds Orsay 
Euribor Plus und Orsay Securité SICAV

*** auf Basis Variance/Covariance-Methode
*** Monte Carlo-Methode

Das Zinsrisiko im Handelsbuch stieg im zweiten Halbjahr 2007 sukzessive an. Diese Ent-

wicklung steht im engen Zusammenhang mit der US-Subprime- und Finanzmarktkrise: 

Infolge gestiegener Marktvolatilitäten und der damit verbundenen Anpassungen der 

Risikofaktoren in der VaR-Kalkulation erhöhte sich der Value-at-Risk für Positionen in den 

betroffenen Marktsegmenten. Weiterhin kam es infolge notwendiger Maßnahmen zur 

Stützung unserer eigenen Zweckgesellschaften zu einem Ausbau der Zinsrisikopositionen.

Der Value-at-Risk aus Aktienpositionen unterlag in 2007 starken Schwankungen, die im 

Wesentlichen auf die Umsetzung der Maßnahmen zum Ausstieg aus den Spreadpositionen 

in Stamm- und Vorzugsaktien zurückzuführen waren.

Auch im Bankbuch werden die Marktpreisrisiken auf Basis des VaR-Konzeptes täglich 

gesteuert, limitiert und überwacht.
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VaR in Mio €*	 Insgesamt
(Konfidenzintervall 99%, zehntägige Haltedauer) 	 2007	 2006
Jahresende	 292,7	 67,1
Maximum	 292,8	 95,7
Minimum	 67,0	 60,5
Durchschnitt	 137,5	 77,0

* �inklusive der zum Jahresende konsolidierten Vehikel Harrier, Kestrel (jeweils quotal entsprechend des WestLB Anteils), Greyhawk 
sowie der Positionen aus den Fonds Orsay Euribor Plus und Orsay Securité SICAV

In der folgenden Tabelle werden die Marktpreisrisiken aus dem Bankbuch des WestLB 

Konzerns auf aggregierter Basis dargestellt.

Das Credit Spread-Risiko ist das größte Marktpreisrisiko unseres Bankbuchs. Es resultiert 

nahezu vollständig aus Positionen mit guten Kreditratings (Investment Grade). 

Der signifikante Anstieg der Value-at-Risk-Kennzahlen im Bankbuch ist maßgeblich auf die 

bereits oben erwähnte Entwicklung der Marktvolatilitäten zurückzuführen.

Unser VaR-Risikomodell weist einen hohen Standard auf. Er wird durch regelmäßige 

umfangreiche Modellvalidierungsmaßnahmen sowie durch Weiterentwicklungen der ver-

wendeten Risikomessmethodik unter Berücksichtigung der Anforderungen neuer Produkte 

und Geschäftsstrategien sowie sich wandelnder Marktgegebenheiten sichergestellt.

Die relevanten Marktrisikopositionen werden entsprechend den Vorgaben der deutschen 

Bankenaufsicht für die Verwendung interner Modelle kontinuierlich einem Backtesting 

unterzogen. Dabei werden die täglichen tatsächlichen Marktwertveränderungen den durch 

das VaR-Modell prognostizierten potenziellen Marktwertveränderungen gegenübergestellt. 

Die Backtestingergebnisse haben im Jahr 2007 keine Hinweise auf Schwächen unseres 

VaR-Modells ergeben.

Ergänzend zur VaR-Rechnung führt Market Risk Management (MRM) wöchentliche Stresstests 

durch, in denen die Risikopositionen unter extremen Marktszenarien neu bewertet werden. 

In der Entwicklung der zugrunde liegenden Marktszenarien werden die relevanten Risiko-

positionen sowie volkswirtschaftliche Entwicklungen oder Erwartungen berücksichtigt. 

Stresstests erlauben eine Prognose über potenzielle Verluste bei außerordentlichen Markt-

bedingungen. Auf ihrer Basis können in gegebenen Fällen frühzeitig risikoreduzierende 

Maßnahmen durch MRM initiiert werden. 

Die Bank unterscheidet drei (reguläre) Stresstestarten:

n � Historisch basierte Szenarien (z.B. Liquiditätskrise)

n � Hypothetische Szenarien (z.B. höherer Ölpreis)

n � Parametrische Szenarien (z.B. Parallelverschiebung und Drehung von Zinskurven)
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Zusätzlich werden Stresstests durchgeführt, um bestimmten Produktrisiken, wie beispiels-

weise Korrelationen, Rechnung zu tragen. Des Weiteren werden Ad-hoc-Stresstests in 

besonderen Marktsituationen für ausgewählte Portfolios durchgeführt.

So wurden in 2007 spezielle Stressszenarien, die extreme Veränderungen in Credit-Spreads 

sowie in Aktienkursen unterstellen, in die Analyse unserer Risikopositionen einbezogen.

Durch die Value-at-Risk-Methodik werden die Standardmarktrisiken (Zins-, Aktien-, 

Währungsrisiken), nicht aber weitere mögliche Risiken aus Handelsgeschäften abgebildet. 

Dazu zählen zum Beispiel Liquiditäts-, Konzentrations- und Korrelationsrisiken oder auch 

Risiken im Zusammenhang mit digitalen Produkten.

Das Market Risk Management analysiert regelmäßig unser Handelsgeschäft, um Risiken, 

die durch die VaR-Methodik nicht oder nur unzureichend abgedeckt werden können, zu 

identifizieren und zu beurteilen. In Abhängigkeit ihrer Materialität werden Maßnahmen zur 

Überwachung und Limitierung dieser Risiken entwickelt und umgesetzt.

Zu den wichtigsten Kernaufgaben des Risikomanagements gehört es, Transparenz über alle 

Risiken zu schaffen und relevante Risikoinformationen zeitnah und adressatengerecht zur 

Verfügung zu stellen.

MRM informiert die zuständigen Handelseinheiten, den CRO sowie die verantwortlichen 

Vorstandsmitglieder täglich über den VaR, die entsprechenden Limitauslastungen und in 

gegebenen Fällen über aktuelle risiko- und ertragsrelevante Entwicklungen. MRM initiiert 

Maßnahmen zur Reduzierung oder Diversifizierung der Marktrisikoposition und berichtet 

über deren Ausführung. 

Der Gesamtvorstand wird zusätzlich monatlich über die Marktrisikoposition des WestLB 

Konzerns informiert. VaR, Sensitivitäten und Stresstestergebnisse werden integriert be-

trachtet und unter Berücksichtigung der Entwicklungen an den Finanzmärkten erläutert 

und analysiert.

Das Jahr 2007 war geprägt von den Ereignissen um die Vorzugs- und Stammaktienpositionen 

im Eigenhandel sowie von der US-Subprime- und Finanzmarktkrise. Die Dauer der US-

Subprime- und Finanzmarktkrise und insbesondere ihre Auswirkungen auf die Bewertungen 

der Aktiva sowie auf die Refinanzierungskosten wurden weder von uns noch von anderen 

Kapitalmarktteilnehmern in diesem Maße erwartet. Das etablierte Standardinstrumentarium 

unseres Marktrisikomanagements im Zusammenspiel mit den ergriffenen Ad-hoc-Maß

nahmen hat in angemessener und sachgerechter Weise zur Analyse, Aufbereitung und 

Darstellung der jeweiligen Risikosituationen beigetragen. Auf Basis der gewonnenen 

Erkenntnisse über Dauer, Ausmaß und Stärke der Finanzmarktkrise werden wir in 2008 

Weiterentwicklungen unseres Standardinstrumentariums überprüfen und umsetzen. 
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Adressenausfallrisiken

Das Adressenausfallrisiko ist definiert als das Risiko möglicher Verluste durch den Ausfall 

einer vom Geschäftspartner zugesicherten vertraglichen Leistung. Es umfasst das klassische 

Kreditrisiko ebenso wie Emittenten-, Kontrahenten- und Länderrisiken.

Die Steuerung aller Adressenausfallrisiken im Konzern erfolgt im Einklang mit der Kredit-

risikostrategie. Unsere zeitgemäße Kreditportfoliosteuerung zielt darauf ab, auch künftig 

die derzeitige Qualität unseres Kreditportfolios zu gewährleisten.

Ausgehend von der Geschäftsstrategie und der Risikotragfähigkeit der Bank, legt die über-

geordnete allgemeine Kreditrisikostrategie die Grundsätze der Risikosteuerung und das 

Risikoprofil fest. Gesamtportfoliobezogene Limite und Strukturvorgaben für Einzelnamen, 

Branchen und Regionen sind Kernbestandteil der Strategie, um einseitige Portfolioentwick-

lungen und Konzentrationen zu verhindern und eine ausgewogene Risikostreuung zu ge-

währleisten. Darüber hinaus folgen spezifische Einzelrisikostrategien der Kunden-, Produkt- 

oder Sektorausrichtung des Kreditgeschäfts beziehungsweise der geografischen Zielregionen 

und optimieren die risikoadjustierten Erträge. Die Kreditrisikostrategie wird mindestens 

jährlich vom Vorstand und vom Risikoausschuss des Aufsichtsrates im Hinblick auf sich 

verändernde Rahmenbedingungen sowie neue interne strategische Vorgaben überprüft. 

Basierend auf den Erfahrungen aus der Subprime- und Finanzmarktkrise werden wir unsere 

Strukturvorgaben um weitere Branchen- und Asset-Klassen-spezifische Risikoparameter 

ergänzen.

Messung des Adressenausfallrisikos

Wir berechnen das mit dem Adressenausfallrisiko verbundene ökonomische Kapital mittels 

einer Weiterentwicklung des im Bankenbereich weitverbreiteten Kreditportfoliomodells 

CreditRisk+TM. Dieses Modell bildet Konzentrations- und Diversifikationseffekte auch 

zwischen Branchen und Regionen ab. 

Die Kapitalbelastung für Adressenausfallrisiken ist dabei abhängig von der Bonität der 

Kontrahenten sowie von den Konzentrationen bei Einzelnamen, Branchen und Regionen. 

Daraus ergeben sich wichtige Steuerungsimpulse zur Bestimmung eines angemessenen 

Risiko/Ertrags-Verhältnisses und der gewünschten Diversifikation und Granularität der 

Adressenausfallrisiken – sowohl im Portfoliomanagement (Einzelnamen-, Branchen- und 

Regionenkonzentrationen) als auch im Pricing.

Schwerpunkte der Weiterentwicklung unserer internen Messsysteme für Adressenausfall-

risiken und das daraus resultierende ökonomische Kapital waren im Jahr 2007:

n � Entwicklung von vier neuen Ratingverfahren für Verbriefungen, die im Rahmen des fort-

geschrittenen Basel-II-Ansatzes für Verbriefungen (IAA) bereits durch die Aufsicht geprüft 

wurden. 
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n � Einführung des Ratingeinheit-Konzepts, welches durch eine transparente Abbildung  

von Risikobeziehungen zu einer verbesserten Risikosteuerung bei gleichzeitiger Prozess-

vereinfachung führt. 

n � Implementierung einer deutlich fortgeschrittenen Methodik zur Risikoeinschätzung von 

Fonds im Rahmen der kontinuierlichen Verbesserung und Überarbeitung der bestehenden 

Schätzmethoden für die den internen und externen Kapitalunterlegungen zugrunde 

liegenden Parameter.

n � Entwicklung eines neuen Kreditportfoliomodells, das neben reinen Ausfallrisiken auch 

Wertveränderungsrisiken durch Rating-Downgrades erfasst. Das neue Modell, das im 

Januar 2008 eingeführt wurde, basiert auf der Methodik von Moody’s zur Parametrisierung 

der Asset-Value-Korrelationen und ermöglicht die adäquate Darstellung auch von 

komplexen Transaktionen und Verbriefungsgeschäften. 

n � Weiterentwicklung unseres Stresstest-Instrumentariums. Hierbei werden sowohl globale 

Abschwungszenarien als auch branchenspezifische Stress-Szenarien untersucht. Im 

Zentrum des Interesses stehen hierbei sowohl die nach Stressereignissen zu verzeich-

nenden erwarteten Verluste als auch die erhöhten Kapitalanforderungen durch eine 

stressbedingte, nachhaltige Verschlechterung im Risikoprofil des Portfolios.

Steuerung von Einzelrisiken 

Die Prüfung, Bewertung, Überwachung und Steuerung der Adressenausfallrisiken erfolgt 

auf der Basis dokumentierter, bankeinheitlicher Standards für das Adressenrisikomanage-

ment. Ihre zwei wesentlichen Säulen sind die Kreditgenehmigung und der laufende Über-

wachungsprozess. 

Jedes neue Einzelgeschäft für einen Kunden sowie jede materielle Veränderung eines 

bestehenden Kreditengagements bedürfen der Genehmigung durch die zuständige 

Kompetenzebene. 

Die Kreditgenehmigung basiert auf einer differenzierten Risikoeinschätzung des Gesamt-

engagements mit dem Kunden, die in einer Kreditvorlage dokumentiert wird. Integraler 

Bestandteil dieser Kreditvorlage ist das interne Rating, bei dem sowohl quantitative als auch 

qualitative Faktoren systematisch bewertet werden. Die Kreditbewilligung bezieht die aktuelle 

Kreditrisikostrategie, Portfolioaspekte und Risikoertragsgesichtspunkte mit ein.

Kernaufgabe des CRM ist zudem der Überwachungsprozess, bei dem der Bereich von den 

Marktbereichen unterstützt wird. Alle Kreditengagements werden laufend überwacht, 

wobei die individuelle Intensität von der aktuellen Risikosituation des jeweiligen Kredit

nehmers abhängt. Mindestens einmal jährlich wird für jeden Kreditnehmer eine Kredit

überwachungsvorlage erstellt. Darüber hinaus stehen der Bank Verfahren zur Verfügung, 

mit denen frühzeitig Kreditengagements erkannt werden, die möglicherweise einem erhöhten 

Ausfallrisiko unterliegen. Der Zweck unseres Frühwarnsystems besteht darin, potenzielle 

Leistungsstörungen frühzeitig zu erkennen und gegenzusteuern, solange Handlungsspiel-

räume für geeignete Maßnahmen bestehen.
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Portfoliosteuerung

CRM initiiert Maßnahmen zur Steuerung von Kreditrisikopositionen unter Gesamtbank- und 

Portfoliogesichtspunkten. Außerdem werden laufend die Kreditrisiken auf Portfolioebene 

überwacht. Zudem arbeitet CRM zentral über alle Geschäftsbereiche hinweg an der Begren-

zung von Kreditrisiken – insbesondere Konzentrationsrisiken. Das Konzentrationsrisiko wird 

dabei unter anderem am Verbrauch von ökonomischem Risikokapital gemessen. Darüber 

hinaus werden mittels eines speziellen Frühwarnsystems tägliche Marktdatenveränderungen 

erfasst sowie steigende Risiken im globalen Kreditportfolio zeitnah identifiziert. Notwendige 

Maßnahmen zur Risikoreduzierung werden umgehend geprüft und eingeleitet. 

Zur Verbesserung der Diversifizierung des Kreditportfolios werden verschiedene Instrumente 

und Techniken angewandt. Diese beinhalten unter anderem Kreditderivate und -verkäufe, 

Portfoliotransaktionen sowie eine konsequente Neugeschäftssteuerung. 

Zu den im Jahr 2007 umgesetzten globalen Maßnahmen gehören:

n � Management und Reduktion von Einzelkonzentrationsrisiken.

n � Weiterentwicklung der Limitierung von Konzentrationsrisiken (Einzelnamen, Branchen, 

Regionen und Ratingklassen) im Rahmen der Kreditrisikostrategie und Einführung einer 

risikokapitalbezogenen Leitlinie für Einzelkonzentrationen.

n � Weiterentwicklung eines Konzeptes für ertrags- und risikoadjustierte Branchenportfolios 

unter Berücksichtigung der verfügbaren Risikotoleranz. 

n � Intensivierung der risikoadjustierten Rentabilitätssteuerung, insbesondere im Neu

geschäft. 

Insgesamt war eine angemessene Diversifizierung des Kreditportfolios auf Kontrahenten

ebene jederzeit sichergestellt.

Kreditrisikovolumen aus Portfoliosicht 

Wir bereiten die Daten des Kreditrisikovolumens aus Konzernsicht regelmäßig auf und er-

stellen detaillierte Auswertungen. Ziele sind die Identifikation, Analyse, Bewertung sowie 

die Steuerung der Risiken im Portfolio. Zur internen Steuerung werten wir das Kreditrisiko

volumen regelmäßig nach Risikoarten, Ratingklassen, Branchen, Laufzeiten, Regionen, 

Größenklassen, Sicherheiten sowie ergebnisverantwortlichen Geschäftsbereichen aus. 

Mithilfe dieser Parameter erstellen wir eine Portfolioanalyse, in der Risikokonzentrationen 

identifiziert und Maßnahmen abgeleitet werden. 
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Das Kreditrisikovolumen aus Portfoliosicht umfasst alle Adressenausfallrisiken und setzt 

sich aus folgenden Risikoarten zusammen:

n � Kreditrisiko beinhaltet im Wesentlichen klassische Kredite, Geldmarktgeschäfte sowie 

Avale und Garantien,

n � Emittentenrisiko resultiert aus Wertpapierpositionen,

n � Wiedereindeckungsrisiko (potenzieller Verlust aus derivativen Finanzinstrumenten, der 

durch den zusätzlichen Aufwand eines Neuabschlusses des ausfallenden Geschäfts ver-

ursacht würde) resultiert aus OTC-Derivaten sowie Repo-Geschäften,

n � sonstige Risiken. 

Nachfolgende Portfoliobetrachtungen des Kreditrisikovolumens umfassen alle Adressen-

ausfallrisiken des Gesamtkonzerns.

Wir steuern die Adressenausfallrisiken auf Konzernebene. Im Konzern entfallen 85% der 

Gesamtlinien auf die WestLB AG, daher haben die folgenden weitergehenden Portfolio

betrachtungen auf Konzernebene grundsätzlich auch Gültigkeit für die AG.

Aufteilung der Gesamtlinien 

WestLB Konzern zum 31. Dezember 2007

WestLB AG* 85%

Westdeutsche 
ImmobilienBank 
(WIB) 8%

Rest 4%

WestLB Covered 
Bond Bank 3%

* �Ein Ausweis der im Verlauf des Jahres 2007 konsolidierten SIVs, ABCP-Programme und Fonds erfolgt unter WestLB AG.

Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Risikoarten 

WestLB Konzern zum 31. Dezember 2007

Kreditrisiko 50%

Emittentenrisiko 42%

Wiedereindeckungs- 
risiko 7%

Sonstige Risiken 1%
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Die dargestellte Historie der internen Basel-II-konformen Ratingklassenverteilung umfasst 

die Inanspruchnahmen des Gesamtportfolios für die Stichtage 31. Dezember 2006 und  

31. Dezember 2007. Bis Juli 2007 wurden Investment Grade-Ratings der WestLB durch die 

Ratingklassen A0 bis C3 definiert. Aufgrund der kontinuierlichen Integration verbesserter 

Schätzmethoden für die Ausfallwahrscheinlichkeit sowie der globalen Veränderung von 

realisierten Ausfallraten erfolgte eine Adjustierung des Investment Grade-Bereichs auf die 

Ratingklassen A0 bis C2. Diese Änderung unterstützt nachhaltig die risikobewusste und 

gleichzeitig renditeorientierte Steuerung unseres Kundengeschäfts.

Der Investment Grade-Anteil des gerateten Portfolios zum 31. Dezember 2007 beträgt 89%. 

Der Anteil im adjustierten Investment Grade-Bereich A0 bis C2 lag per 31. Dezember 2006 

bei 89% (vor Adjustierung betrug der Anteil 93%).

47% der gerateten Inanspruchnahmen liegen in den sehr guten Ratingklassen A0-A4 und 

umfassen überwiegend Banken, Staaten und Gebietskörperschaften. Von den Inanspruch-

nahmen in den mittleren Ratingklassen (A5 bis C2) entfallen 38% auf Firmenkunden

engagements (im Wesentlichen syndizierte Kredite).

Die ungerateten Inanspruchnahmen sind gegenüber dem Vorjahr um 33% zurückgegangen. 

Etwa ein Viertel der ungerateten Inanspruchnahmen per 31. Dezember 2007 sind besichert.

Wesentliche Teile des Adressenausfallrisikos sind Kredit- und Emittentenrisiken. Zum 

Emittentenrisiko gehören Wertpapiere des Anlage- und des Handelsbestandes; wobei sich 

die Inanspruchnahmen zu jeweils 50% auf den Anlagebestand (Investment) und den 

Handelsbestand (Trading) verteilen.

Gegenüber dem 31. Dezember 2006 ist die Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Risiko-

arten nahezu unverändert.

Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Ratingklassen im WestLB Konzern

	 A0–A4	 A5–B3	 B4–C2	 C3–C5	 D1–D5	 E	 ungeratet
m	 86.916	 35.855	 33.027	 14.314	 2.784	 1.623	 11.124
m	 84.782	 34.863	 40.810	 15.737	 2.910	 1.383	   7.501

m	 Inanspruchnahmen 31. 12. 2006 (185.643)
m	 Inanspruchnahmen 31. 12. 2007 (187.986)� Angaben in Mio €
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Der Schwerpunkt des Portfolios liegt unverändert bei gut gerateten Kunden des Finanz

sektors und des Sektors Öffentliche Verwaltung. Der Anteil beider Sektoren am Portfolio 

beträgt 65% (31. Dezember 2006: 66%).

Der Anteil der aus 15 Einzelsektoren zusammengesetzten Branche Industrie und Dienst

leistungen hat sich zum Stichtag 31. Dezember 2007 gegenüber dem 31. Dezember 2006 von 

34% auf 35% der Gesamtinanspruchnahmen leicht erhöht. Für vier dieser Einzelsektoren 

(Bau und Immobilien, Energieversorgung, Luftfahrt und Telekom) sind spezifische Limite 

festgelegt, deren Einhaltung wir regelmäßig überwachen. 

Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Branchen im WestLB Konzern

	 Finanzsektor*	 Industrie und	 Öffentliche
	  	 Dienstleistungen	 Verwaltung
m	 85.779	 63.214	 36.650
m	 95.232	 66.172	 26.582

m Inanspruchnahmen 31. 12. 2006 (185.643)
m Inanspruchnahmen 31. 12. 2007 (187.986)� Angaben in Mio €

* inklusive ABS und Sonstiges

Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Laufzeiten im WestLB Konzern

	 bis auf Weiteres	 bis 1 Jahr	 1 bis 4 Jahre	 4 bis 8 Jahre	 8 bis 15 Jahre	 über 15 Jahre	
m	 5.288	 73.338	 29.794	 34.731	 24.481	 18.011
m	 6.872	 76.810	 33.335	 38.166	 15.533	 17.270

m Inanspruchnahmen 31. 12. 2006 (185.643)
m Inanspruchnahmen 31. 12. 2007 (187.986)� Angaben in Mio €

Der laufzeitbezogene Schwerpunkt der Inanspruchnahmen liegt mit 41% nahezu unver

ändert im kurzfristigen Laufzeitband „bis 1 Jahr“. 77% dieser Inanspruchnahmen  

sind Handelsgeschäfte, während in den mittel- bis langfristigen Bereichen „1 bis 4 Jahre“ 

beziehungsweise „über 4 Jahre“ Kreditgeschäfte deutlich überwiegen. 
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In den mittleren Laufzeitbändern konnten wir weiterhin zusätzliches Geschäft überwiegend 

mit Unternehmen ausbauen.

In den langfristigen Laufzeitbändern sind die Inanspruchnahmen dagegen insgesamt ge-

sunken, größtenteils durch reduziertes Geschäft mit Gebietskörperschaften und Staaten/

Zentralbanken. Bei 70% der Inanspruchnahmen des Westdeutsche ImmobilienBank AG 

(WIB)-Geschäfts handelt es sich unverändert um langfristige Mittel.

Aufteilung der Inanspruchnahmen nach Regionen im WestLB Konzern

	 Deutschland	 Industrie- 	 Industrie-	 Industrie-	 Osteuropa	 sonstige
		  nationen	 nationen	 nationen		  Regionen*
		  Europa	 Amerika	 Asien
m	 61.310	 72.011	 34.025	 8.409	 3.965	 5.923
m	 53.886	 75.178	 41.087	 7.964	 4.029	 5.842

m	 Inanspruchnahmen 31. 12. 2006 (185.643)
m	 Inanspruchnahmen 31. 12. 2007 (187.986)� Angaben in Mio €

* Mittlerer Osten und Afrika, Emerging Markets Amerika, Emerging Markets Asien

Die regionale Verteilung beinhaltet sowohl das länderrisikorelevante Fremdwährungsgeschäft 

(Transferrisiko) als auch das Lokalwährungsgeschäft. 

Wir konzentrieren unsere Kreditvergabe auf Deutschland und die Industriestaaten Europas 

(69% der Inanspruchnahmen).

Zum 31. Dezember 2007 entfallen unverändert im Vergleich zum Vorjahr nur 5% der 

Inanspruchnahmen auf Osteuropa und sonstige Regionen.

Länderrisiko

Die Bank definiert das Länderrisiko als das Risiko, dass ein Kreditnehmer seine Fremd

währungsverbindlichkeiten aufgrund eines vonseiten der Regierung des Landes verhängten 

Transferstopps oder aufgrund einer Verschlechterung der gesamtwirtschaftlichen Lage 

seines Landes nicht (mehr) bedienen kann. Demnach sind alle Engagements, die nicht in 

der nationalen Währung des Kreditnehmers herausgelegt sind, potenziell mit einem Länder

risiko behaftet und in das Länderobligo einzustellen.
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Alle relevanten Länder erhalten von CRM ein internes Rating. Dieses Länderrating sowie 

die Risikotragfähigkeit der Bank bilden die Grundlagen für die Ableitung der rechnerischen 

Länderlimite. In Abhängigkeit vom Rating werden Länderlimite für das kurz- und langfristige 

Geschäft vergeben. Die zentrale Länderlimitsteuerung erfolgt durch das Credit Committee. 

Im Credit Committee werden die Länderlimite festgelegt sowie die methodischen und 

prozessualen Fragen bezüglich der Länderrisikosteuerung behandelt. Die Auslastung der 

Limite wird mithilfe des Länderrisikoevidenzsystems laufend überwacht.

Die regionalen Kundengeschäftsbereiche steuern die Ausnutzung der Länderlimite eigen-

verantwortlich und stimmen den jeweiligen Bedarf und Anteil am Gesamtlimit unter Risiko- 

und Ertragsaspekten mit den einzelnen Produktbereichen ab.

Auslastung aller limitierten Länder nach Länderratingkategorien zum 31. Dezember 2007 im WestLB Konzern

	 A0–A4	 A5–B1	 B2–B3	 B4–B5	 C1–C2	 C3	 C4–C5	 D1	 D2–D3	 D4–D5	 E
m	 20.201	 4.225	 9.391	 4.015	 3.866	 1.730	 1.281	 280	 297	 20	 21
m	   6.105	 2.096	 3.874	 1.994	 2.135	 1.150	    631	   21	 127	 24	 12

m Konzernländerlimite (45.327)
m Inanspruchnahmen (18.169)� Angaben in Mio €

ohne EWU, USA, GB (inkl. Kanalinseln)

Adressenausfall- und Länderrisiken aus Handelsgeschäften

Die Adressenausfallrisiken im Handelsgeschäft unterteilen sich in das Wiedereindeckungs-

risiko (Pre-Settlement-Risiko) aus Derivatgeschäften, Emittentenrisiko aus Wertpapier

geschäften, Settlement-Risiko aus Fremdwährungsgeschäften sowie Kreditrisiko aus 

Geldmarktgeschäften.

Die Adressenausfallrisiken fließen nach Maßgabe der internen Regelungen in die Länder-

risikoberechnung ein.

Die Ermittlung des Emittentenrisikos aus Wertpapiergeschäften basiert maßgeblich auf dem 

Mark-to-Market-Ansatz. Zur Ermittlung der Wiedereindeckungsrisiken aus Derivatgeschäften 

setzen wir auf dem Monte Carlo-Verfahren basierende Portfolio-Simulationsmethoden ein. 
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Adressenausfallrisiken aus Handelsgeschäften werden täglich auf die entsprechenden 

Kreditlinien angerechnet. Nach Maßgabe interner Regelungen sind Limitüberziehungen 

durch die verursachenden Handelsbereiche zu kommentieren und an den Bereich CRM zu 

melden. 

Die Bank hat interne Standards zur Anerkennung risikomindernder Maßnahmen in der 

Linienanrechnung etabliert. Dazu zählen zum Beispiel Regelungen zur Aufrechnung des 

Exposures aus Kauf- und Verkaufpositionen im Wertpapiergeschäft sowie Standards zur 

Anerkennung von Close-out-Netting und Sicherheiten im OTC-Derivatgeschäft, das unter 

marktüblichen Rahmenverträgen abgeschlossen wurde. Die Genehmigung von Standards 

zum Close-out-Netting und zur Anerkennung von Sicherheiten unterliegt der Verantwortung 

des Netting Committees, einem Subcommittee des Credit Committees. 

Die neue Solvabilitätsverordnung (SolvV) gibt veränderte oder neue Anforderungen und 

Möglichkeiten auch hinsichtlich der Risikoberechnung für das Handelsgeschäft vor. Der 

Bereich MRM hat in 2007 Aktivitäten zur Umsetzung der Anforderungen an die Verwendung 

der internen Modellmethode für Wiedereindeckungsrisiken aus Derivatgeschäft gestartet. 

Problemkredite und Risikovorsorge

Das zentrale System zur Erfassung von problembehafteten Kreditengagements ist die WestLB 

Global Watch List (WGW). Sie basiert auf einer konzernweiten Datenbank und dient unter 

anderem als Instrument zur Maßnahmenplanung und -überwachung, zur Unterstützung der 

konzernweiten Risikoberichterstattung an den Vorstand und den Risikoausschuss des Auf-

sichtsrates sowie als Basis für die Ermittlung des Wertberichtigungsbedarfs.

Engagements mit auffälligem beziehungsweise erhöhtem Risikoprofil sowie Engagements, 

bei denen Leistungsstörungen nicht auszuschließen sind oder bereits auftraten, werden in 

die WestLB Global Watch List (WGW) aufgenommen und einer intensiveren Betreuung 

unterzogen. Die Erfassung der betroffenen Kreditengagements erfolgt dabei in verschie-

denen Kategorien.

Problematische Kreditfälle werden in die Intensivbearbeitung überführt. Dort arbeitet ein 

Team von Spezialisten daran, durch geeignete Restrukturierungskonzepte Werte zu erhalten 

und das Verlustpotenzial für die Bank zu begrenzen.

Als Problemkredite wird der Teil des Kreditvolumens ausgewiesen, für den eine spezifische 

Risikovorsorge gebildet wurde. Eine spezifische Risikovorsorge wird gebildet, wenn aufgrund 

von Informationen über mögliche Probleme der Kreditnehmer erhebliche Zweifel bestehen, 

dass die Kreditnehmer ihre vertraglichen Rückzahlungsvereinbarungen erfüllen können.
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Der Vorstand und der Risikoausschuss des Aufsichtsrates erhalten regelmäßig einen Bericht, 

der eine aktuelle Darstellung der Risikovorsorgesituation der Bank sowie Vorschläge für die 

Bildung von Einzelwertberichtigungen enthält. Am Jahresende erfolgt zusätzlich zu den 

Vorschlägen für das vierte Quartal eine Konsolidierung der unterjährigen Empfehlungen. 

Auf dieser Grundlage legt der Vorstand eine angemessene Risikovorsorge fest.

Kreditrisikovorsorge

Die als Kreditrisikovorsorge ausgewiesenen Beträge umfassen die aus der Bewertung des 

akuten und latenten Adressenausfallrisikos resultierenden GuV-Effekte für die WestLB AG: 

Risikovorsorgeergebnis – Kreditgeschäft

	 Zuführung	 Auflösung	 Netto	 Sonst. Risiko-	 Risiko-
	 Wertbericht.	 Wertbericht.	 Wertbericht.	 aufw./-ertrag	 ergebnis
	 Mio € 	 Mio € 	 Mio € 	 Mio € 	 Mio €
 
Akutes Adressenausfallrisiko	 – 589,0	 207,8	 – 381,2	 0,6	 – 380,6
Bonitätsrisiko	 – 540,5	 90,1	 – 450,4	 4,1	 – 446,3
Länderrisiko	 – 48,5	 117,7	 69,2	 0,0	 69,2
Sonstiges Risiko	 0,0	 0,0	 0,0	 – 3,5	 – 3,5
			    
Latentes Adressenausfallrisiko	 – 54,4	 61,7	 7,3	 0,0	 7,3
 
Insgesamt	 – 643,4	 269,5	 – 373,9	 0,6	 – 373,3

Umsetzung Basel II und Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk)

In den vergangenen zwei Jahren hat die WestLB nach mehrjähriger Vorarbeit die Zu

lassungsanträge für die Nutzung 

n � interner Ratingsysteme zur Ermittlung des Adressenausfallrisikos im Rahmen des Advanced 

IRBA (Internal Rating Based Approaches), 

n � verschiedener IAA (Internal Assessment Approaches) für Adressenausfallrisiken aus dem 

Verbriefungsgeschäft sowie

n � des AMA (Advanced Measurement Approach) für das operationelle Risiko 

gestellt. In mehreren Prüfungsabschnitten hat die Bankenaufsicht sowohl die Methoden als 

auch die Implementierung der Verfahren über die letzten Jahre in verschiedenen Nieder-

lassungen und Töchtern eingehend untersucht. Im Dezember hat die BaFin der WestLB 

zugestanden, die Methoden vorab ab 1. Januar 2008 anwenden zu dürfen. Die WestLB geht 

davon aus, dass der finale Zulassungsbescheid zur Anwendung dieser Methoden im  

ersten Quartal vorliegen wird.

Die WestLB gehört damit zu den wenigen deutschen Banken, die ab dem frühestmöglichen 

Zeitpunkt diese Verfahren umfassend einsetzt.
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Die WestLB ist auf die weiteren MaRisk-Vorgaben gut vorbereitet: Wesentliche Prozess

anpassungen sind bereits eingeleitet worden. Der Umsetzungsstand der noch verbleibenden 

Maßnahmen wird regelmäßig überprüft. 

Zu unseren Herausforderungen in 2008 zählt in erster Linie, die notwendigen technischen 

und verfahrensmäßigen Vorbereitungen im Rahmen der Offenlegung (Basel II/Säule 3) zu 

treffen.

Beteiligungsrisiken

Das Beteiligungsrisiko stellt das Risiko dar, dass Verluste aus der Zurverfügungstellung von 

Eigenkapital entstehen. 

Wir steuern unsere Beteiligungsrisiken konzernübergreifend. Der Bereich Corporate Finance 

verantwortet Mezzanine Solutions, der Bereich Investment Management Beteiligungen aus 

Private Equity. Banktöchter und Konzernunternehmen begleitet der Bereich Konzernent-

wicklung. Die Bereiche überwachen und steuern die Risiken aus diesen Beteiligungen, 

dabei gilt besondere Aufmerksamkeit jenen Engagements, die originären unternehmerischen 

Risiken ausgesetzt sind. 

Ein fortlaufendes Controlling ermöglicht uns, die bestehenden und zukünftigen Risiken  

der Beteiligungen zu analysieren. Mithilfe der gesammelten Informationen werden die 

Beteiligungen aus Gesellschaftersicht begleitet und im Sinne der Beteiligungsstrategie 

gesteuert. 

Konzernunternehmen mit eigenem Bankstatus sind darüber hinaus vollständig in die Risiko

steuerung und in die betriebswirtschaftliche Steuerung der Bank einbezogen. Zusätzlich 

wird ein Teil unserer Beteiligungen von Fachbereichen begleitet, die auch deren Risiko

situation überwachen. Dieser Ansatz ermöglicht eine optimale Betreuung von Unternehmen, 

die aufgrund ihres Tätigkeitsfeldes eng mit den Aktivitäten des entsprechenden Produkt

bereichs verzahnt sind. 

Entsprechend den Vorgaben der MaRisk zur aufbau- und ablauforganisatorischen Trennung 

nimmt CRM die Marktfolgefunktion für alle Beteiligungsfälle der Marktbereiche Corporate 

Finance, Investment Management und Bankbeteiligungen wahr und erstellt das markt

unabhängige zweite Votum.

Im Hinblick auf die Anforderungen von Basel II nutzen wir zur Ermittlung des ökonomischen 

Kapitals für Beteiligungsrisiken ein PD/LGD-basiertes Berechnungsmodell. Durch eine neu 

definierte Ausfalldefinition für Beteiligungen ergeben sich dabei die angepassten Risiko

parameter Probability of Default of Equity (PDE) und Loss Given Default of Equity (LGDE), 

die Eingang finden in die Corporates-Risikogewichtungsformel nach Basel II zur Ermittlung 

des Risikokapitals. 
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Aufgrund des weiteren Abbaus nicht-strategischer Beteiligungen hat sich das ökonomische 

Risikokapital für Beteiligungsrisiken im Vergleich zum Vorjahr von 600 Mio € auf 507 Mio € 

weiter reduziert. 

Liquiditätsrisiken

Das Liquiditätsrisiko stellt das Risiko dar, dass den gegenwärtigen und zukünftigen 

Zahlungsverpflichtungen nicht vollständig oder nicht zeitgerecht nachgekommen werden 

kann oder dass im Falle eines Liquiditätsengpasses Verbindlichkeiten nur zu erhöhten 

Marktsätzen refinanziert (Refinanzierungsrisiko) beziehungsweise Aktiva nur mit Ab- 

schlägen zu den Marktsätzen liquidiert werden können (Marktliquiditätsrisiko). In der im 

Jahr 2007 etablierten Liquiditätsrisikostrategie sind unter anderem Verantwortlichkeiten 

sowie Anforderungen an das Liquiditätsmanagement festgelegt. 

Zur Steuerung der Liquidität wird täglich das vertragliche Fälligkeitsprofil aller liquiditäts-

wirksamen Aktiva und Passiva ermittelt. Demgegenüber werden potenzielle Ab- und Zuflüsse 

aus liquiden Wertpapierbeständen, Zugang zu unbesicherter Refinanzierung, modellierte 

Einlagen sowie Eventualverbindlichkeiten gestellt. 

Die Bank hat in 2007, insbesondere während der Finanzmarktkrise, ihre Liquidität erfolgreich 

gesteuert. Mit der bereits implementierten Infrastruktur zum Liquiditätsmanagement  

war eine Systemplattform vorhanden, welche die kontinuierliche Transparenz über alle 

Liquiditätsrisiken effektiv unterstützte. Das Modell einer integrierten Treasury ermöglichte 

zudem ein pro-aktives Management der Liquidität.

Diversifizierung der Passiva

Bereits in den vergangenen Jahren wurde die Refinanzierungsbasis verbreitert und stabilisiert. 

Dies gelang einerseits durch eine erhöhte Fokussierung auf Kundeneinlagen, andererseits 

durch eine Verringerung der Abhängigkeit von kurzfristigen Kapitalmarktinstrumenten. 

Darüber hinaus setzte die Bank ihr langfristiges Emissionsprogramm fort. Diese Strategie 

erwies sich 2007 als besonders wertvoll. 

Kurzfristige Liquidität – Liquiditätsreserve

Als integrierter Finanzressourcenmanager versorgt Group Treasury die Bank mit Liquidität. 

Der Bereich hat als einziger Zugang zu unbesicherter Liquidität und zum Kapitalmarkt. 

Gleichzeitig handelt Group Treasury als unser zentraler Sicherheitenmanager und hat im 

Bedarfsfall Zugriff auf alle frei verfügbaren Wertpapiere, um durch Veräußerung oder durch 

Pensionsgeschäfte mit Zentralbanken oder sonstigen Geschäftspartnern Liquidität zu 

generieren. Diese Aufgabe wird durch einen zentralen Datenpool unterstützt. 
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Infolge der Finanzmarktkrise war die Marktliquidität vieler Wertpapiere – insbesondere aus 

Verbriefungstransaktionen – eingeschränkt. Darüber hinaus unterstützte die Bank die von 

ihr betreuten Verbriefungsvehikel durch den Ankauf von Commercial Paper. Ein Haupt

augenmerk des Liquidity Management bestand darin, diese Wertpapiere als Sicherheiten 

für Pensionsgeschäfte nutzbar zu machen. 

Als Liquiditätsreserve und zur Unterstützung ihrer Zahlungsverkehrsaktivitäten unterhält 

die Bank ein Wertpapierportfolio in Höhe von mindestens 5 Mrd € bei der Europäischen 

Zentralbank. Dadurch konnten wir flexibel auf Marktgegebenheiten reagieren.

Liquiditätsnotfallplanung, Stresstests und Szenarioanalyse

Wir verfügen über einen globalen Liquiditätsnotfallplan mit regionaler und lokaler Ver

ankerung. Der Plan spezifiziert die Kommunikationswege, die Verantwortlichkeiten und 

Abläufe bei Liquiditätsschocks. Der Notfallplan ermöglicht die Einleitung von Gegenmaß-

nahmen, die in Liquiditäts-Stresstests und Szenarioanalysen identifiziert werden.

Diese Stresstests und Szenarioanalysen führt die Bank durch, um die Auswirkungen zu 

quantifizieren, die unerwartete Ereignisse auf ihre Liquidität hätten. Die Szenarien sind 

entweder externe Marktereignisse oder WestLB spezifische Schocks, einschließlich einer 

Rating-Herabstufung. Aus diesen Annahmen ergeben sich für die Stresstests die Parameter 

zur Liquidität von Aktiva, zu Eventualverbindlichkeiten und dem weiteren Zugang zu unbe-

sicherter Refinanzierung.

Die Frequenz der Liquiditäts-Stresstests wurde im Jahr 2007 erhöht. Die zugrunde liegenden 

Szenarien wurden weiter verfeinert und die Stresstestannahmen kontinuierlich am Markt-

geschehen verifiziert. 

Die Liquidität eines Kreditinstitutes wird bankaufsichtsrechtlich anhand der Liquiditäts-

kennzahl nach der Liquiditätsverordnung (LiqV) beurteilt. Diese Kennzahl setzt die innerhalb 

eines Monats verfügbaren Zahlungsmittel ins Verhältnis zu den in diesem Zeitraum abruf-

baren Zahlungsverpflichtungen. Die Liquidität gilt als ausreichend, wenn die Kennzahl 

mindestens 1,0 beträgt. In der WestLB AG belief sich der Wert im Zeitraum Januar bis 

Dezember 2007 durchschnittlich auf 1,31.

Die Liquidität des Konzerns war 2007 jederzeit sichergestellt.

Operationelle Risiken 

Operationelle Risiken betreffen die Gefahr von Verlusten, die ihre Ursache(n) in der Unan-

gemessenheit oder dem Versagen von Geschäftsprozessen, Technologie oder des Personals 

der Bank haben oder als Folge von externen Ereignissen eintreten. Diese Definition umfasst 

Rechtsrisiken, jedoch keine strategischen und Reputationsrisiken. 
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Organisation und Management 

Operational Risk Management ist dem Unternehmensbereich Risikomanagement zugeordnet. 

Während Operational Risk Management das OpRisk Rahmenwerk und die zugehörigen 

Instrumente und Richtlinien verantwortet, liegt die primäre Verantwortung für deren 

Umsetzung und somit das Management operationeller Risiken in den einzelnen Geschäfts-

bereichen. Die Bereichsleitung wird dabei vom jeweiligen dezentralen Operational Risk 

Manager unterstützt, der für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bereichs Ansprech-

partner in Fragen der Steuerung operationeller Risiken ist. Der dezentrale Operational Risk 

Manager steht im engen Austausch mit dem zentralen Geschäftsbereich Operational Risk 

Management. 

Die Sensibilisierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bank für operationelle Risiken 

erfolgt durch das konzernweit eingeführte E-Learning-Programm und weltweit regelmäßig 

stattfindende Informationsveranstaltungen. Zusätzlich dienen die regelmäßig stattfindenden 

OpRisk Komitees1 in den Regionen Nord-, Mittel- und Südamerika (Sitz des Ausschusses  

ist New York), APAC (der Ausschussstandort rotiert), Großbritannien (London) und Konti-

nentaleuropa (Düsseldorf) dem systematischen Informationsaustausch zu aktuellen 

Schadensfällen, die der WestLB und auch anderen Banken im Zusammenhang mit opera

tionellen Risiken entstanden sind. Darüber hinaus berichtet der GB ORM regelmäßig im 

Global Risk Komitee.

Für die Identifizierung und Steuerung der Rechtsrisiken des WestLB Konzerns ist vorrangig 

der Bereich Recht zuständig und verantwortlich. Dabei ist er auf eine enge Zusammenarbeit 

und ständige Kommunikation mit sämtlichen Fachbereichen im Konzern angewiesen. 

Daneben obliegt es jedem Fachbereich, die im jeweils eigenen Verantwortungsbereich 

auftretenden oder drohenden rechtlichen Risiken zu erkennen und sie mit den erforderlichen 

Maßnahmen möglichst umfassend zu mindern oder auszuschließen. Dabei werden Vorgänge, 

die sich aus rechtlichen Gründen schadenverursachend auswirken können, erfasst sowie 

geeignete vorbeugende Gegenmaßnahmen getroffen.

Eine enge Zusammenarbeit des Operational Risk Managements mit zentralen Stellen  

(z.B. Notfallplanung, Revision, Versicherungen, IT- und Non-IT-Security) erfolgt in regel-

mäßigen Arbeitstreffen und Komitees.

Instrumente zur Messung des operationellen Risikos

Das operationelle Risiko wird auf Basis des konzernweit konsistenten OpRisk-Rahmenwerks 

gesteuert. Dabei kommen die folgenden Instrumente zum Einsatz:

1 Für APAC und Kontinentaleuropa OpRisk Telefonkonferenzen
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n � Interne/Externe Datensammlung: Seit  Januar 2004 sammelt die WestLB konzernweit 

interne Risikoereignisse ab einer Meldegrenze von 2 TEUR. Als Anreiz zur Unterstützung 

des internen Meldeprozesses wird unter anderem ein Selbstversicherungskonzept einge-

setzt. Zum Austausch von externen Daten ist die WestLB seit 2004 im Datenkonsortium 

ORX vertreten.

n � Risk Self Assessment: Für die wichtigsten Bankanwendungen und Bankprozesse analysieren 

die Experten aus den jeweiligen Geschäftsbereichen regelmäßig die Ursachen operationeller 

Risiken und leiten aus den Ergebnissen Risikoentscheidungen und Maßnahmen ab.

n � Risikoindikatoren: Diese regelmäßig erhobenen objektivierten Kennzahlen sind Teil des 

OpRisk-Frühwarnsystems. Mit den Risikoindikatoren wird die zeitliche Veränderung des 

Risikoprofils der WestLB überwacht.

n � Szenarioanalyse: Anhand von potenziellen Extremsituationen für die WestLB bewerten 

Experten aus den jeweiligen Geschäftsbereichen regelmäßig Eintrittswahrscheinlichkeiten 

und Verlusthöhen.  

n � Maßnahmenverfolgung: Das OpRisk Management überwacht systematisch und regelmäßig 

die aus den oben angeführten Instrumenten identifizierten Maßnahmen. In 2007 wurde 

die Maßnahmenüberwachung in die bestehende IT-Landschaft migriert. 

n	� Anreizsysteme:

	 – �Scorecard-Verfahren: Die Qualität des dezentralen OpRisk Managements wird über ver-

schiedene Kategorien und Kriterien bewertet und verglichen. In der Folge wird das im 

internen Modell kalkulierte (regulatorische und ökonomische) OpRisk Kapital adjustiert. 

	 – �Selbstversicherungsmodell: Im Budgetprozess zweigen die Geschäftsbereiche einen 

Vorsorgebetrag für das Eintreten von operationellen Risiken ab (= Versicherungsprämie). 

Im Gegenzug erhalten sie im Fall einer Schadensmeldung eine Erstattung (abzüglich 

Selbstbeteiligung).

AMA (Advanced Measurement Approach)-Modell 

Das ökonomische Kapital für die interne Steuerung operationeller Risiken wird seit 2006 

über ein von der WestLB entwickeltes Modell bestimmt. Dieses ist durch die folgenden 

Eigenschaften gekennzeichnet:

n	� Das Modell basiert auf einem Verlustverteilungsansatz. Die Schätzung der Verteilungs-

parameter erfolgt aus den internen Verlustdaten, den Daten aus dem ORX-Konsortium 

sowie den Daten aus der Szenario-Analyse.

n	� Die VaR-Berechnung erfolgt für ein 14-Zellen-Modell (nach Business Line/Event Type-

Matrix) mit einer Datenverdichtung für

	 – �die Business Lines „Commercial Banking“, „Corporate Finance“, „Trading & Sales“,

	 – �die Event Types „Internal Fraud“, „External Fraud“,

	 – �die Event Types „Business Disruption and System Failure“, „Execution, Delivery and 

Process Management“.

n	� Es werden Korrelationen der Schadensanzahl (innerhalb einer Business Line über Event 

Types hinweg) sowie Versicherungsleistungen berücksichtigt.

n	 Die Kapitaladjustierung erfolgt über die BU Scorecard und die Risikoindikatoren.

n	 Das Kapital wird auf Geschäftsbereiche und rechtliche Einheiten allokiert.
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Die WestLB AG hat bei den Aufsichtsbehörden im Oktober 2006 den Advanced Measurement 

Approach (AMA) zur Messung operationeller Risiken für die WestLB Gruppe beantragt. 

Ende 2006 beziehungsweise im August 2007 wurden die entsprechenden Prüfungen durch-

geführt. Im Dezember hat die BaFin der WestLB zugestanden, die Methoden vorab ab  

1. Januar 2008 anwenden zu dürfen. Die WestLB geht davon aus, dass der finale Zulassungs-

bescheid zur Anwendung dieser Methoden im ersten Quartal vorliegen wird.

Reputationsrisiken

Reputationsrisiko bedeutet die Gefahr eines sich verschlechternden Rufes der WestLB aus 

Sicht der Anspruchsgruppen/Stakeholder hinsichtlich der Leistungsfähigkeit, Kompetenz, 

Integrität und Vertrauenswürdigkeit der Bank.

Das Reputationsrisiko wurde in der WestLB als wesentliche Risikoart über alle Kernge-

schäftsfelder und die damit einhergehenden Produkte hinweg identifiziert. Daher gewinnt 

die systematische Behandlung des Themas in der WestLB zunehmend an Bedeutung, zumal 

wir Reputation als einen nachhaltigen Faktor werten, der den Unternehmenswert sowohl 

positiv als auch negativ beeinflusst. 

Die Zuständigkeit für die Koordination von Reputationsrisiken in der WestLB liegt im 

Operational Risk Management, das eng mit den Bereichen Externe Kommunikation, Group 

Compliance (inkl. Geldwäsche) und Sustainability Management zusammenarbeitet.

Die Aufnahme neuer Geschäftsfelder (Kunden und/oder Produktgruppen) wird vorab auch 

einer Prüfung unter RepRisk-Gesichtspunkten unterzogen. Einzelne Geschäftstransaktionen 

werden anhand einer Checkliste auf Reputationsrisiken hin untersucht.

Eine Regelung zum Thema Reputationsrisiken wurde intern veröffentlicht.

Steuerrisiko

Die Bank entwickelt und schließt Transaktionen für Kunden oder sich selbst ab, die Steuer-, 

Bilanz- und Eigenkapitalpositionen optimieren sollen. Dabei werden im Rahmen strukturierter 

Steuertransaktionen insbesondere Aspekte des britischen und des luxemburgischen 

Steuerrechts genutzt. Die bestehende Risikostrategie für Strukturierte Produkte ist im 

Berichtsjahr gemäß den Anforderungen der MaRisk einem jährlichen Review unterzogen 

und durch Vorstand, Risikoausschuss und Aufsichtsrat gebilligt worden. Diese Risikostrategie 

enthält spezifische Limite für das Gesamtsteuerobligo, das Einzeltransaktionssteuerobligo 

und für bestimmte Transaktionsmodelle. Ferner sieht sie ein Risikomonitoring der mit den 

Steuertransaktionen einhergehenden Risiken einschließlich der Limite durch die Bereiche 

Group Finance/Steuern und Credit Risk Management vor. Die steuerlichen Risiken einer 

Transaktion werden durch externe Gutachten und zusätzlich in einem eigenständigen Votum 

durch Group Finance/Steuern beurteilt. 
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Im Berichtsjahr wurde das portfoliobezogene Reporting über die strukturierten Steuertrans-

aktionen in den Gesamtbankrisikobericht aufgenommen, der dem Vorstand monatlich und 

dem Risikoausschuss des Aufsichtsrates quartalsweise vorgelegt wird. Die Berichterstattung 

umfasst auch die Kennzahl Ökonomisches Kapital für die Transaktionen. Eine entsprechende 

Methodik zur Messung des Ökonomischen Kapitals wurde durch das Economic Capital 

Committee (ECC) verabschiedet. Das Verfahren beruht auf einer Monte Carlo-Simulation 

und berücksichtigt die Zugehörigkeit der Transaktionen zu bestimmten Transaktionsmodellen. 

Zum Berichtszeitpunkt wurde für die Transaktionen ein Ökonomisches Kapital von 122 Mio € 

ausgewiesen, was für den Gesamtkonzern eher von untergeordneter Bedeutung ist (Anteil 

am Ökonomischen Kapital des Konzerns unter 3%).  

Sonstige Risiken

Im Berichtsjahr wurde das sogenannte Langlebigkeitsrisiko (Longevity Risk) eingeführt. 

Darunter versteht man das Risiko von Verlusten aus Finanzinstrumenten, die aus der 

Unsicherheit über die Lebenserwartung von einzelnen Personen beziehungsweise Gruppen 

von Personen resultieren können. Diese Risiken resultieren insbesondere aus bestimmten 

Arten von Lebensversicherungspolicen. Intention der Bank ist es nicht, in nennenswertem 

Umfang Langlebigkeitsrisiken zu übernehmen. Vielmehr möchte die Bank an dem Trend an 

den Kapitalmärkten partizipieren, dass Langlebigkeitsrisiken liquider handelbar werden.

Für diese Produktarten wurde im Berichtsjahr die Risikostrategie Strukturierte Investment 

Produkte, Life Insurance Solutions vom Vorstand und Risikoausschuss des Aufsichtsrates 

beschlossen. Diese Strategie regelt die Kreditaktivitäten der WestLB im Zweitmarkt für 

Lebensversicherungspolicen und versicherungsbezogenen strukturierten Produkten. Die 

Bank tritt in diesem Geschäftsfeld sowohl als Investor als auch als Kreditgeber auf. Zum 

einen kauft sie bestehende Versicherungspolicen zu einem Preis unter dem „inneren Wert“, 

jedoch meist über dem Rückkaufswert der Versicherung auf, hält diese für eine gewisse Zeit 

in Zweckgesellschaften (kurzfristige Warehousing-Finanzierung), um sie dann an Fonds

gesellschaften oder andere Kapitalanleger zu verkaufen oder zu verbriefen. Für diese 

Schlusskäufer übernimmt die WestLB oft die langfristige Finanzierung.

Ausblick Risikobericht

Aufgrund des schwierigen Kapitalmarktumfelds in 2007 und der sich daraus ergebenden 

Positionierung werden wir in 2008 auf die weitere Reduzierung von Konzentrationsrisiken 

aktiv hinarbeiten. Im Rahmen der regelmäßigen Weiterentwicklung unseres Risikomanage-

ment beabsichtigen wir, basierend auf den Erfahrungen der Finanzmarktkrise, an Verfahren 

zu arbeiten, welche eine noch stärker integrative Betrachtung der Markt-, Kredit- und 

Liquiditätsrisiken sowie deren Kapital- und Ergebnisauswirkungen ermöglichen. Damit wird 

2008 ein zusätzlicher Schwerpunkt auf dem bankweiten, über alle Risikoarten integrierten 

Stresstesting liegen. 
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Ferner wird die erstmalige, aufsichtsrechtliche Meldung gemäß der umgesetzten IRBA-, 

IAA- und AMA-Verfahren einen wesentlichen Meilenstein in 2008 darstellen. Darüber hinaus 

entwickeln wir die Umsetzung der Anforderungen aus Basel II/Säule 2 (ICAAP = Internal 

Capital Adequacy Assessment Process) weiter und bereiten uns aktiv auf Veröffentlichungs-

pflichten gemäß Basel II/Säule 3 (Offenlegung) vor.

Vorgänge nach Schluss des Geschäftsjahres

Anfang 2008 haben sich die Bewertungsparameter im Zuge der Finanzmarktkrise weiter 

verschlechtert. Die WestLB hat daher im Januar 2008 ihre Ergebnisprognosen anpassen 

müssen und am 21. Januar 2008 eine Ad-hoc-Mitteilung herausgegeben. Daraufhin hat 

Standard & Poor’s das Langfristrating der Bank auf Credit Watch negative gesetzt.

Angesicht der Ergebnisbelastungen aus der Finanzmarktkrise im Jahresabschluss 2007, 

einer infolgedessen drohenden weiteren Ratingverschlechterung sowie der sich abzeich-

nenden, anhaltenden Volatilität bei der Bewertung von strukturierten Wertpapieren im 

laufenden Geschäftsjahr haben die Eigentümer der WestLB am 8. Februar 2008 beschlossen, 

das Eigenkapital der Bank zu stärken und eine umfassende Risikoabschirmung zu gewähren. 

Im Rahmen dieser Risikoabschirmung sollen die relevanten Bestände an strukturierten 

Wertpapieren mit einem Nominalvolumen von etwa 23 Mrd € auf eine von der WestLB 

unabhängige Zweckgesellschaft übertragen und durch eine Erstverlustgarantie der Eigen-

tümer gegen tatsächliche Zahlungsausfälle abgesichert werden. Insgesamt stellen unsere 

Eigentümer für die genannten Maßnahmen eine Summe von bis zu 5 Mrd € zur Verfügung, 

von denen 2 Mrd € quotal entsprechend der jeweiligen Anteile an der WestLB AG getragen 

werden. Die verbleibenden 3 Mrd € Risikoabschirmung werden vom Land NRW übernommen 

(disquotaler Risikoabschirmungsanteil).

Wenn und soweit das Land NRW aus dem disquotalen Risikoabschirmungsanteil in Anspruch 

genommen wird, steht dem Land ein Recht auf Übertragung einer entsprechenden Anzahl 

an WestLB Aktien von RSGV, WLSGV, Landschaftsverband Rheinland und Landschafts

verband Westfalen-Lippe gegen Erstattung des Buchwertes der von den vorgenannten 

Aktionären gehaltenen Aktien zu. Anstelle der Übertragung der Anteile können sich die 

Beteiligten auch auf einen Barausgleich einigen.

Dem Aufsichtsrat wurde in seiner Sitzung am 7. Februar 2008 durch den Vorstand der Bank 

eine Rahmenplanung zur Restrukturierung und Stärkung des Geschäftsmodells der WestLB 

bis zum Jahr 2010 vorgestellt. Im Rahmen der Restrukturierung und strategischen Fokus-

sierung sollen durch Effizienzsteigerung und Konzentration des Geschäfts bis 2010 Kosten 

in Höhe von jährlich rund 300 Mio € im Konzern eingespart werden. Damit ist ein konzern-

weiter Abbau von 1.300 bis 1.500 Arbeitsplätzen im Planungszeitraum verbunden. Die 

Erträge aus dem Kundengeschäft sollen allein durch die Sparkassen- und Mittelstands

offensive um jährlich rund 100 Mio € gesteigert werden.
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Die Adjustierung des Geschäftsmodells mit seinen vier Säulen Sparkassen & Privatkunden, 

Firmenkunden, Immobilienkunden und Investment Banking zielt vor allem auf eine Stärkung 

des Mittelstandsgeschäfts sowie den weiteren Ausbau des Geschäfts mit Sparkassen.

Als Reaktion auf dieses Maßnahmenpaket hat Standard & Poor’s am 11. Februar 2008 den 

Credit Watch negative wieder aufgehoben.

 

Ausblick

Vieles spricht dafür, dass das Umfeld für die deutsche Wirtschaft 2008 erheblich schwieriger 

wird. Das globale Wachstum dürfte sich – nicht zuletzt aufgrund der Immobilienkrise in den 

USA – abschwächen. Der Höhenflug des Euro wird wohl noch einige Zeit andauern. Ein 

spürbarer und nachhaltiger Preisrückgang bei Rohöl und anderen Rohstoffen ist derzeit 

nicht in Sicht. Die Lohnstückkosten werden nach unserer Einschätzung – anders als in den 

Vorjahren – nicht mehr sinken. Angesichts der Kapitalmarktkrise werden die Banken 

voraussichtlich restriktiver bei der Kreditvergabe werden. Alles in allem erwarten wir, dass 

die Exporte und Investitionen an Dynamik verlieren werden. Da wir aber von einer Belebung 

des privaten Konsums ausgehen, wird es wohl dennoch nicht zu einer scharfen Konjunktur

abschwächung kommen. Die zunehmende Beschäftigung sowie höhere Lohnzuwächse 

dürften im Ergebnis eine beschleunigte Zunahme der verfügbaren Einkommen nach sich 

ziehen. Selbst wenn ein Teil hiervon durch den verstärkten Preisauftrieb wieder aufgezehrt 

werden wird, sollten sie unter dem Strich für eine spürbare Steigerung der Konsumausgaben 

ausreichen. Ingesamt erwarten wir eine Abschwächung des Wachstums im kommenden 

Jahr auf rund 1,8%. 

Auf dem internationalen Bankenmarkt werden die Ausfälle am US-amerikanischen Hypo-

thekenmarkt weiter Thema bleiben. Stand im Jahr 2007 die Bewertung der zukünftigen 

Ausfallrisiken infolge der US-Hypothekenkrise im Mittelpunkt, so werden künftig die tat-

sächlichen Ausfälle im Zuge der Zinsanpassungen deutlich. Zusätzlich spielt die regionale 

Konzentration der Risiken eine große Rolle, da der Subprime-Anteil bei der Kreditvergabe 

in manchen US-Regionen bis zu 40% betrug. Damit werden vor allem lokale wirtschaftliche 

Entwicklungen in den USA von großer Bedeutung sein. 

Die hohen Wertverluste durch die Kapitalmarktkrise haben das Investment Banking stark 

belastet. Für die primär von der Krise betroffenen Teilbereiche dieser Sparte rechnen wir 

mit weiterhin schwierigen Marktbedingungen.

Die deutschen Banken kämpfen nach wie vor an zwei Fronten: Intern bleibt das Erreichen 

international vergleichbarer Profitabilität eine wichtige Aufgabe. Im Markt gilt es, sich bei 

eher stagnierenden Geschäftsvolumina und hoher Wettbewerbsintensität zu positionieren. 

Insofern dürfte sich die Margenverengung im Privatkundengeschäft weiter fortsetzen. Im 

Geschäft mit öffentlichen und gewerblichen Kunden sollten sich Verbesserungen erzielen 

lassen, da die Risikoprämien wieder normale Größenordnungen erreichen. Aufgrund seiner 

Größe bleibt Deutschland für ausländische Anbieter insbesondere im Privatkundengeschäft 

ein attraktiver Markt, weshalb von einem weiter zunehmenden Wettbewerb auszugehen ist.
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Von den Verwerfungen an den Kapitalmärkten ist auch die WestLB nicht verschont geblieben. 

Durch die von den Eigentümern garantierte Risikoabschirmung von bis zu 5 Mrd € ist die 

Bank allerdings vor weiteren Verlusten aus strukturierten Wertpapierportfolien mit einem 

Volumen von etwa nominal 23 Mrd € abgesichert. Damit ist eine wichtige Voraussetzung 

geschaffen, um die WestLB zu stärken und wieder zukunftsfähig aufzustellen. Sie ist gleich-

zeitig eine Bedingung dafür, dass die WestLB ihren Beitrag in der von der Bank und allen 

Eigentümern angestrebten Landesbankenkonsolidierung leisten kann.

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 7. Februar 2008 eine Rahmenplanung 

zur Restrukturierung und Stärkung des Geschäftsmodells der WestLB bis zum Jahr 2010 

vorgestellt. Wesentliche Eckpunkte sind:

n � Durch Effizienzsteigerung und Adjustierung unseres Geschäfts sollen bis 2010 Kosten in 

Höhe von jährlich rund 300 Mio € eingespart werden.

n � Damit ist im Konzern ein Abbau von 1.300 bis 1.500 Arbeitsplätzen im Planungszeitraum 

verbunden.

n � Die Erträge aus dem Kundengeschäft sollen allein durch die Sparkassen- und Mittelstands

offensive um jährlich rund 100 Mio € erhöht werden.

Die Adjustierung des Geschäftsmodells mit seinen vier Säulen Sparkassen & Privatkunden, 

Firmenkunden, Immobilienkunden und Investment Banking umfasst vor allem eine Stärkung 

des Mittelstandsgeschäfts sowie den weiteren Ausbau des Geschäfts mit Sparkassen.

Das Verbundgeschäft mit Sparkassen soll durch ein erweitertes Produktangebot unter 

anderem für das Retailgeschäft der Sparkassen gestärkt werden. Zudem ist vorgesehen, die 

Zusammenarbeitsquote weiter zu verbessern. Dazu werden wir mit den Sparkassen in 

Nordrhein-Westfalen das Marktpotenzial geschlossen und intensiv als Sparkassenzentralbank 

im „S-Finanzverbund Nordrhein-Westfalen“ bearbeiten. Hierzu gehören auch feste vertrag-

liche, langfristige Vereinbarungen sowie ein satzungsmäßiges Verbundstatut. Zudem 

beabsichtigt das Land Nordrhein-Westfalen, die Sparkassenzentralbankfunktion wieder 

gesetzlich zu verankern. Ziel dieser Maßnahmen ist ein gemeinsames Verbundrating.

Das Mittelstandsgeschäft soll durch bessere Ausschöpfung der Potenziale deutlich ausgebaut 

werden. Eine substanzielle Stärkung ist insbesondere durch die von den Eigentümern 

beschlossene Erweiterung des Zielsegments auf nordrhein-westfälische Kunden mit jähr-

lichen Umsätzen ab 50 Mio € zu erwarten.  Hier wollen wir unsere Aktivitäten vor allem mit 

unseren Corporate Finance-Produkten als Anbieter innovativer und auf den Mittelstand 

zugeschnittener Finanzlösungen in Nordrhein-Westfalen und darüber hinaus ausbauen. 

Bereits im abgelaufenen Geschäftsjahr konnten wir so über 300 Neukunden gewinnen. Das 

Großkundengeschäft werden wir in Deutschland durch segment- und industriespezifische 

Initiativen zur Kundenakquisition mit entsprechendem Produktangebot weiter optimieren. 

Bei Immobilienkunden wird durch den Ausbau des Real Estate Investment Bankings der 

Schwerpunkt verstärkt auf den wertschöpfenden Teil des Immobilienfinanzierungsgeschäfts 

gelegt.
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Das Investment Banking-Geschäft werden wir fokussieren und dabei das Kundengeschäft 

ausbauen. Zudem werden wir uns auf die Kernproduktkompetenzen konzentrieren. Beide 

Maßnahmen dienen dazu, die Ergebnisvolatilität zu verringern und das Risikoprofil zu ver-

bessern. 

Mit der Umsetzung der Maßnahmen soll unverzüglich begonnen werden, sodass wir bereits 

für 2008 mit signifikanten Kosteneinsparungen rechnen. Zudem tragen die Risikoab

schirmung durch unsere Eigentümer, die umfassende Restrukturierung und die Stärkung 

unseres Geschäftsmodells zu einer nachhaltigen Risikoreduzierung und Verbesserung der 

Ergebnisqualität bei. 

Durch die Risikoabschirmung seitens der Anteilseigner wird die Bank in 2008 von den 

Turbulenzen an den Kapitalmärkten weit weniger stark als im abgelaufenen Geschäftsjahr 

2007 betroffen sein. 

Den notwendigen Restrukturierungsprozess starten wir in einem nach wie vor schwierigen 

Marktumfeld. Im Rahmen der Restrukturierung werden durch die unvermeidliche Reduzie-

rung der Anzahl der Mitarbeiter weitere Ergebnisbelastungen im Jahr 2008 entstehen. Die 

Unsicherheiten am Kapitalmarkt halten an, und der Margen- und Wettbewerbsdruck ist 

ungebrochen. Daher war eine Anpassung der bisherigen Planungen für das Jahr 2008 auf-

grund des geänderten Kapitalmarktumfeldes und der Stärkung unseres Geschäftsmodells 

erforderlich. Dennoch sind wir davon überzeugt, 2008 an die operativen Erfolge im 

Kundengeschäft des abgelaufenen Geschäftsjahres anschließen zu können und ein – um die 

Aufwendungen aus der Restrukturierung bereinigtes – positives operatives Ergebnis aus-

weisen zu können. Unser Ziel ist es, mit den eingeleiteten Maßnahmen die Eigenkapital

rentabilität vor Steuern bis 2010 auf ein zweistelliges Niveau zu steigern.

Düsseldorf/Münster, 19. Februar  2008

Der Vorstand 

WestLB AG

Alexander Stuhlmann	 Dr. Norbert Emmerich	 Dr. Hans-Jürgen Niehaus

Werner Taiber	 Dr. Wolfgang Nickels
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				    siehe Anhang			   31. 12. 2007	 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
1.	 Barreserve	
	 a)	 Kassenbestand			   4.441.388,96		  (4.681)
	 b)	 Guthaben bei Zentralnotenbanken			   1.614.016.341,20		  (560.783)
		  darunter:				    1.618.457.730,16	 565.464
		  bei der Deutschen Bundesbank
		  € 1.587.781.355,79 (Vj.: T€ 512.335)

2.	 Schuldtitel öffentlicher Stellen und Wechsel, 
	 die zur Refinanzierung bei Zentralnotenbanken
	 zugelassen sind	
	 a)	 Schatzwechsel und unverzinsliche
		  Schatzanweisungen sowie ähnliche
		  Schuldtitel öffentlicher Stellen			   64.512.827,09		  (928.354)
		  darunter:
		  bei der Deutschen Bundesbank refinanzierbar
		  € 0 (Vj.: T€ 840.286)
	 b)	 Wechsel			   0,00		  (0)
		  darunter:				    64.512.827,09	 928.354
		  bei der Deutschen Bundesbank refinanzierbar
		  € 0,00 (Vj.: T€ 0)

3.	 Forderungen an Kreditinstitute	 4, 16, 32, 39
	 a)	 täglich fällig			   14.318.791.459,88		  (9.141.376)
	 b)	 andere Forderungen			   53.795.553.233,22		  (74.038.975)
							       68.114.344.693,10	 83.180.351

4.	 Forderungen an Kunden	 5, 6, 16, 32, 33, 39, 48			   89.225.891.327,73	 89.687.991
	 darunter:
	 durch Grundpfandrechte gesichert
	 € 313.991.631,78 (Vj.: T€ 336.435)
	 Kommunalkredite	
	 € 9.569.147.503,07 (Vj.: T€ 7.150.729)

5.	 Schuldverschreibungen und andere
	 festverzinsliche Wertpapiere	 7, 13, 16, 17, 39
	 a)	 Geldmarktpapiere
		  aa)	 von öffentlichen Emittenten		  397.476,19			   (207.857)
		  darunter:
		  beleihbar bei der Deutschen Bundesbank
		  € 392.481,55 (Vj.: T€ 0)
		  ab)	 von anderen Emittenten		  14.435.197.314,05			   (846.002)
		  darunter:			   14.435.594.790,24		  1.053.859
		  beleihbar bei der Deutschen Bundesbank
		  € 3.696.273.803,37 (Vj.: T€ 87.427)			 
	 b)	 Anleihen und Schuldverschreibungen
		  ba)	 von öffentlichen Emittenten		  6.809.301.983,21			   (11.036.101)
		  darunter:
		  beleihbar bei der Deutschen Bundesbank
		  € 4.388.046.413,73 (Vj.: T€ 8.424.560)
		  bb)	 von anderen Emittenten		  28.653.894.886,03			   (26.970.849)
		  darunter:			   35.463.196.869,24		  38.006.950
		  beleihbar bei der Deutschen Bundesbank
		  € 15.749.746.668,33 (Vj.: T€ 12.610.041)			
	 c)	 eigene Schuldverschreibungen Nennbetrag		  418.900.155,99		  (1.395.710)
		  € 427.749.279,98 (Vj.: T€ 1.508.579)				    50.317.691.815,47	 40.456.519

						      Übertrag:	 209.340.898.393,55	 214.818.679

54
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Passivseite

				    siehe Anhang	 		  31. 12. 2007	 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
  1.	Verbindlichkeiten gegenüber	
	 Kreditinstituten	 15, 18, 23, 32	
	 a)	 täglich fällig			   13.209.089.398,42		  (16.628.358)
	 b)	 mit vereinbarter Laufzeit 
		  oder Kündigungsfrist			   97.890.330.490,87		  (90.711.295)
							       111.099.419.889,29	 107.339.653
  2.	Verbindlichkeiten gegenüber 
	 Kunden		 15, 19, 23
	 a)	 Spareinlagen
		  aa)	 mit vereinbarter Kündigungsfrist
			   von 3 Monaten		  186.233,16			   (189)
		  ab)	 mit vereinbarter Kündigungsfrist
			   von mehr als 3 Monaten		  0,00			   (0)
						      186.233,16		  189
	 b)	 andere Verbindlichkeiten
		  ba)	 täglich fällig		  9.477.951.402,22			   (8.703.946)
		  bb)	 mit vereinbarter Laufzeit
			   oder Kündigungsfrist		  40.583.539.318,84			   (47.806.959)
						      50.061.490.721,06		  (56.510.905)
							       50.061.676.954,22	 56.511.094

  3.	Verbriefte Verbindlichkeiten	 15, 20, 23, 33
	 a)	 begebene Schuldverschreibungen			   22.665.645.513,55		  (16.585.498)
	 b)	 andere verbriefte Verbindlichkeiten			   24.919.356.148,13		  (30.329.757)
		  darunter:				    47.585.001.661,68	 46.915.255
		  Geldmarktpapiere 
		  € 2.738.593.082,77 (Vj.: T€ 6.666.788)

  4.	Treuhandverbindlichkeiten	 21			   359.420.113,94	 394.398
	 darunter:
	 Treuhandkredite 
	 € 19.844.113,94 (Vj.: T€ 19.421)

  5.	Sonstige Verbindlichkeiten	 3, 22			   9.625.437.897,83	 11.011.266

  6.	Rechnungsabgrenzungsposten	 3, 23			   621.026.200,73	 730.523

  7.	Rückstellungen	 24, 37
	 a)	 Rückstellungen für Pensionen 
		  und ähnliche Verpflichtungen			   569.779.361,89		  (566.831)
	 b)	 Steuerrückstellungen			   425.199.463,78		  (355.389)
	 c)	 andere Rückstellungen			   1.039.315.635,33		  (1.378.581)
							       2.034.294.461,00	 2.300.801

  8.	Nachrangige Verbindlichkeiten	 25			   3.568.076.231,45	 3.703.453

  9.	Genussrechtskapital	 22, 26			   1.608.048.820,63	 2.103.491
	 darunter:
	 vor Ablauf von 2 Jahren fällig
	 € 847.205.940,68 (Vj.: T€ 721.094)

10.	Fonds für allgemeine Bankrisiken	 27			   0,00	 300.000

						      Übertrag:	 226.562.402.230,77	 231.309.934

{Bilanz}
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Aktivseite

				    siehe Anhang			   31. 12. 2007	 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
						      Übertrag:	 209.340.898.393,55	 214.818.679
  6.	Aktien und andere nicht 
	 festverzinsliche Wertpapiere	 8, 13, 16, 32, 39			   4.540.646.133,90	 6.409.729

  7.	Beteiligungen	 9, 13, 39			   793.888.325,53	 887.170
	 darunter:
	 an Kreditinstituten 	
	 € 34.047.819,20 (Vj.: T€ 113.576)
	 an Finanzdienstleistungsinstituten 
	 € 376.521,96 (Vj.: T€ 426)

  8.	Anteile an verbundenen 
	 Unternehmen	 10, 13, 39			   4.256.343.601,47	 3.636.883
	 darunter:
	 an Kreditinstituten 	
	 € 2.359.691.946,66 (Vj.: T€ 2.182.493)
	 an Finanzdienstleistungsinstituten
	 € 54.047.595,87 (Vj.: T€ 60.634)

  9.	Treuhandvermögen	 11			   359.420.113,94	 394.398
	 darunter:
	 Treuhandkredite	
	 € 19.844.113,94 (Vj.: T€ 19.421)

10.	Immaterielle Anlagewerte	 13			   45.394.018,40	 42.234

11.	Sachanlagen	 13, 37			   107.738.910,13	 138.352

12.	Sonstige Vermögensgegenstände	 3, 12			   11.178.003.505,34	 10.012.596

13.	Rechnungsabgrenzungsposten	 3, 15			   710.803.574,25	 922.549

Summe der Aktiva	 30			   231.333.136.576,51	 237.262.590

WestLB AG Jahresbilanz zum 31. Dezember 2007
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Passivseite

				    siehe Anhang	 		  31. 12. 2007	 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
						      Übertrag:	 226.562.402.230,77	 231.309.934

11.	Eigenkapital	 28
	 a)	 gezeichnetes Kapital 
		  eingeteilt in
		  auf den Namen lautende 
		  Stückaktien der Gattung A		  1.432.554.800,00			   (1.399.223)
		  auf den Namen lautende 
		  Stückaktien der Gattung B		  810.740.000,00			   (810.740)
						      2.243.294.800,00		  2.209.963
	 b)	 zur Durchführung der 
		  beschlossenen Kapitalerhöhung 
		  geleistete Einlage			   0,00		  249.998
	 c)	 Kapitalrücklage			   1.861.252.773,45		  2.604.956
	 d)	 Gewinnrücklagen
		  da)	 gesetzliche Rücklagen		  0,00			   (0)
		  db)	 andere Gewinnrücklagen		  0,00			   (150.000)
						      0,00		  150.000
	 e)	 typische stille Einlagen			   666.186.772,29		  719.416
	 f)	 Bilanzgewinn			   0,00		  18.323
							       4.770.734.345,74	 5.952.657
	

Summe der Passiva	 30			   231.333.136.576,51	 237.262.590

  1.	Eventualverbindlichkeiten	 43, 46	
	 Verbindlichkeiten aus Bürgschaften  
	 und Gewährleistungsverträgen			   7.505.714.374,59		  (9.301.252)
							       7.505.714.374,59	 9.301.252
  2.	Andere Verpflichtungen	 31
	 a)	 unwiderrufliche Kreditzusagen			   67.849.107.538,80		  (80.729.180)
							       67.849.107.538,80	 80.729.180

  3.	Verwaltungsvermögen				    1.493.398,15	 3.875

{Bilanz}
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WestLB AG Gewinn- und Verlustrechnung

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007

				    siehe Anhang	 		  1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
  1.	Zinserträge aus
	 a)	 Kredit- und Geldmarktgeschäften		  7.327.015.547,45			   (6.051.890)
	 b)	 festverzinslichen Wertpapieren
		  und Schuldbuchforderungen		  1.860.526.737,81			   (1.711.937)
				    34		  9.187.542.285,26		  (7.763.828)

  2.	Zinsaufwendungen	 22, 25, 42		  8.489.404.462,04		  (7.212.631)
							       698.137.823,22	 551.197

  3.	Laufende Erträge aus
	 a)	 Aktien und anderen nicht 
		  festverzinslichen Wertpapieren			   65.792.678,65		  (116.991)
	 b)	 Beteiligungen			   54.352.584,31		  (37.516)
	 c)	 Anteilen an verbundenen Unternehmen			   200.172.049,93		  (151.579)
				    34			   320.317.312,89	 306.085

  4.	Erträge aus Gewinngemeinschaften, 
	 Gewinnabführungs- oder 
	 Teilgewinnabführungsverträgen	 34			   283.467.830,22	 586.246

  5.	Provisionserträge	 34		  496.197.412,74		  (482.911)

  6.	Provisionsaufwendungen			   153.009.789,57		  (161.029)
							       343.187.623,17	 321.882

  7.	Nettoergebnis aus Finanzgeschäften	 34			   – 1.477.468.978,60	 436.746

  8.	Erträge aus dem Leasinggeschäft	 34, 36			   5.125.773,46	 18.821

  9.	Aufwendungen aus dem 
	 Leasinggeschäft	 13, 36			   4.077.762,71	 15.298

10.	Sonstige betriebliche Erträge	 34, 37			   131.179.899,73	 152.544

11.	Allgemeine Verwaltungsaufwendungen
	 a)	 Personalaufwand
		  aa)	 Löhne und Gehälter	 47	 561.967.146,79			   (920.852)
		  ab)	 Soziale Abgaben und Aufwendungen 
			   für Altersversorgung und für 
			   Unterstützung	 24, 47	 178.134.470,42			   (156.267)
			   darunter:			   740.101.617,21		  (1.077.120)
			   für Altersversorgung	
			   € 128.850.223,71 (Vj.: T€ 92.886)					   
	 b)	 andere Verwaltungsaufwendungen	 38		  571.476.516,81		  (631.719)
							       1.311.578.134,02	 1.708.839

12.	Abschreibungen und Wertberichtigungen 
	 auf immaterielle Anlagewerte und 
	 Sachanlagen	 13			   35.562.382,85	 44.784

13.	Sonstige betriebliche 
	 Aufwendungen	 24, 37, 47			   93.911.670,63	 143.672

						      Übertrag:	 – 1.141.182.666,12	 460.928
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für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007

				    siehe Anhang	 		  1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
				    Ziffer	 €	 €	 €	 T€
						      Übertrag:	 – 1.141.182.666,12	 460.928

14.	Abschreibungen und 
	 Wertberichtigungen 
	 auf	 Forderungen und 
	 bestimmte Wertpapiere 
	 sowie Zuführungen zu 
	 Rückstellungen im 
	 Kreditgeschäft	 24, 39			   92.615.654,19	 0

15.	Erträge aus Zuschreibungen 
	 zu Forderungen und	  
	 bestimmten Wertpapieren 
	 sowie aus der Auflösung	  
	 von Rückstellungen im 
	 Kreditgeschäft	 24, 39			   0,00	 336.889

16. Abschreibungen und 
	 Wertberichtigungen auf	  
	 Beteiligungen, Anteile an 
	 verbundenen Unternehmen 	
	 und wie Anlagevermögen 
	 behandelte Wertpapiere	 13, 39			   108.990.921,28	 51.467

17.	Zuführung zum Fonds für 
	 allgemeine Bankrisiken	 27			   0,00	 218.000

18.	Entnahme aus Fonds für
	 allgemeine Bankrisiken	 27			   300.000.000,00	 0

19.	Aufwendungen aus Verlustübernahme	 39			   11.098.098,81	 20.663

20.	Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit				    – 1.053.887.340,40	 507.687

21.	Steuern vom Einkommen 
	 und vom Ertrag	 41		  115.493.542,25		  (137.814)

22.	Sonstige Steuern, soweit nicht	
	 unter Posten 13 ausgewiesen			   – 5.780.882,65		  (6.162)
			   				    109.712.659,60	 (143.976)

23.	Aufgrund einer Gewinngemeinschaft, 
	 eines Gewinnabführungs- oder 
	 eines Teilgewinnabführungsvertrages 
	 abgeführte Gewinne	 42			   0,00	 59.137
							     
24.	Jahresfehlbetrag/-überschuss				    – 1.163.600.000,00	 304.574

25.	Entnahme aus der Kapitalrücklage	 28			   960.370.356,82	 0

26.	Einstellung in die Gewinnrücklagen	 28			   0,00	 150.000

27.	Entnahme aus den Gewinnrücklagen	 28			   150.000.000,00	 0

28.	Wiederauffüllung der stillen Einlagen	 28			   0,00	 136.251

29.	Entnahme aus den stillen Einlagen	 28			   53.229.643,18	 0

30.	Bilanzgewinn	 28			   0,00	 18.323

{Gewinn- und Verlustrechnung}
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WestLB AG Anhang zum 31. Dezember 2007

Aufstellung des Jahresabschlusses (1)

Der Jahresabschluss der WestLB AG (im Folgenden Bank oder WestLB) ist nach den 

Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB), der Verordnung über die Rechnungslegung 

der Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute (RechKredV), den einschlägigen 

Regelungen des Aktiengesetzes (AktG) sowie des Pfandbriefgesetzes (PfandBG) aufgestellt. 

Angaben, die wahlweise in der Bilanz oder im Anhang gemacht werden können, erfolgen 

im Anhang.

Wir stellen zusätzlich zum Jahresabschluss einen Konzernabschluss gemäß § 315 a HGB 

und der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates  

vom 19. Juli 2002 (IAS-Verordnung) in Übereinstimmung mit den International Financial 

Reporting Standards (IFRS) auf. Der Jahresabschluss und der Konzernabschluss werden 

gemäß § 325 und § 328 HGB beim Betreiber des elektronischen Bundesanzeigers  

(www.ebundesanzeiger.de) eingereicht.

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze (2)

Die Bewertung der Vermögensgegenstände, der Verbindlichkeiten und der schwebenden 

Geschäfte erfolgt gemäß §§ 252 ff. und §§ 340 ff. HGB.

Forderungen werden mit ihrem Restkapital, vermindert um Restdisagien, ausgewiesen. 

Verbindlichkeiten sind mit dem Rückzahlungsbetrag passiviert; die zugehörigen Disagien 

sind als aktive Rechnungsabgrenzungsposten erfasst. Agien zu Forderungen oder Verbind-

lichkeiten werden als aktivische beziehungsweise passivische Rechnungsabgrenzungspos-

ten ausgewiesen. Die zum Bilanzstichtag ermittelten anteiligen Zinsen werden – soweit es 

sich nicht um nachrangige Verbindlichkeiten handelt – mit der zugrunde liegenden Forderung 

oder Verbindlichkeit bilanziert. Die Abgrenzung der Agien/Disagien aus dem Emissions- und 

Darlehensgeschäft erfolgt nach der Effektivzinsmethode. Wechsel sowie Schatzwechsel 

und unverzinsliche Schatzanweisungen werden abgezinst und mit den effektiven Herein-

nahmesätzen ausgewiesen. Unverzinsliche Mitarbeiterdarlehen sind entsprechend den 

steuerlichen Vorschriften mit dem Restkapital ausgewiesen. Begebene Zerobonds sind mit 

dem Emissionswert zuzüglich effektivzinskonstant abgegrenzter Zinsen bis zum Bilanzstich-

tag passiviert.

Erkennbaren Risiken im Kreditgeschäft wird durch die Bildung von Einzelwertberichtigungen 

und Rückstellungen angemessen Rechnung getragen. Für latente Risiken im Forderungs- 

und Eventualforderungsbestand bestehen Pauschalwertberichtigungen, die analog zu den 

steuerlichen Bewertungsmethoden gebildet werden. Bei Kreditvergaben an Kreditnehmer 

in Ländern mit akutem Transferrisiko bilden wir pauschalierte Länderwertberichtigungen. 

Die Höhe der Wertberichtigungssätze wird aus dem Renditeunterschied zwischen Staats-

anleihen erster Bonität und am Markt beobachtbarer Preise für Staatspapiere des betref-

fenden Landes innerhalb des jeweiligen Restlaufzeitenrasters der Kreditvergabe abgeleitet. 

Bei Ländern ohne beobachtbare Marktpreise für Staatsanleihen wird auf regelmäßig 

aktualisierte Wertberichtigungsquoten externer Ratingagenturen zurückgegriffen.
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{Anhang}

Der Kreis der Länder mit erhöhtem Risiko basiert auf dem internen Rating der WestLB, 

welches aktuelle und erwartete volkswirtschaftliche Daten sowie die politische Gesamt

situation des Landes widerspiegelt und regelmäßig angepasst wird.

Die Wertpapiere der Liquiditätsreserve werden nach dem strengen Niederstwertprinzip zu 

Börsen- beziehungsweise Marktpreisen oder niedrigeren Buchkursen bewertet.

Die Wertpapiere, die wie Anlagevermögen behandelt werden (Finanzanlagebestand), werden 

zu Anschaffungskosten bewertet. Die Unterschiedsbeträge zwischen Anschaffungskosten 

und Rückzahlungsbetrag werden zeitanteilig erfolgswirksam vereinnahmt. Bei voraussicht-

lich dauerhafter Wertminderung werden Abschreibungen auf den niedrigeren beizulegenden 

Wert vorgenommen. Soweit Wertpapiere des Finanzanlagebestandes unter Anwendung des 

gemilderten Niederstwertprinzips zu Werten bilanziert sind, die über den aktuellen Markt- 

oder Börsenwerten liegen, sind diese Teile im Anhang gesondert angegeben. Diese Angabe 

verändert sich im Zeitablauf bestands-, aber auch zins- beziehungsweise kursinduziert.

Für die im Rahmen des Eigenhandels gehaltenen Aktien, Anleihen, derivativen Produkte 

und übrigen Handelsbestände werden die Marktwerte zum Bilanzstichtag in einem ersten 

Schritt einzelgeschäftsbezogen und handelsunabhängig ermittelt. Die Bewertung erfolgt 

mit Börsen- oder Marktpreisen vom 28. Dezember 2007 (letzter Handelstag mit liquiden 

Märkten) beziehungsweise mit dem beizulegenden Wert; Anteilzinsen, Einmalzahlungen 

und Optionsprämien werden dabei berücksichtigt. Sofern Börsen- beziehungsweise Markt-

preise insbesondere bei derivativen Finanzinstrumenten nicht existieren beziehungsweise 

nicht verlässlich feststellbar sind, werden die beizulegenden Zeitwerte auf der Basis von 

marktüblichen Preismodellen oder diskontierten Cashflows ermittelt. Bei einigen auf der 

Grundlage eines Bewertungsmodells ermittelten Werten haben wir Bewertungsabschläge 

vorgenommen, da in diesen Fällen nicht alle Faktoren, die von den Marktteilnehmern in 

Erwägung gezogen werden, in den Modellen berücksichtigt sind. Hierbei handelt es sich 

insbesondere um Bewertungsabschläge für Bonitäts-, Modell- und Liquiditätsrisiken.

In Anwendung der risikoadjustierten Marktbewertungsmethode fassen wir in einem zweiten 

Schritt die zu Marktwerten bewerteten Handelsbestände und Handelskontrakte entsprechend 

der Risikosteuerung in den jeweiligen Geschäftsbereichen zu Portfolios zusammen. Um dem 

handelsrechtlichen Vorsichtsprinzip Rechnung zu tragen, werden die zusammengefassten 

Bewertungsergebnisse eines jeden Portfolios dann um das mit einem mathematischen 

Verfahren berechnete Verlustpotenzial (Value-at-Risk) gekürzt. Dabei sind die VaR-Abschläge, 

basierend auf den Berechnungsmethoden des Risikomanagements der Bank, so bemessen, 

dass ein zu erwartender maximaler Verlust aus offenen Handelspositionen bei einer Halte-

dauer von zehn Tagen mit einer Wahrscheinlichkeit von 99% ausgeglichen werden kann.

Im Zuge der Finanzmarktkrise ist der Handel mit strukturierten Wertpapieren weitgehend 

zum Erliegen gekommen. Demzufolge waren in einer großen Anzahl der Fälle keine Markt-

preise für die Bewertung von Handelsbeständen verfügbar, sodass auf angemessene 

Bewertungsverfahren zurückgegriffen werden musste. Dabei wurden entweder quotierte 

Marktpreise vergleichbarer Produkte oder Modellbewertungen, denen am Markt beobacht-
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bare Parameter (z. B. Marktpreisindices, Credit Spreads) zugrunde liegen, verwendet. In 

Einzelfällen, bei denen nicht alle Referenzdaten am Markt beobachtbar waren, haben wir 

der Ermittlung realistische, auf Marktgegebenheiten beruhende Annahmen und Schätzungen 

zugrunde gelegt, insbesondere unter Verwendung marktüblicher ökonometrischer Modelle. 

Zu weiteren Details verweisen wir auf unseren Risikobericht im Lagebericht.

Bei Anlagebeständen in den betreffenden strukturierten Wertpapieren haben wir die Frage, 

ob eine voraussichtlich dauerhafte Wertminderung gegeben ist, im Rahmen einer wert

papierspezifischen Einzelbetrachtung untersucht. Dabei wurden die Bestände mit unter-

schiedlichen Methoden analysiert (Top Down-Analysen, Cashflow-Analysen, Marktbewer-

tungsschätzungen für den Fall einer erzwungenen Abwicklung). Die Ergebnisse belegen die 

Spannbreiten einer Bewertung der Aktiva im gegenwärtigen Marktumfeld und wurden als 

Maßstab für die Ermittlung einer erwarteten dauerhaften Wertminderung herangezogen.

Die insbesondere im Zusammenhang mit den illiquiden Portfolien strukturierter Wertpapiere 

erforderlichen Annahmen und Schätzungen beruhen auf subjektiven Beurteilungen des 

Managements und sind zwangsläufig mit Prognoseunsicherheiten behaftet. Auch wenn wir 

im Rahmen der Schätzungen auf verfügbare Informationen, historische Erfahrungen und 

andere Beurteilungsfaktoren zurückgegriffen haben, können die tatsächlichen zukünftigen 

Ereignisse von den Schätzungen abweichen. Dies kann sich nicht unerheblich auf die Ver-

mögens-, Finanz- und Ertragslage auswirken. Nach unserer Ansicht sind die verwendeten 

Parameter sachgerecht und vertretbar.

Die laufenden Erträge aus Wertpapier- und Geldhandelsbeständen (Zins- und Dividenden

erträge) sowie die Refinanzierungskosten werden als Teil des Zinsergebnisses in der Gewinn- 

und Verlustrechnung ausgewiesen. Kursgewinne und -verluste sowie erhaltene und emp-

fangene Zahlungen aus Termin-, Options- und anderen derivativen Geschäften sind, soweit 

sie aus Handelsgeschäften resultieren, im Nettoergebnis aus Finanzgeschäften erfasst. 

Gleiches gilt für die ergebniswirksamen Bewertungsergebnisse aus Handelsprodukten. Bei 

einzelnen Handelsportfolios aus Aktienprodukten werden dem Handelszweck folgend auch 

die Dividendenerträge im Nettoergebnis aus Finanzgeschäften ausgewiesen.

Beteiligungen und Anteile an verbundenen Unternehmen werden zu Anschaffungskosten 

angesetzt. Bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung werden Abschreibungen auf den 

niedrigeren beizulegenden Wert vorgenommen.

Sachanlagen und entgeltlich erworbene immaterielle Anlagewerte, deren Nutzung zeitlich 

begrenzt ist, werden entsprechend den jeweiligen steuerlichen Vorschriften abgeschrieben; 

geringwertige Wirtschaftsgüter schreiben wir im Jahr der Anschaffung voll ab.

Rückstellungen bestehen für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste aus 

schwebenden Geschäften in ausreichender Höhe. Die Rückstellungen für Pensionsverpflich-

tungen werden unter Beachtung von § 6 a EStG nach versicherungsmathematischen Grund-

sätzen ermittelt.
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Ein Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340 g HGB wird in der Bilanz separat aus-

gewiesen. Es bestehen Reserven gemäß § 340 f HGB.

Die Währungsumrechnung erfolgt gemäß § 340 h HGB sowie dem Fachgutachten BFA 3/95. 

Auf Fremdwährung lautende Vermögensgegenstände und Schulden sowie nicht abgewickelte 

Fremdwährungskassageschäfte sind mit den EZB-Referenzkursen vom 31. Dezember 2007 

umgerechnet, schwebende Termingeschäfte (Devisentermin- und Devisenoptionsgeschäfte) 

zum Terminmittelkurs beziehungsweise Optionspreis desselben Tages. Kursgesicherte 

Aufwendungen und Erträge werden zum Sicherungskurs umgerechnet. Swapprämien aus 

kursgesicherten Bilanzposten werden zeitanteilig abgegrenzt und im Zinsergebnis aus

gewiesen.

Die auf Fremdwährung lautenden Bilanzbestände und schwebenden Geschäfte werden in 

jeder Währung gemäß § 340 h Abs. 2 Satz 2 HGB als besonders gedeckt eingestuft und 

bewertet. Dementsprechend sind alle Aufwendungen und Erträge aus der Währungsum-

rechnung gemäß § 340 h Abs. 2 Satz 1 und 2 HGB in der Erfolgsrechnung erfasst. Aus

zusondernde Erträge ergaben sich nicht, da die am Bilanzstichtag bestehenden Positionen 

im Devisenhandel zeitnah begründet sind. Das positive Ergebnis aus der einzelgeschäfts-

bezogenen Bewertung der schwebenden Devisengeschäfte ist saldiert unter den sonstigen 

Vermögensgegenständen ausgewiesen.

Termingeschäfte/derivative Produkte (3)

Die Bank schließt im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit Termingeschäfte beziehungsweise 

derivative Geschäfte folgender Art ab:

n	 Zinsbezogene Produkte

	� Zinsswaps, Zinsfutures, Forward Rate Agreements (FRAs), Zinsoptionen, begebene 

Zinsoptionsscheine, Zinscaps, Zinsfloors, Zinscollars und Swaptions.

n	 Währungsbezogene Produkte

	� Devisentermingeschäfte, Devisenoptionsgeschäfte, begebene Währungsoptionsscheine, 

Zins-/Währungsswaps, Forward-Zins-/Währungsswaps.

n	 Aktien- und sonstige preisbezogene Produkte

	� Aktienterminkontrakte, Aktienoptionen, Index-Terminkontrakte, Index-Optionen, begebene 

Aktien- und Index-Optionsscheine, edelmetallpreis- und rohwarenpreisbezogene Termin-

geschäfte und Optionen.

n	 Kreditderivate

	 Credit Default Swaps, Total Return Swaps und Credit Linked Notes.

Die jahresdurchschnittlichen Nominalwerte der derivativen Geschäfte und übrigen Termin-

geschäfte lagen im Geschäftsjahr 2007 bei 2.699,9 (i.V. 2.951,9) Mrd €.
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Das Gesamtvolumen der Termingeschäfte beziehungsweise derivativen Geschäfte am 

Bilanzstichtag beträgt auf Basis von Nominalwerten 2.572,0 (i.V. 2.750,3) Mrd €. Der 

Schwerpunkt liegt unverändert bei den zinsbezogenen Produkten, deren Anteil wir auf 

79,5% (i.V. 83,0%) des Gesamtvolumens reduzierten.

Neben den in der Tabelle aufgeführten Kreditderivaten des Handelsbuches ordnen wir 

Kreditderivate auch dem Anlagebuch zu. Das Volumen der Kreditderivate des Anlagebuches, 

bei denen die Bank als Sicherheitennehmer auftritt (Käufe), betrug zum 31. Dezember 2007 

insgesamt nominal 2.742,6 (i.V. 3.811,4) Mio €. Kreditderivate des Anlagebuches, bei denen 

die WestLB als Sicherheitengeber beziehungsweise Garantiegeber fungiert (Verkäufe), 

bestanden zum 31. Dezember 2007 in Höhe von nominal 620,2 (i.V. 556,3) Mio €.

Angaben zu Buchwerten, die nur bei gezahlten beziehungsweise erhaltenen Optionsprämien 

und bei Zinszahlungskomponenten relevant sind, führen wir unter den Bilanzposten „Sonstige 

Vermögensgegenstände“ und „Aktive Rechnungsabgrenzungsposten“ sowie „Sonstige 

Verbindlichkeiten“ und „Passive Rechnungsabgrenzungsposten“ auf.

Derivative Geschäfte – Darstellung der Durchschnittsvolumen

Durchschnitt	 Nominalwerte	 Positive	 Negative
1. 1. bis 31. 12.		  Marktwerte	 Marktwerte

in Mio €	 2007	 2006	 2007	 2006	 2007	 2006
 
Zinsbezogene Produkte	 2.203.210	 2.507.344	 22.316	 26.736	 21.676	 26.285
OTC-Produkte	 2.040.860	 2.254.722	 22.311	 26.711	 21.662	 26.268
Börsengehandelte Produkte	 162.350	 252.622	 5	 25	 14	 17
	  
Währungsbezogene Produkte	 277.941	 300.894	 7.193	 4.930	 6.929	 4.539
OTC-Produkte	 277.770	 300.889	 7.193	 4.930	 6.929	 4.539
Börsengehandelte Produkte	 171	 5	 0	 0	 0	 0
	  
Aktien- und sonstige 
preisbezogene Produkte	 88.789	 52.302	 4.250	 2.471	 4.715	 2.163
OTC-Produkte	 29.939	 24.841	 1.907	 1.517	 2.057	 1.266
Börsengehandelte Produkte	 58.850	 27.461	 2.343	 954	 2.658	 897
	  
Kreditderivate	 129.981	 91.347	 1.215	 646	 1.129	 651
OTC-Produkte	 129.981	 91.347	 1.215	 646	 1.129	 651
 
Derivative Geschäfte insgesamt 	 2.699.921	 2.951.887	 34.974	 34.783	 34.449	 33.638
OTC-Produkte	 2.478.550	 2.671.799	 32.626	 33.804	 31.777	 32.724
Börsengehandelte Produkte	 221.371	 280.088	 2.348	 979	 2.672	 914
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Derivative Geschäfte – Darstellung der Stichtagsvolumen

	 Nominalwerte	 Positive	 Negative
		  Marktwerte	 Marktwerte

in Mio €	 2007	 2006	 2007	 2006	 2007	 2006
 
Zinsbezogene Produkte	 2.045.357	 2.282.392	 21.858	 24.445	 20.745	 24.124
OTC-Produkte	 1.922.058	 2.101.757	 21.855	 24.429	 20.745	 24.116
Börsengehandelte Produkte	 123.299	 180.635	 3	 16	 0	 8
	  
Währungsbezogene Produkte	 286.207	 293.938	 9.544	 6.391	 8.811	 5.252
OTC-Produkte	 286.207	 293.938	 9.544	 6.391	 8.811	 5.252
Börsengehandelte Produkte	 0	 0	 0	 0	 0	 0
	  
Aktien- und sonstige 
preisbezogene Produkte	 89.749	 69.085	 4.221	 3.301	 4.809	 2.851
OTC-Produkte	 28.351	 25.813	 1.865	 1.492	 1.991	 1.190
Börsengehandelte Produkte	 61.398	 43.272	 2.356	 1.809	 2.818	 1.661
	  
Kreditderivate	 150.685	 104.855	 1.813	 780	 1.625	 782
OTC-Produkte	 150.685	 104.855	 1.813	 780	 1.625	 782
 
Derivative Geschäfte insgesamt 	 2.571.998	 2.750.270	 37.436	 34.917	 35.990	 33.009
OTC-Produkte	 2.387.301	 2.526.363	 35.077	 33.092	 33.172	 31.340
Börsengehandelte Produkte	 184.697	 223.907	 2.359	 1.825	 2.818	 1.669

Die derivativen Geschäfte sind fast ausschließlich Handelsgeschäfte; Kundengeschäfte 

werden über die Handelsbereiche abgeschlossen. Kontrakte zur Absicherung eigener Nicht-

handelsbestände weisen wir mit Ausnahme von Kreditderivaten als interne Kontrakte im 

Handelsbestand aus.

Die Fristigkeit liegt bei Produkten mit Aktien- und sonstigen Preisrisiken vornehmlich im 

kurzfristigen Bereich; bei den währungsbezogenen Produkten liegt der Schwerpunkt im 

mittelfristigen Bereich sowie bei den Zinskontrakten und Kreditderivaten überwiegt der 

langfristige Bereich.

Derivative Geschäfte – Fristengliederung

Nominalwerte	 Zinsbezogene	 Währungsbezogene	 Aktien- und	 Kreditderivate
	 Produkte	 Produkte	 sonstige preis-
	  		  bezogene Produkte

in Mio €	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
mit Restlaufzeiten								      
– bis 3 Monate	 440.656	 469.799	 86.521	 73.119	 19.716	 12.947	 142	 106
– 3 Monate bis 1 Jahr	 336.099	 344.479	 51.733	 43.958	 35.280	 30.845	 1.027	 2.004
– 1 bis 5 Jahre	 628.157	 789.359	 99.278	 120.023	 27.676	 20.907	 31.538	 25.899
– über 5 Jahre	 640.445	 678.755	 48.675	 56.838	 7.077	 4.386	 117.978	 76.846
 
Insgesamt	 2.045.357	 2.282.392	 286.207	 293.938	 89.749	 69.085	 150.685	 104.855
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Erläuterungen zur Bilanz

Forderungen an Kreditinstitute (4)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
	 Forderungen an	 Forderungen	 Forderungen an	 Forderungen
	 angeschlossene	 an andere	 angeschlossene	 an andere
	 Kreditinstitute	 Kreditinstitute	 Kreditinstitute	 Kreditinstitute
täglich fällig	 1.281,0	 13.037,8	 1.506,7	 7.634,6
mit Restlaufzeiten	
– bis 3 Monate	 953,6	 37.730,5	 723,6	 57.476,5
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 166,4	 7.753,8	 129,6	 7.409,7
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 397,3	 3.295,1	 343,2	 3.739,8
– mehr als 5 Jahre	 2.031,0	 1.467,8	 2.281,2	 1.935,5
 
Insgesamt	 4.829,3	 63.285,0	 4.984,3	 78.196,1
 
Bilanzausweis	 68.114,3	 83.180,4

Zu den angeschlossenen Kreditinstituten nach § 2 Ziffer 2 der Satzung der WestLB AG 

(Sparkassenzentralbankfunktion) gehören die Sparkassen in Nordrhein-Westfalen und die 

Sparkassen in Brandenburg.

In den Forderungen an andere Kreditinstitute sind Forderungen an verbundene Unternehmen 

in Höhe von 6.326,1 (i.V. 9.471,3) Mio € und an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-

verhältnis besteht, in Höhe von 883,7 (i.V. 655,0) Mio € enthalten. Auf Leasingfinanzierungen 

entfallen Forderungen in Höhe von 198,4 (i.V. 203,6) Mio €.

Forderungen an Kunden (5)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 89.225,9	 89.688,0
darunter:	
– an verbundene Unternehmen	 2.660,9	 4.080,7
– an Unternehmen, mit denen ein 
   Beteiligungsverhältnis besteht	 4.735,0	 5.667,1
– aus dem Leasinggeschäft	 1.605,8	 1.650,9
mit Restlaufzeiten	
– bis 3 Monate	 46.149,6	 52.612,6
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 6.627,6	 6.359,6
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 19.699,7	 16.190,3
– mehr als 5 Jahre	 15.450,4	 13.469,2
Forderungen mit unbestimmter Laufzeit	 1.298,6	 1.056,3
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Durch Grundpfandrechte besicherte Forderungen (6)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Forderungen an Kunden mit Restlaufzeiten	
– bis 3 Monate	 40,4 	 128,6
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 15,0	 27,2
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 139,0	 73,5
– mehr als 5 Jahre	 119,6	 107,1
 
Bilanzausweis	 314,0	 336,4

Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere (7)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 50.317,7	 40.456,5
darunter:
Beträge, die bis zum 31.12. des folgenden 
Geschäftsjahres fällig werden	 23.421,0	 7.496,5
 
Zusammensetzung 	
– Geldmarktpapiere	 14.435,6	 1.053,9
– Anleihen und Schuldverschreibungen 
    öffentlicher Emittenten	 6.809,3	 11.036,1
– Anleihen und Schuldverschreibungen 
    anderer Emittenten	 28.653,9	 26.970,8
– eigene Schuldverschreibungen	 418,9	 1.395,7
 
Zusammensetzung nach Börsenfähigkeit
– börsennotiert	 26.064,9	 27.349,4
– nicht börsennotiert	 24.252,8	 13.107,1
 
Zusammensetzung nach Bestandsart	
– Handelsbestand	 35.198,5	 25.161,6
– Liquiditätsreserve 	 182,8	 301,2
– Finanzanlagebestand	 14.936,4	 14.993,7
 
Zusammensetzung nach Konzernzugehörigkeit
– Wertpapiere von verbundenen Unternehmen	 2.233,4	 2.363,6
– Wertpapiere von Unternehmen, mit denen ein 
    Beteiligungsverhältnis besteht	 597,5	 562,0

Der Finanzanlagebestand in Höhe von 14,9 (i.V. 15,0) Mrd € ist Teil des Anlagevermögens. 

Zum Bilanzstichtag sind Finanzanlagen mit einem Buchwert von 8,5 (i.V. 4,7) Mrd € zum 

gemilderten Niederstwert angesetzt. Der beizulegende Zeitwert dieser Bestände beläuft 

sich auf 8,0 (i.V. 4,6) Mrd €. Hiervon entfallen 1,2 (i.V. 1,4) Mrd € auf Anleihebestände, die 

in Verbindung mit Zinsswaps angeschafft wurden (Asset Swaps) und deren wirtschaftlicher 

Wert damit den bilanzierten Anschaffungskosten entspricht. Den Teil der genannten 

Anlagebestände, der nicht auf Einzelbasis mit Asset Swaps abgesichert wurde (7,3 Mrd €), 

refinanzieren wir entweder fristen- und währungskongruent oder sichern ihn auf Portfolio

basis gegen zinsinduzierte Wertveränderungen ab.
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Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere (8)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 4.540,6	 6.409,7
 
Zusammensetzung nach Börsenfähigkeit	
– börsenfähige Wertpapiere	 1.407,3	 3.999,0
davon:	
– börsennotiert	 1.316,1	 3.058,8
– nicht börsennotiert	 91,2	 940,2
 
Zusammensetzung nach Bestandsart	
– Handelsbestand	 4.433,1	 4.022,4
– Liquiditätsreserve	 0,0	 8,0
– Finanzanlagebestand	 107,5	 2.379,3

Die im Vorjahr im Finanzanlagebestand enthaltenen Anteile an Wertpapierspezialfonds in 

Höhe von insgesamt 2,3 Mrd € wurden im Geschäftsjahr 2007 aufgelöst.

Beteiligungen (9)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 793,9	 887,2
darunter:	
– an Kreditinstituten	 34,0	 113,6
– an Finanzdienstleistungsinstituten	 0,4	 0,4
 
Zusammensetzung nach Börsenfähigkeit	
– börsenfähige Wertpapiere	 185,9	 183,1
davon:	
– börsennotiert	 0,0	 0,1
– nicht börsennotiert	 185,9	 183,0

Anteile an verbundenen Unternehmen (10)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 4.256,3	 3.636,9
darunter:	
– an Kreditinstituten	 2.359,7	 2.182,5
– an Finanzdienstleistungsinstituten	 54,0	 60,6
 
Zusammensetzung nach Börsenfähigkeit	
– börsenfähige Wertpapiere	 1.376,3	 1.243,1
davon:	
– nicht börsennotiert	 1.376,3	 1.243,1
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Treuhandvermögen (11)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Forderungen an Kunden	 19,8	 19,4
Anteile an RWI-Fonds	 339,6	 375,0
 
Bilanzausweis	 359,4	 394,4

Sonstige Vermögensgegenstände (12)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 11.178,0	 10.012,6
darunter: 
– Prämien für Optionsrechte	 4.043,5	 3.747,0
– Ausgleichsposten aus der Bewertung 
  der Handelsgeschäfte	 3.151,8	 2.248,9
– Ausgleichsposten aus der Devisenbewertung	 1.330,6	 875,3
– Ansprüche aus Swapgeschäften	 1.127,0	 1.088,7
– Steuererstattungsansprüche	 1.029,4	 1.223,2

Bei den Beteiligungen und Anteilen an verbundenen Unternehmen lagen uns keine Erkennt-

nisse vor, dass die Buchwerte über den beizulegenden Zeitwerten liegen, sofern solche 

verlässlich ermittelbar sind.

Eine vollständige Aufstellung des Anteilsbesitzes gemäß §§ 285 Satz 1 Nr. 11, 11a, 340 a 

Abs. 4 Nr. 2 HGB haben wir im elektronischen Bundesanzeiger (www.ebundesanzeiger.de) 

veröffentlicht.

Anlagevermögen (13)

in Mio €	 Anschaf-	 Zugänge	 Abgänge	 Um-	 Zuschrei-	 Abschrei-	 Abschrei-	 Buch-	 Buch-
	 fungs-/Her-			   buchungen	 bungen	 bungen	 bungen	 wert	 wert
	 stellungs-					     kumuliert	 Geschäfts-
	 kosten						      jahr         	
	 1. 1. 2007					     31. 12. 2007		  31. 12. 2007	 31. 12. 2006
Schuldverschrei- 
bungen und andere 
festverzinsliche 
Wertpapiere des 
Anlagevermögens	 15.018,7						      277,2	 14.936,4	 14.993,7
Aktien und andere 
nicht festverzinsliche 
Wertpapiere des 
Anlagevermögens	 2.441,3						      0,0	 107,5	 2.379,3
Beteiligungen	 972,4 						      3,8 	 793,9 	 887,2 
Anteile an 
verbundenen 
Unternehmen	 4.111,8 						      23,8 	 4.256,3 	 3.636,9 
Immaterielle 
Anlagewerte	 266,8	 15,9 	 2,8 	 0,2 	 0,0 	 234,7 	 12,4 	 45,4 	 42,2 
Grundstücke 
und Gebäude 	 54,4	 0,3	 7,2 	 0,0	 0,0 	 35,4 	 0,9 	 12,1 	 19,3 
Leasingvermögen	 48,0 	 0,0 	 41,3 	 0,0 	 0,0 	 6,6 	 4,1 	 0,1 	 4,9
Betriebs- und  
Geschäftsausstattung	 302,4 	 6,9 	 7,4 	 – 0,2	 0,0 	 206,2	 22,3 	 95,5 	 114,1 

Nettoveränderung gemäß § 34 Abs. 3,
Satz 2 RechKredV; 

 – 2.450,1 Mio €
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Die Veränderungen im Geschäftsjahr bei den Wertpapieren umfassen neben den Zu- und 

Abgängen auch die Bestandsveränderungen aufgrund der zeitanteiligen Auflösung von 

Agien und Disagien. Im Geschäftsjahr 2007 haben wir Abschreibungen in Höhe von  

277,2 Mio € auf Schuldverschreibungen und andere festverzinsliche Wertpapiere des 

Anlagevermögens aufgrund einer erwarteten dauerhaften Wertminderung vorgenommen.

Der Posten Grundstücke und Gebäude enthält ausschließlich nicht dem eigenen Geschäfts-

betrieb dienende Liegenschaften. Auf Grundstücke und Gebäude aus Rettungserwerben, 

die wir länger als fünf Jahre im Bestand haben, entfallen 2,9 (i.V. 3,0) Mio €.

Eigene Aktien (14)

Während des gesamten Geschäftsjahres haben wir keine eigenen Aktien erworben. Am 

Jahresende befanden sich keine eigenen Aktien im Bestand.

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten (15)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Disagio aus Emissionsgeschäft	 303,6	 347,2
Disagio aus Verbindlichkeiten	 290,1	 379,0
Im Voraus gezahlte Swapzinsen	 53,0	 133,4
Agio aus Forderungen	 21,0	 16,6
Sonstiges	 43,1	 46,3
 
Bilanzausweis	 710,8	 922,5

Nachrangige Vermögensgegenstände (16)

Nachrangige Vermögensgegenstände sind enthalten in:

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Forderungen an Kreditinstitute	 368,3	 23,0
darunter:	 gegenüber verbundenen Unternehmen	 280,0	 –
darunter:	 gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
	 Beteiligungsverhältnis besteht	 88,3	 –
Forderungen an Kunden	 457,3	 308,0
darunter:	 gegenüber verbundenen Unternehmen	 45,1	 20,4
darunter:	 gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
	 Beteiligungsverhältnis besteht	 12,7	 –
Schuldverschreibungen und andere 
festverzinsliche Wertpapiere	 1.369,3	 1.092,3
darunter:	 gegenüber verbundenen Unternehmen	 –	 0,6
darunter:	 gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
	 Beteiligungsverhältnis besteht	 –	 5,0
Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere	 77,6	 48,0
darunter:	 gegenüber verbundenen Unternehmen	 –	 –
darunter:	 gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
	 Beteiligungsverhältnis besteht	 8,0	 8,0
 
Insgesamt	 2.272,5	 1.471,3
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In Pension gegebene Vermögensgegenstände (17)

Von den ausgewiesenen Aktiva wurden von der WestLB 13.874,0 (i.V. 14.977,3) Mio € im 

Rahmen von echten Pensionsgeschäften an Pensionsnehmer übereignet.

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten (18)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
	 Verbindlichkeiten	 Verbindlichkeiten	 Verbindlichkeiten	 Verbindlichkeiten
	 gegenüber	 gegenüber	 gegenüber	 gegenüber
	 angeschlossenen	 anderen 	 angeschlossenen	 anderen
	 Kreditinstituten	 Kreditinstituten	 Kreditinstituten	 Kreditinstituten
täglich fällig	 3.386,8	 9.822,3	 5.716,3	 10.912,1
mit Restlaufzeiten	
– bis 3 Monate	 7.795,9	 67.576,3	 5.031,7	 65.164,3
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 2.313,5	 10.355,9	 1.690,4	 8.483,5
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 854,5	 2.825,3	 881,8	 2.735,2
– mehr als 5 Jahre	 1.189,7	 4.979,2	 1.213,5	 5.510,9
 
Insgesamt	 15.540,4	 95.559,0	 14.533,7	 92.806,0
 
Bilanzausweis	 111.099,4	 107.339,7	

In diesem Bilanzposten sind Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen in 

Höhe von 8.329,2 (i.V. 14.628,6) Mio € und gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht, in Höhe von 2.386,3 (i.V. 921,7) Mio € enthalten.

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden (19)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Spareinlagen 	 0,2	 0,2
darunter: 	
– Spareinlagen mit vereinbarten Kündigungsfristen	
   – bis 3 Monate	 0,2	 0,2
   – mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 –	 –
   – mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 –	 –
   – mehr als 5 Jahre	 –	 –
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 	 50.061,5	 56.510,9
darunter:	
– täglich fällig	 9.478,0	 8.703,9
mit Restlaufzeiten	
– bis 3 Monate	 22.960,5	 29.578,9
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 3.467,7	 3.776,9
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 3.589,0	 4.407,8
– mehr als 5 Jahre	 10.566,3	 10.043,4
 
Bilanzausweis	 50.061,7	 56.511,1
darunter:	
– Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen	 1.807,2	 3.011,8
– Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,  
   mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht	 3.767,6	 2.463,7
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Verbriefte Verbindlichkeiten (20)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Begebene Schuldverschreibungen	 22.665,6	 16.585,5
darunter:	
Beträge, die bis zum 31. 12. des folgenden 
Geschäftsjahres fällig werden	 5.062,4	 1.243,7
Andere verbriefte Verbindlichkeiten	 24.919,4	 30.329,8
darunter mit Restlaufzeiten:	
– bis 3 Monate	 4.848,5	 4.838,2
– mehr als 3 Monate bis 1 Jahr	 4.175,6	 4.785,5
– mehr als 1 Jahr bis 5 Jahre	 5.840,1	 6.778,4
– mehr als 5 Jahre	 10.055,2	 13.927,7
 
Bilanzausweis	 47.585,0	 46.915,3
darunter:	
– verbriefte Verbindlichkeiten gegenüber 
   verbundenen Unternehmen	 –	 –
– verbriefte Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen,   	
   mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht	 –	 –

Treuhandverbindlichkeiten (21)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten	 0,5	 0,1
Verbindlichkeiten gegenüber Kunden	 19,3	 19,3
Anteile an RWI-Fonds	 339,6	 375,0
 
Bilanzausweis	 359,4	 394,4

Sonstige Verbindlichkeiten (22)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 9.625,4	 11.011,3
darunter: 	
– Prämien aus Optionsgeschäften	 5.719,1	 4.674,3
– Lieferverpflichtungen aus Wertpapiergeschäften	 1.307,3	 4.007,7
– Verpflichtungen aus Swapgeschäften	 1.142,6	 1.091,4
– Verpflichtungen gegenüber der NRW.BANK 
   aus Pensionszusagen	 569,4	 527,0
– Zu leistende Zinszahlungen für begebene Genussrechte	 131,5	 148,1

Passive Rechnungsabgrenzungsposten (23)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Im Voraus erhaltene Swapzinsen	 547,9	 452,2
Agio aus Verbindlichkeiten	 14,8	 3,7
Agio aus Emissionsgeschäft	 8,2	 10,1
Sonstiges	 50,1	 264,5
 
Bilanzausweis	 621,0	 730,5
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Rückstellungen (24)

	 Bestand	 Verbrauch	 Auflösung	 Sonstige 	 Zuführung	 Endbestand
				    Änderungen
	 1. 1. 2007					     31. 12. 2007
	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €
für Pensionsverpflichtungen	 566,8	 49,7	 0,0	 1,5	 51,2	 569,8
für Steuern	 355,4	 25,5	 19,7	 – 7,9	 122,9	 425,2
Andere	 1.378,6	 488,6	 203,5	 – 14,5	 367,3	 1.039,3
– im Personalbereich	 555,2	 241,6	 0,4	 – 0,2	 160,3	 473,3
– für Kredite/Beteiligungen	 259,0	 78,0	 131,1	 – 0,3	 65,5	 115,1
– Sonstige	 564,4	 169,0	 72,0	 – 14,0	 141,5	 450,9
 
Bilanzausweis	 2.300,8	 563,8	 223,2	 – 20,9	 541,4	 2.034,3

Von den anderen Rückstellungen entfallen 399,3 (i.V. 445,6) Mio € auf Maßnahmen früherer 

Geschäftsjahre im Zusammenhang mit der Reduzierung des Personalbestandes. In den 

sonstigen Rückstellungen sind 86,1 (i.V. 108,3) Mio € zur Abdeckung von Prozessrisiken, 

53,1 (i.V. 77,9) Mio € für die Anpassung der Betriebs- und Organisationsstruktur, 50,5  

(i.V. 51,0) Mio € im Zusammenhang mit dem Verkauf von nicht-strategischen Beteiligungen 

sowie 25,9 (i.V. 40,3) Mio € für Vertriebsprovisionen enthalten.

Nachrangige Verbindlichkeiten (25)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bilanzausweis	 3.568,1	 3.703,5
Zusammensetzung nach Konzernzugehörigkeit		
– gegenüber verbundenen Unternehmen	 1.764,3	 1.999,4
– gegenüber Unternehmen, mit denen ein 
   Beteiligungsverhältnis besteht	 –	 –

Vom Gesamtvolumen der nachrangigen Verbindlichkeiten entfällt ein Betrag in Höhe von 

1.347,3 (i.V. 746,1) Mio € auf eine Restlaufzeit von weniger als zwei Jahren. Die Ursprungs-

laufzeiten liegen zwischen fünf und vierzig Jahren.

Für nachrangige Verbindlichkeiten fielen anteilige Zinsaufwendungen in Höhe von  

164,6 (i.V. 173,3) Mio € an.

Die von der WestLB selbst oder über Tochtergesellschaften eingegangenen nachrangigen 

Verbindlichkeiten entsprechen den Anforderungen des § 10 Abs. 5 a KWG; ein außerordent-

liches Kündigungsrecht ist nicht vereinbart.
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Genussrechtskapital (26)

Das Genussrechtskapital hat sich im Geschäftsjahr wie folgt entwickelt:

	Bestand 1. 1. 2007	 Zugänge	 Abgänge	 Bestand 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €
	 2.103,5	 0,0	 – 495,5	 1.608,0

Die Laufzeitstruktur des Genussrechtskapitals (nominal, vor Abzug der Disagien) stellt sich 

folgendermaßen dar: 

	 Fälligkeit	 Mio €
	 2008	 225,7
	 2009	 621,5
	 2010	 280,4
	 2011	 257,6
	 2012	 142,1
	2013 bis 2019	 80,7
 
	 Summe	 1.608,0

 

Die Genussscheine stellen für die Bank in Höhe von 759,6 (i.V. 1.381,2) Mio € Eigenmittel 

im Sinne von § 10 Abs. 5 KWG dar.

Fonds für allgemeine Bankrisiken (27)

Der Fonds für allgemeine Bankrisiken gemäß § 340 g HGB wurde im Geschäftsjahr vollständig 

aufgelöst (i.V. 300,0 Mio €).

Eigenkapital (28)

Zum 31. Dezember 2007 betrug das gezeichnete Kapital der WestLB rund 2.243,3  

(i.V. 2.210,0) Mio €. Es bestand zum Stichtag aus 22.432.948 (i.V. 22.099.630) Stück nenn-

wertlosen, auf den Namen lautende Aktien. Hiervon sind 8.107.400 Stück mit einem bis zum 

Jahr 2016 geltenden Dividendenvorzug ausgestattet. Der auf die einzelne Stückaktie ent

fallende rechnerische Betrag am Grundkapital beträgt 100,00 €. Alle Aktien sind mit dem 

gleichen Stimmrecht ausgestattet. Hinsichtlich der aktuellen Aktionärsstruktur verweisen 

wir auf die Anhangangabe (50).
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2003 hat die WestLB stille Einlagen in Höhe von 1.250,0 Mio € aufgenommen. Die stillen 

Einlagen sind nicht in bar rückzahlbar, sondern werden in fünf Jahresraten à 250,0 Mio € 

zum Kurs von 750% jeweils am 31. Dezember eines Jahres, letztmals am 31. Dezember 

2007, fällig und entsprechend den vertraglichen Regelungen in Grundkapital und Rücklagen 

der WestLB gewandelt. Zur Wandlung der letzten Tranche hat die Hauptversammlung am 

14. Mai 2007 ein „Genehmigtes Kapital“ in Höhe von 33,3 Mio € mit Geltung bis zum  

31. Dezember 2008 geschaffen. Aufgrund der Ergebnissituation und der vertraglichen 

Vereinbarungen müssen diese stillen Einlagen an den Verlusten des Geschäftsjahres 2007 

mit 53,2 Mio € teilnehmen. Eine Wandlung zum 31. Dezember 2007 erfolgt somit nicht, der 

verbleibende Betrag nach Verlustteilnahmen wird in der Bilanz weiter als „Typische stille 

Einlagen“ ausgewiesen. Eine Zinszahlung auf die in 2003 begebenen stillen Einlagen erfolgt 

nicht.

Aufgrund der vertraglichen Bedingungen der in 2005 begebenen stillen Einlagen partizi-

pieren diese an Verlusten erst im Falle eines Bilanzverlustes. Eine Verzinsung ist möglich, 

sofern der ermittelte Jahresüberschuss oder -fehlbetrag zuzüglich Entnahmen aus den 

Gewinnrücklagen – soweit diese während der Dauer dieses Vertrages gebildet wurden – 

abzüglich eines etwaigen Verlustvortrages aus Vorjahren und dem Betrag, der gemäß  

§ 300 AktG in die gesetzliche Rücklage einzustellen ist, dieses zulassen. Eine freiwillige 

Verzinsung der stillen Einlagen 2005 wird den Gremien vorgeschlagen.

Zur Vermeidung eines Bilanzverlustes wurden den anderen Gewinnrücklagen 150,0 Mio € 

und der Kapitalrücklage 960,4 Mio € entnommen.

Das handelsrechtliche Eigenkapital der WestLB beträgt nach Berücksichtigung der vor

stehend beschriebenen Maßnahmen 4.770,7 Mio €.

	 Bestand 	 Veränderung aus 	 Gewinnverwendung/	 Entnahmen/	 Bestand
	 per	 Wandlung/Begebung  	 Ausschüttung	 Verlust-	 per
	 31. 12. 2007	 stiller Einlagen		  teilnahme	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €	 Mio €
Gezeichnetes Kapital	 2.243,3	 33,3	 –	 –	 2.210,0
Zur Durchführung der 
beschlossenen Kapitalerhöhung 
geleistete Einlage	 0,0	 – 250,0	 –	 –	 250,0
Kapitalrücklage	 1.861,2	 216,7	 –	 – 960,4	 2.604,9
Gewinnrücklagen	 0,0	 –	 –	 – 150,0	 150,0
Typische stille Einlagen 					   
– begeben in 2003	 196,8	 –	 –	 – 53,2	 250,0
– begeben in 2005	 469,4	 –	 –	 –	 469,4
Bilanzgewinn	 0,0	 –	 – 18,3	 –	 18,3
 
Handelsrechtliches Eigenkapital	 4.770,7	 0,0	 – 18,3	 – 1.163,6	 5.952,6
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Haftung für Altverbindlichkeiten – Grandfathering (29)

In Übereinstimmung mit der Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik 

Deutschland und der Europäischen Kommission vom 17. Juli 2001 ist in Artikel 1 § 11 des 

Gesetzes zur Neuregelung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute 

in Nordrhein-Westfalen festgelegt worden, dass die bisherigen öffentlich-rechtlichen 

Haftungsinstrumente Anstaltslast und Gewährträgerhaftung für die WestLB nach einer bis 

zum 18. Juli 2005 geltenden Übergangsfrist für neu eingegangene Verbindlichkeiten und 

Verpflichtungen nicht mehr bestehen.

Hinsichtlich der Gewährträgerhaftung gelten für vor dem 19. Juli 2005 vereinbarte Verbind-

lichkeiten folgende Regelungen zum Grandfathering:

n � Alle Verbindlichkeiten und Verpflichtungen der WestLB, die zum Stichtag 18. Juli 2001 

bereits vereinbart worden waren, sind bis zum Ende ihrer Laufzeit ohne Einschränkung 

durch die Gewährträgerhaftung gedeckt.

n � Die im Zeitraum vom 19. Juli 2001 bis zum 18. Juli 2005 begründeten Verbindlichkeiten 

und Verpflichtungen der WestLB bleiben von der Gewährträgerhaftung in ihrer gegen-

wärtigen Form weiterhin gedeckt, soweit die Laufzeit dieser Verbindlichkeiten und 

Verpflichtungen nicht über den 31. Dezember 2015 hinausgeht; bei einer darüber hinaus-

gehenden Laufzeit unterliegen sie nicht der Gewährträgerhaftung.

Die Träger der früheren Westdeutschen Landesbank Girozentrale werden ihren Verpflich-

tungen aus der Gewährträgerhaftung gegenüber der WestLB umgehend nachkommen, 

sobald sie bei Fälligkeit der jeweiligen Verbindlichkeit ordnungsgemäß und schriftlich 

festgestellt haben, dass die Gläubiger keine Befriedigung aus dem Vermögen der WestLB 

erhalten können. Dies schließt ausdrücklich die Möglichkeit ein, Verbindlichkeiten in un

mittelbarem zeitlichem Zusammenhang mit der Fälligkeit zu bedienen. Eine beihilferechtliche 

Notifizierung ist in diesem Fall nicht erforderlich.
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Bestellung von Sicherheiten für eigene Verbindlichkeiten (32)

Die WestLB hat Aktiva durch Abtretung beziehungsweise Verpfändung zur Sicherung eigener 

Verbindlichkeiten an Dritte übertragen: 

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
An Zentralnotenbanken abgetretene oder 
verpfändete eigene Wertpapiere	 16.060,0	 8.797,3
Zur Teilnahme an Börsen- und Clearingeinrichtungen 
als Sicherheiten hinterlegte eigene Wertpapiere	 1.186,2	 426,2
An andere Kreditinstitute oder Kunden 
verpfändete eigene Wertpapiere	 946,2	 64,0
Forderungsabtretungen für öffentliche Kreditprogramme	 150,9	 209,2
Absicherung von Pensionsverpflichtungen	 14,5	 14,4
 
Gesamtbetrag der übertragenen Sicherheiten	 18.357,8	 9.511,1

Fremdwährungsaktiva/Fremdwährungspassiva (30)

Auf Fremdwährung lautende bilanzielle Aktiva bestehen am Bilanzstichtag in Höhe von  

95,2 (i.V. 99,6) Mrd €, auf Fremdwährung lautende bilanzielle Passiva betragen 52,7  

(i.V. 77,7) Mrd €.

Andere Verpflichtungen (31)

Bei den unwiderruflichen Kreditzusagen handelt es sich um noch nicht in Anspruch genom-

mene, extern zugesagte Kreditlinien.

Das in der Bilanz angegebene Volumen in Höhe von 67,8 (i.V. 80,7) Mrd € resultiert aus dem 

laufenden inländischen und ausländischen Kreditgeschäft sowie aus Liquiditätslinien im 

Zusammenhang mit Asset Backed-Transaktionen beziehungsweise Zweckgesellschaften. 

Die Bank hat gegenüber einer Zweckgesellschaft Liquiditätszusagen abgegeben, die so 

ausgestaltet sind, dass die Zweckgesellschaft bei Eintritt vertraglich festgelegter Bedin-

gungen in bestimmten Fällen der Bank Wertpapiere andienen kann. Für voraussichtlich 

dauerhafte Wertminderungen wurden für diese Ankaufszusagen in ausreichendem Umfang 

Rückstellungen gebildet. Bei einem Betrag von 362,1 Mio € rechnen wir lediglich mit einer 

vorübergehenden Wertminderung.
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Laufzeitstruktur (Restlaufzeit)

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
bis einschließlich 1 Jahr		
öffentliche Pfandbriefe	 1.657,5	 50,0
Deckungsmasse	 1.588,2	 232,1
		   
mehr als 1 Jahr bis einschließlich 5 Jahre		
öffentliche Pfandbriefe	 3.866,5	 419,0
Deckungsmasse	 2.896,5	 559,6
		   
mehr als 5 Jahre bis einschließlich 10 Jahre		
öffentliche Pfandbriefe	 2.116,0	 1.544,0
Deckungsmasse	 3.436,3	 1.471,5
		   
länger als 10 Jahre		
öffentliche Pfandbriefe	 809,5	 363,5
Deckungsmasse	 1.518,8	 783,0

Angaben gemäß Pfandbriefgesetz (33)

Die umlaufenden Pfandbriefe und die dafür verwendeten Deckungswerte gemäß § 28 Abs. 1

Nr. 1 bis 3 PfandBG setzen sich wie folgt zusammen:

Gesamtbeträge

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
I. Nominalwerte		
öffentliche Pfandbriefe	 8.449,5	 2.376,5
Deckungsmasse	 9.439,8	 3.046,1
davon Derivate	 –	 –
Überdeckung	 990,3	 669,6
		   
II. Barwerte		
öffentliche Pfandbriefe	 8.489,6	 2.411,5
Deckungsmasse	 9.449,8	 3.117,2
davon Derivate	 –	 –
Überdeckung	 960,2	 705,7
		   
III. Risikobarwerte*		
öffentliche Pfandbriefe	 8.489,6	 2.411,5
Deckungsmasse	 9.387,8	 3.069,6
davon Derivate	 –	 –
Überdeckung	 898,2	 658,1

* Internes Risikomodell gemäß § 5 Abs. 2 PfandBarwertV
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Umlaufende Pfandbriefe und dafür verwendete Deckungswerte gemäß § 28 Abs. 3 Nr. 1 

und 2 PfandBG: 

Zur Deckung von öffentlichen Pfandbriefen verwendete Forderungen

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Bundesrepublik Deutschland	 7.795,5	 2.078,0
Staat	 93,2	 10,0
Regionale Gebietskörperschaften	 2.384,5	 850,8
Örtliche Gebietskörperschaften	 3.912,4	 1.217,2
Sonstige Schuldner	 1.405,4	 –
 
Österreich	 427,0	 173,6
Staat	 115,0	 –
Regionale Gebietskörperschaften	 185,5	 3,1
Örtliche Gebietskörperschaften	 126,5	 170,5
 
Spanien	 333,0	 123,0
Staat	 95,0	 –
Örtliche Gebietskörperschaften	 238,0	 123,0
 
Portugal	 277,9	 73,5
Staat	 257,9	 73,5
Regionale Gebietskörperschaften	 20,0	 –
 
Griechenland	 220,0	 200,0
Staat	 220,0	 200,0
	  
Italien	 115,9	 172,4
Staat	 100,0	 155,0
Regionale Gebietskörperschaften	 15,9	 17,4
 
Schweiz	 100,0	 –
Regionale Gebietskörperschaften	 100,0	 –
 
Belgien	 35,0	 –
Regionale Gebietskörperschaften	 35,0	 –
 
Ungarn	 30,0	 30,0
Staat	 30,0	 30,0
 
Niederlande	 30,0	 –
Örtliche Gebietskörperschaften	 30,0	 –
 
Kanada	 25,6	 25,6
Regionale Gebietskörperschaften	 25,6	 25,6
 
Schweden	 20,0	 –
Regionale Gebietskörperschaften	 20,0	 –
	  
Frankreich	 15,0	 155,0
Staat	 –	 140,0
Regionale Gebietskörperschaften	 15,0	 15,0
 
Luxemburg	 15,0	 15,0
Sonstige Schuldner	 15,0	 15,0
 
Gesamtsummen	 9.439,9	 3.046,1
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Gesamtbetrag der mindestens 90 Tage rückständigen Leistungen

	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
	 –	 –

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Geografische Aufteilung von Ertragskomponenten (34)

Die wesentlichen Ertragskomponenten der Gewinn- und Verlustrechnung der WestLB wurden 

auf den im Folgenden dargestellten geografischen Märkten erzielt:

1. 1. bis 31. 12. 2007	 Zinserträge	 Laufende	 Provisions-	 Nettoergebnis aus	 Leasingerträge	 Sonstige
in Mio €		  Erträge	 erträge	 Finanzgeschäften		  betriebliche Erträge
Deutschland	 12.765,1	 569,0	 197,8	 – 736,8	 0,0	 85,9
Großbritannien	 3.247,9	 28,9	 117,0	 294,4	 0,0	 25,8
Übriges Europa	 361,5	 0,0	 25,0	 0,5	 5,1	 10,4
Fernost und Australien	 752,3	 0,0	 29,3	 – 14,1	 0,0	 0,5
Nordamerika	 6.159,5	 5,9	 127,1	 – 1.021,5	 0,0	 8,6
Kompensationen	 – 14.098,8	 0,0	 0,0	 0,0	 0,0	 0,0
 
GuV-Ausweis	 9.187,5	 603,8	 496,2	 – 1.477,5	 5,1	 131,2

Die geografische Zuordnung der Erträge erfolgt nach dem Sitz der die Bestände bilanzie-

renden beziehungsweise geschäftsdurchführenden Niederlassung. Die in der Gewinn- und 

Verlustrechnung der WestLB insgesamt eliminierten Ergebnisse aus zwischen den regionalen 

Stellen getätigten Geschäften sind in dieser Darstellung enthalten. Die laufenden Erträge 

enthalten die Erträge aus Gewinngemeinschaften, Gewinnabführungs- oder Teilgewinn

abführungsverträgen.

Dienstleistungen für die Verwaltung und Vermittlung (35)

Für Dritte erbrachte Dienstleistungen betreffen insbesondere die Depotverwaltung, die 

Vermögensverwaltung sowie die Verwaltung von Treuhandkrediten.

Ergebnis aus Leasinggeschäft (36)

In den Erträgen aus dem Leasinggeschäft sind die laufenden Leasingerträge enthalten. Die 

Aufwendungen aus dem Leasinggeschäft enthalten die Abschreibungen auf die Leasing

gegenstände.
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Sonstiges betriebliches Ergebnis (37)

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Sonstige betriebliche Erträge 		
 
GuV-Ausweis	 131,2	 152,5
darunter:		
Erträge aus der Auflösung von anderen Rückstellungen	 42,2	 36,4
Erstattung aus Verrechnung an 
Konzernunternehmen und Dritte	 30,5	 39,7
darunter: Erträge aus IT-Dienstleistungen	 16,8	 20,7
Miet- und Grundstückserträge	 16,0	 7,8 
Gewinne aus Sachanlageverkäufen	 8,3	 23,8

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
Sonstige betriebliche Aufwendungen 		
 
GuV-Ausweis	 93,9	 143,7
darunter:		
Zuführung zum Reservefonds	 23,5	 25,0
Zuführung zu den anderen Rückstellungen	 12,0	 34,3
Verluste aus Sachanlageverkäufen	 0,8	 8,0
Aufwendungen für nicht bankgenutzte 
Grundstücke und Gebäude	 0,8	 0,6 
Abschreibungen Ausgleichszahlungen für 
Beihilfeleistungen NRW.BANK	 0,0	 12,3

Prüfungshonorare (38)

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Honorar der Abschlussprüfer 
gemäß § 285 S. 1 Nr. 17 HGB	 5,3	 3,9
davon:		
– Honorare für Abschlussprüfungen	 3,7	 3,2
– für sonstige Bestätigungs- oder Bewertungsleistungen	 1,6	 0,7
– Steuerberatungsleistungen	 0,0	 0,0
– sonstige Leistungen	 0,0	 0,0

Risikovorsorge (39)

Einzelwertberichtigungen und Kreditrückstellungen

(ohne Reserven gemäß §§ 340f, 340g HGB)

	 2007	 2006
	 Mio €	 Mio €
Anfangsbestand 1. 1.	 732,9	 1.351,7
Zuführungen	 589,1	 113,3
Auflösungen	 – 207,8	 – 377,2
Verbräuche	 – 95,5	 – 393,1
Kurswertdifferenzen/sonstige Änderungen	 – 16,1	 38,2
 
Endbestand 31. 12.	 1.002,6	 732,9
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Abschreibungen und Wertberichtigungen gemäß § 340f Abs. 3 und § 340c Abs. 2 HGB

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Risikoergebnis	 – 201,6	 285,4
Kredite und Wertpapiere Ertrag/Aufwand	 – 92,6	 336,9
davon: Kredite	 – 96,0	 331,3
            Wertpapiere	 3,4	 5,6
Beteiligungen und Wertpapiere Ertrag/Aufwand	 – 109,0	 – 51,5
davon: Beteiligungen	 83,4	 – 31,9
            Wertpapiere wegen Bonitätsrisiken	 – 277,2	 0,0
            Wertpapiere	 84,8	 – 19,6

Entsprechend § 340f Abs. 3 HGB haben wir die Erträge und Aufwendungen aus der 

Bewertung im Kreditgeschäft kompensiert mit Abschreibungen auf sowie Erträgen aus 

Zuschreibungen zu Wertpapieren der Liquiditätsreserve ausgewiesen. Der Nettoaufwand 

beträgt danach 92,6 (i.V. Nettoertrag 336,9) Mio €. Analog dazu erfolgte gemäß § 340 c 

Abs. 2 HGB die Kompensation der Aufwendungen für Beteiligungen, für Anteile an verbun-

denen Unternehmen sowie für Wertpapiere des Anlagebestandes mit den entsprechenden 

Erträgen. Insgesamt weisen wir danach einen Aufwand von 109,0 (i.V. 51,5) Mio € als 

Risikoergebnis für Beteiligungen und Wertpapiere aus. Im Geschäftsjahr 2007 haben wir 

Abschreibungen auf Wertpapiere des Finanzanlagebestandes aufgrund einer erwarteten 

dauerhaften Wertminderung vorgenommen. Diese Effekte weisen wir in der internen 

Steuerung als Bestandteil der Risikovorsorge für akute Adressenausfallrisiken aus. Darüber 

hinaus fielen Aufwendungen aus der Verlustübernahme bei Tochtergesellschaften von  

11,1 (i.V. 20,7) Mio € an.

Periodenfremde Aufwendungen und Erträge (40)

Wesentliche periodenfremde Aufwendungen und Erträge sind im Jahr 2007 nicht angefallen.

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (41)

Der Steueraufwand von 115,5 (i.V. 137,8) Mio € entfällt mit 95,2 (i.V. 67,9) Mio € auf inlän-

dische Ertragsteuern und mit 20,3 (i.V. 69,9) Mio € auf Ertragsteuern der ausländischen 

Niederlassungen.

Aufgrund eines Teilgewinnabführungsvertrages  
abgeführte Gewinne (42)

Aufgrund der Vertragsbedingungen werden keine Teilgewinnabführungen für die begebenen 

stillen Einlagen ausgewiesen (i.V. 59,1 Mio €). Eine freiwillige Verzinsung der stillen Einlagen 

2005 wird den Gremien der Bank vorgeschlagen.
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Sonstige finanzielle Verpflichtungen

Patronatserklärungen (43)

Die WestLB trägt, abgesehen vom Fall des politischen Risikos, in Höhe ihrer Beteiligungs-

quote dafür Sorge, dass die Kreditinstitute und die Finanzierungs- und Verwaltungsgesell-

schaften, an denen sie in wesentlichem Umfang beteiligt ist, ihre Verpflichtungen erfüllen 

können. Die von dieser Erklärung erfassten 15 Unternehmen (i.V. 15) und die Anteilsquote 

(direkte und indirekte Anteile), nach der die WestLB diese Verpflichtung übernimmt, sind 

nachfolgend dargestellt:

Konzerntöchter

Banco WestLB do Brasil S.A., São Paulo	 100%
Bank WestLB Vostok (ZAO), Moskau	 100%
Banque d’Orsay S.A., Paris	 100%
Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A., Braine l’Allend	 100%
Westdeutsche ImmobilienBank AG, Mainz	 100%
WestLB Asia Pacific Ltd., Singapur	 100%
WestLB Bank Polska S.A., Warschau	 100%
WestLB do Brasil Cayman Ltd., George Town	 100%
WestLB Fund Investments Ltd., London	 100%
WestLB Hungaria Bank ZRt., Budapest	 100%
WestLB International S.A., Luxemburg	 100%
WestLB Ireland plc, Dublin	 100%
WestLB (Italia) Finanziaria S.p.A., Mailand	 100%
WestLB Securities Pacific Ltd., Hongkong	 100%
WestRM – West Risk Markets AG, Baar	 100%

Die Bank hat neben den oben genannten Patronatserklärungen eine Globalgarantie für die 

WestLB Covered Bond Bank plc, Dublin, abgegeben.

Außerdem wurden für folgende sechs (i.V. sechs) Unternehmen gegenüber Dritten Patro-

natserklärungen abgegeben:

PE Projekt-Entwicklungsgesellschaft mbH & Co. Büro- und Businesscenter Leipzig Park KG, Düsseldorf
readybank ag, Berlin
Westdeutsche ImmobilienBank AG, Mainz
WestLB Asia Pacific Ltd., Singapur
WestLB (Italia) Finanziaria S.p.A., Mailand
West Merchant Bank Ltd., London
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Einlagensicherung und weitere Sicherungsmechanismen (44)

Die WestLB ist Mitglied in der Sicherungsreserve der Landesbanken und Girozentralen beim 

Deutschen Sparkassen- und Giroverband (DSGV). Dabei handelt es sich um eine instituts-

sichernde Einrichtung im Sinne des § 12 des Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi-

gungsgesetzes (EAEG), die Teil des Sicherungssystems der Sparkassen-Finanzgruppe 

(Haftungsverbund) ist.

Das Sicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe setzt sich aus elf Sparkassen-

Stützungsfonds der regionalen Sparkassen- und Giroverbände, der Sicherungsreserve der 

Landesbanken und Girozentralen und dem Sicherungsfonds der Landesbausparkassen 

zusammen, die gemeinsam einen Haftungsverbund bilden. Zwischen den regionalen und 

überregionalen Fonds bestehen Regelungen zum Ausgleich bei Stützungsfällen (Über

laufvereinbarungen). Im Geschäftsjahr 2007 ergab sich eine Nachschussverpflichtung in 

Höhe von 18,2 (i.V. 30,0) Mio € aufgrund der Vereinbarung über die Sicherungsreserve der 

Landesbanken und Girozentralen.

Seit dem 1. Oktober 2004 haben der Rheinische Sparkassen- und Giroverband und der 

Westfälisch-Lippische Sparkassen- und Giroverband gemeinsam mit der WestLB je einen 

Reservefonds mit einem Volumen von jeweils 500,0 Mio € zur Stützung der Mitgliedsspar-

kassen und der WestLB für den Fall finanzieller Schwierigkeiten eingerichtet. Die Fonds 

setzen sich jeweils aus Barmitteln in Höhe von 250,0 Mio € und einer Nachschusspflicht in 

gleicher Höhe zusammen, die zu gleichen Teilen von den jeweiligen Verbänden sowie der 

WestLB aufgebracht werden. Bis einschließlich des Jahres 2006 hat die WestLB verein

barungsgemäß insgesamt 75,0 Mio € Barmittel in beide Fonds eingezahlt. Im Geschäftsjahr 

2007 wurde die Westdeutsche ImmobilienBank AG (WIB), Mainz, in die beiden Reservefonds 

aufgenommen. Durch die Aufnahme der WIB reduziert sich der auf die WestLB entfallende 

jährliche, bis einschließlich des Jahres 2013 zu zahlende Betrag um 1,5 Mio € auf 23,5 Mio €; 

von den Fonds erwirtschaftete Erträge werden hierbei angerechnet. Die Nachschusspflicht 

der WestLB reduziert sich durch die Aufnahme der WIB entsprechend.

Gewährträgerhaftung (45)

Die WestLB haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen noch als Gewährträger  

der LRP Landesbank Rheinland-Pfalz, Mainz (für bis zum 1. Oktober 2004 begründete 

Verbindlichkeiten), und der HSH Nordbank AG, Hamburg/Kiel, sowie der Westdeutschen 

ImmobilienBank AG, Mainz, und der DekaBank Deutsche Girozentrale, Frankfurt/Main.  

Da Neuverbindlichkeiten dieser Institute nicht mehr der Gewährträgerhaftung unterliegen, 

reduziert sich das Volumen der gedeckten Verbindlichkeiten durch die Rückführung 

zwischenzeitlich fälliger Beträge kontinuierlich.
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Sonstige Haftungsverhältnisse (46)

Die WestLB hat im Zusammenhang mit den von Drittunternehmen herausgegebenen 

Restwertgarantien einzelne „Letter of Undertaking“ abgegeben. Diese Letter of Undertaking 

enthalten Bedingungen, nach deren Eintreten von den Begünstigten der Restwertgarantien 

die Ausstellung von Rückgarantien für die Verpflichtungen der Drittunternehmen aus den 

Restwertgarantien verlangt werden kann. Diese Bedingungen sind eingetreten, und die 

Ausstellung der WestLB Rückgarantien wurde von den Begünstigten eingefordert. In zwei 

Fällen wurde im Jahr 2006 jeweils eine entsprechende Rückgarantie ausgestellt. Die 

Abstimmung mit den übrigen Begünstigten bezüglich Form und Umfang der auszustellenden 

Garantien dauert weiterhin an.

Zum 1. Januar 2005 wurde die Verantwortung für die bisher von der WestLB Systems 

erbrachten Services im Umfeld IT-Infrastruktur und Web/Office-Anwendungen von einem 

Drittunternehmen übernommen. Im Rahmen dieses Outsourcing-Vertrags hat die WestLB 

Haftungsverpflichtungen für die Verpflichtungen der diesem Vertrag beitretenden 

Unternehmen des WestLB Konzerns übernommen.

Die Nachschussverpflichtungen der WestLB aus ihrer Beteiligung an der Liquiditäts

konsortialbank betragen unverändert 65,3 Mio €. Der Bank können weitere Verpflichtungen 

aus der Mithaftung für die Nachschussverpflichtungen gegenüber der Liquiditätskonsortial

bank von Gesellschaftern entstehen, die Mitglieder des Deutschen Sparkassen- und Giro-

verbandes (DSGV) sind.

Der Fehlbetrag wegen nicht bilanzierter Versorgungsverpflichtungen im Sinne von Art. 28 

Abs. 2 EGHGB beläuft sich auf 95,3 Mio €.

Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen aus Miet-, Leasing- und Dienstleistungs-

verträgen sowie aus nicht eingeforderten Resteinzahlungsverpflichtungen und noch nicht 

abgerufenen Linien aus Privat Equity Investments in Höhe von insgesamt 1.347,7 (i.V. 1.679,6) 

Mio € (davon mit verbundenen Unternehmen 558,8 [i.V. 938,6] Mio €). Die Laufzeit der 

Verträge beträgt maximal 25 Jahre.

Die WestLB hat gegenüber einer früheren Tochtergesellschaft die im Rahmen einer Immo-

bilienfinanzierung eingegangenen langfristigen „Erbpachtzinsverpflichtungen“ gegenüber 

dem Grundstückseigentümer bis zum Jahr 2110 garantiert. Der Berechtigte aus der Garantie 

hat im Rahmen des Verkaufs der Tochtergesellschaft die WestLB aus dieser Verpflichtung 

nicht entlassen. Um diese vertragliche Verpflichtung aufseiten der WestLB abzusichern, hat 

sich wiederum der Erwerber der Tochtergesellschaft verpflichtet, die WestLB aus dieser 

Garantie freizustellen. Zur Unterlegung der abgegebenen Rückgarantie wurden der WestLB 

die Gesellschaftsanteile der verkauften Tochtergesellschaft verpfändet.
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Sonstige Angaben

Bezüge der Organe (47) 

	 2007	 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Gesamtbezüge Vorstand	 11,8	 16,7
– davon fix	 8,6	 10,6
– davon erfolgsorientiert	 3,2	 6,1
 
Gesamtbezüge ehemaliger Vorstandsmitglieder 
sowie deren Hinterbliebene	 12,6	 7,8
 
Bezüge Aufsichtsratsmitglieder	 1,2	 1,1
– davon fix	 1,2	 1,1
 
Pensionsrückstellungen für ehemalige
Vorstandsmitglieder sowie deren Hinterbliebene	 65,0	 54,2

Bei den Bezügen der Aufsichtsratsmitglieder in Höhe von 1,2 (i.V. 1,1) Mio € handelt es sich 

um die pauschale Abrechnung der baren Auslagen der Aufsichtsratsmitglieder in Höhe von 

0,3 (i.V. 0,2) Mio € sowie um eine Rückstellungsbildung für die Vergütung in Höhe von  

0,9 (i.V. 0,9) Mio €. Die Vergütung für das Geschäftsjahr 2007 wird erst durch die Haupt-

versammlung 2008 abschließend festgelegt.

Kredite an Organe (48)

Den Mitgliedern des Vorstands der WestLB wurden sowohl im Geschäftsjahr als auch im 

Vorjahr keine Vorschüsse und Kredite gewährt. Die Mitglieder des Aufsichtsrates der  

WestLB erhielten Vorschüsse und Kredite in Höhe von 0,01 (i.V. 0,02) Mio €.
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	 männlich	 weiblich	 insgesamt 2007	 insgesamt 2006
Inländische Niederlassungen	 1.913	 1.593	 3.506	 3.520
Ausländische Niederlassungen	 848	 561	 1.409	 1.494
 
Insgesamt	 2.761	 2.154	 4.915	 5.014

Durchschnittlich 108 (i.V. 93) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befanden sich in einem 

Ausbildungs- oder ausbildungsähnlichen Verhältnis.

Beteiligungen an der WestLB (50)

Aktionäre	 Beteiligungsquote
	 31. 12. 2007	 31. 12. 2006
	 in %	 in %
NRW.BANK	 31,175	 31,586
Land Nordrhein-Westfalen	 17,469	 17,082
Rheinischer Sparkassen- und Giroverband	 25,154	 25,312
Westfälisch-Lippischer Sparkassen- und Giroverband	 25,154	 25,312
Landschaftsverband Rheinland	 0,524	 0,354
Landschaftsverband Westfalen-Lippe	 0,524*	 0,354*
		   
Summe	 100,000	 100,000

* Mittelbar gehalten über die Westfälisch-Lippische Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH, Münster

Anzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (49)

Die Anzahl der Beschäftigten betrug im Jahresdurchschnitt 2007:

Mitteilungen gemäß § 20 Abs. 1 und 5 AktG waren im Berichtsjahr nicht erforderlich.
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Mandate der Vorstandsmitglieder (51)

In den nachfolgend aufgeführten Gesellschaften sind Vorstandsmitglieder der WestLB 

Mitglieder beziehungsweise Vorsitzende eines Aufsichtsrates oder anderer Kontrollgremien. 

Bei den mit * gekennzeichneten Mandaten handelt es sich um freiwillige Angaben, die über 

die Angabepflicht von Mandaten bei großen Kapitalgesellschaften gemäß § 340 a Abs. 4 Nr. 1 

in Verbindung mit § 267 Abs. 3 HGB hinausgehen.

Alexander Stuhlmann

alstria office REIT-AG

Capital Stage AG

DekaBank Deutsche Girozentrale (seit 1. 10. 2007)*

Deutsche Hypothekenbank Actien-Gesellschaft (bis 15. 2. 2008)

Hamburger Feuerkasse Versicherungs-AG

HCI Capital AG

LBS Bausparkasse Schleswig-Holstein-Hamburg AG (seit 31. 8. 2007)

Dr. Norbert Emmerich

GFKL Financial Services AG 

Hüttenwerke Krupp Mannesmann GmbH 

ifb AG 

readybank ag

Weberbank Actiengesellschaft 

Westdeutsche ImmobilienBank AG

WestLB International S.A. 

Dr. Wolfgang Nickels

Banque d’Orsay S.A. (seit 27. 9. 2007)

Westdeutsche ImmobilienBank AG (seit 5. 10. 2007)

Dr. Hans-Jürgen Niehaus

Banque d’Orsay S.A. (seit 27. 9. 2007)

Westdeutsche ImmobilienBank AG

WestLB International S.A. 

Werner Taiber

Banque d‘Orsay S.A. (seit 27. 9. 2007)

Weberbank Actiengesellschaft (seit 14. 9. 2007)

WestLB International S.A. (seit 22. 8. 2007)
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Dr. Thomas R. Fischer

Audi AG 

AXA Konzern AG (bis 24. 7. 2007)

DekaBank Deutsche Girozentrale (bis 26. 7. 2007)*

Deutscher Sparkassen Verlag GmbH (bis 8. 8. 2007)

Hapag-Lloyd AG 

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) (bis 2. 8. 2007)*

Landwirtschaftliche Rentenbank (bis 2. 8. 2007)*

RWE AG 

Weberbank Actiengesellschaft (bis 2. 8. 2007)

Klaus-Michael Geiger

ThyssenKrupp Steel AG 

WestLB International S.A. (bis 15. 8. 2007)

Robert M. Stein

Banque d’Orsay S.A. (bis 20. 7. 2007)

WestLB International S.A. (bis 20. 7. 2007)

Dr. Matthijs van den Adel

Banque d’Orsay S.A. (bis 31. 7. 2007)

RWE Energy AG 

Westdeutsche ImmobilienBank AG (bis 5. 10. 2007)

WestLB International S.A. (bis 26. 7. 2007)

Mandate der Mitarbeiter (52)

Folgende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind Mitglieder beziehungsweise Vorsitzende 

eines Aufsichtsrates in nachfolgend aufgeführten Gesellschaften. Bei den mit * gekennzeich-

neten Mandaten handelt es sich um freiwillige Angaben, die über die Angabepflicht von 

Mandaten bei großen Kapitalgesellschaften gemäß § 340a Abs. 4 Nr. 1 in Verbindung mit 

§ 267 Abs. 3 HGB hinausgehen.

Carl Adams

Banco WestLB do Brasil S.A. (seit 1. 1. 2008)

Walid Assaf

Bank WestLB Vostok (ZAO) (bis 20. 6. 2007)

WestLB Bank Polska S.A. (bis 28. 6. 2007)

WestLB Hungaria Bank ZRt. (bis 19. 6. 2007)
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Ian Beckman

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A.

Dr. Corinna Brandi

Malteser Krankenhaus St. Anna GmbH (bis 31. 12. 2007)

Holger Bredekamp

Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH 

Klemens Breuer

readybank ag (bis 31. 12. 2007)

Harald Christ

Aragon AG

Interschalt maritime systems AG

Neil Colverd

WestLB Covered Bond Bank plc.

WestLB Ireland plc.

Oliver d’Oelsnitz

Bank WestLB Vostok (ZAO) (bis 15. 6. 2007)

WestLB Bank Polska S.A. (bis 20. 2. 2007)

Moses Dodo

Banco WestLB do Brasil S.A. (bis 31. 12. 2007)

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A. (seit 1. 11. 2007)

WestLB Administration LLC (bis 31. 12. 2007)

WestLB New York Capital Investment Ltd. (bis 31. 12. 2007)

WestLB Securities Inc. (bis 31. 12. 2007)

Joachim Dubs

Bank WestLB Vostok (ZAO)

Dagmar Enold

Fraikin Groupe SA (bis 15. 2. 2007)

Maurizio Fazzari

Banca Carige S.P.A.

Dietmar Fischer

WestLB AG (seit 14. 5. 2007)
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Michael Frank

Banco WestLB do Brasil S.A. (seit 1. 1. 2008)

WestLB New York Capital Investment Ltd.

WestLB Securities Inc. (seit 1. 1. 2008)

Jürgen Germies

Klenk Holz AG

Klaus Goesmann

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A. (bis 1. 5. 2007)

Methuselah Life Markets Ltd. (bis 1. 5. 2007)

Alan Halperin

WestLB New York Capital Investment Ltd.

Herbert Jackel

Banco Finantia S.A.

Ralf Josten

OIE AG (seit 28. 9. 2007)

Stadtwerke Düren GmbH (seit 1. 11. 2007)

TFG Capital AG Unternehmensbeteiligungsgesellschaft (seit 29. 8. 2007)

Thomas Kaiser

WestLB Ireland plc

Manfred Kammans

WestLB Bank Polska S.A. (seit 25. 9. 2007)

Sonja Kardorf

Banco WestLB do Brasil S.A. (seit 1. 1. 2008)

Frank Kasper

WestLB AG (bis 14. 5. 2007)

Stephan Kloock

Banco WestLB do Brasil S.A. (seit 1. 1. 2008)

Joachim Krämer

readybank ag (seit 1. 1. 2008)

WestLB AG 
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Marcus Kramer

Banco WestLB do Brasil S.A. (bis 31. 12. 2007)

Bank WestLB Vostok (ZAO) (bis 5. 12. 2007)

readybank ag (bis 5. 12. 2007)

WestLB Bank Polska S.A. (bis 6. 12. 2007)

Thomas Kreyer

WestLB AG (bis 14. 5. 2007)

Christiane Kutil-Bleibaum

WestLB AG

Graham Light

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A. (seit 1. 5. 2007 bis 31. 8. 2007)

Methuselah Life Markets Ltd. (seit 22. 5. 2007 bis 31. 8. 2007)

Sabine Luchte

Bank WestLB Vostok (ZAO) (seit 21. 11. 2007)

readybank ag (seit 13. 12. 2007)

WestLB Bank Polska S.A. (seit 6. 12. 2007)

Doris Ludwig

WestLB AG

Manfred Matthewes

WestLB AG 

Frederic Mauhs

WestLB Securities Inc. (bis 31. 12. 2007)

Thomas McCaffery

Banco WestLB do Brasil S.A. (bis 31. 12. 2007)

WestLB Administration LLC

WestLB New York Capital Investment Ltd.

David McCaig

Bank WestLB Vostok (ZAO) (seit 15. 6. 2007)

Methuselah Life Markets Ltd. (seit 22. 5. 2007)

WestLB Bank Polska S.A. (seit 25. 9. 2007)

WestLB Hungaria Bank ZRt. (seit 25. 9. 2007)

James McPartlan

WestLB Bank Polska S.A. (seit 20. 2. 2007 bis 25. 9. 2007)

WestLB Hungaria Bank ZRt. (bis 25. 9. 2007)
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Peter Minhorst

Banque d’Orsay S.A. (seit 27. 9. 2007 bis 27. 9. 2007)

readybank ag

Guido W. Mundt

WestLB Securities Inc. (seit 1. 1. 2008)

Erik Nagel

Banque d’Orsay S.A. (bis 27. 9. 2007)

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A. (bis 1. 11. 2007)

Thierry Nardon

WestLB New York Capital Investment Ltd.

Max Niesert

AKA Ausfuhrkredit-Gesellschaft m.b.H. (seit 28. 3. 2007)

Luke Nunneley

WestLB Mellon Asset Management Kapitalanlagegesellschaft mbH 

Andreas Onkelbach

readybank ag

Werner Peters

WestLB Mellon Asset Management Kapitalanlagegesellschaft mbH

Heinz-Günter Sander

WestLB AG 

Dr. Johannes Scheel

Bank WestLB Vostok (ZAO)

WestLB Bank Polska S.A.

WestLB Hungaria Bank ZRt.

WestLB International S.A. 

Jürgen Schneider

JT International Germany GmbH 

Detlef Semberg

AKA Ausfuhrkredit-Gesellschaft m.b.H. (bis 28. 3. 2007)

Frank Simon

European Policy Exchange Ltd.
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Heinz-Otto Stamp

Bank WestLB Vostok (ZAO)

Compagnie Belge de la WestLB (CBW) S.A. (seit 1. 11. 2007)

Manish Taneja

WestLB Securities Inc. (seit 1. 1. 2008)

Margit Timmermann

WestLB Mellon Asset Management Kapitalanlagegesellschaft mbH

Sean Tully

WestLB Bank Polska S.A. (seit 25. 9. 2007)

Joachim Voss

technotrans AG 

Heribert Vossen

WestLB Hungaria Bank ZRt. (seit 9. 1. 2007)

Matthias Wargers

Westdeutsche ImmobilienBank AG

WestLB Securities Inc. (seit 1. 1. 2008)

Charles Weller

Bank WestLB Vostok (ZAO) (seit 15. 6. 2007)

Ingo Wichelhaus

European Policy Exchange Ltd

Norberto Zaiet Junior

Banco WestLB do Brasil S.A. (seit 1. 1. 2008)

Bank WestLB Vostok (ZAO) (seit 29. 11. 2007)

WestLB Hungaria Bank ZRt. (seit 25. 9. 2007)
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Organe der WestLB (53)

Vorstand der WestLB

Alexander Stuhlmann, Vorsitzender (seit 26. 7. 2007)

Dr. Norbert Emmerich, Stellvertretender Vorsitzender

Dr. Wolfgang Nickels (seit 14. 9. 2007)

Dr. Hans-Jürgen Niehaus

Werner Taiber

Dr. Thomas R. Fischer, Vorsitzender (bis 26. 7. 2007)

Dr. Matthijs van den Adel (bis 26. 7. 2007)

Klaus-Michael Geiger (bis 16. 7. 2007)

Robert M. Stein (bis 10. 7. 2007)

Mitglieder des Aufsichtsrates der WestLB

Michael Breuer

Mitglied (seit 1. 1. 2008) und Vorsitzender (seit 7. 1. 2008)

Präsident, Rheinischer Sparkassen- und Giroverband

Dr. Rolf Gerlach

Vorsitzender (bis 31. 12. 2007) und Mitglied

Präsident, Westfälisch-Lippischer Sparkassen- und Giroverband

Doris Ludwig

Stellvertretende Vorsitzende (bis 10. 5. 2007/seit 16. 5. 2007) und Mitglied

Direktorin, WestLB AG Düsseldorf

Raimund Bär (seit 10. 5.  2007)

Betriebsratsvorsitzender, Westdeutsche ImmobilienBank AG

Dr. Karlheinz Bentele (bis 31. 12. 2007)

Ehemaliger Präsident, Rheinischer Sparkassen- und Giroverband

Bernd Fiegler (bis 10. 5. 2007)

Gewerkschaftssekretär, ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Rolf Finger

Gewerkschaftssekretär im Fachbereich Finanzdienstleistungen,  

ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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Dietmar Fischer (seit 10. 5. 2007)

Director, WestLB AG Düsseldorf

Cornelia Hintz (seit 10. 5. 2007)

Gewerkschaftssekretärin, ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Frank Kasper (bis 10. 5. 2007)

Bankangestellter, WestLB AG Düsseldorf

Dr. Wolfgang Kirsch (seit 2. 4. 2007)

Landesdirektor, Landschaftsverband Westfalen-Lippe

Dr. Karl-Ludwig Kley

Vorsitzender der Geschäftsleitung, Merck KGaA

Joachim Krämer

Generalbevollmächtigter, WestLB AG Düsseldorf

Thomas Kreyer (bis 10. 5. 2007)

Direktor, WestLB AG Berlin

Christiane Kutil-Bleibaum

Director, WestLB AG Düsseldorf

Dr. Gerhard Langemeyer (seit 1. 1. 2008)

Oberbürgermeister, Stadt Dortmund

Dr. Helmut Linssen 

Finanzminister, Land Nordrhein-Westfalen

Annette Lipphaus (seit 10. 5. 2007)

Landesrechtsschutz-Leiterin, ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Dr. Siegfried Luther

Ehemaliger Stellvertretender Vorsitzender des Vorstands, Bertelsmann AG

Manfred Matthewes

Prokurist, WestLB AG Düsseldorf

Udo Molsberger

Landesdirektor, Landschaftsverband Rheinland

Dr. Hans-Ulrich Predeick (bis 31. 3. 2007)

Ehemaliger Erster Landesrat, Landschaftsverband Westfalen-Lippe
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Heinz-Günter Sander

Prokurist, WestLB AG Düsseldorf

Gustav Adolf Schröder (bis 31. 3. 2007)

Ehemaliger Vorsitzender des Vorstands, Sparkasse KölnBonn

Christiane Stascheit

Stellvertretende Geschäftsführerin für den Bezirk Düsseldorf, 

ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Adolf Terfloth (2. 4. 2007 bis 31. 12. 2007)

Vorsitzender des Vorstands, Sparkasse Düren

Hans-Georg Vogt

Vorsitzender des Vorstands, Sparkasse Bielefeld

Heinz Welter (bis 31. 12. 2007)

Ehemaliger Vorsitzender des Vorstands, Sparkasse Neuss

Alexander Wüerst (seit 1. 1. 2008)

Vorsitzender des Vorstands, Kreissparkasse Köln

Düsseldorf/Münster, den 19. Februar 2008

WestLB AG

Der Vorstand

Stuhlmann Dr. Emmerich Dr. Niehaus Dr. Nickels Taiber
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Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – 

unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der WestLB AG, Düsseldorf/Münster, für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 

von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in 

der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grund-

lage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 

der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 

Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 

Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 

wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 

berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 

der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 

Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 

bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver

mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem  

Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt 

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Eschborn/Frankfurt am Main, den 22. Februar 2008

Ernst & Young AG

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

	

Prof. Dr. Pfitzer	 Müller-Tronnier

Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer
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Alexander Stuhlmann 

Dr. Norbert Emmerich 

Dr. Wolfgang Nickels 

Dr. Hans-Jürgen Niehaus 

Werner Taiber

Versicherung der gesetzlichen Vertreter

Wir versichern nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwendenden Rechnungslegungs-

grundsätzen der Jahresabschluss ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der WestLB AG vermittelt und im Lagebericht der 

Geschäftsverlauf einschließlich des Geschäftsergebnisses und die Lage der WestLB AG so 

dargestellt sind, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt 

wird, sowie die wesentlichen Chancen und Risiken der voraussichtlichen Entwicklung der 

WestLB AG beschrieben sind.

Düsseldorf/Münster, den 19. Februar 2008

WestLB AG

Der Vorstand
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Bericht des Aufsichtsrates

Die Tätigkeit des Aufsichtsrates sowie seiner Ausschüsse war im Geschäftsjahr 2007 

insbesondere durch zwei Entwicklungen geprägt. Dabei handelte es sich zum einen um die 

Entwicklung im Eigenhandel der Bank mit Spread-Positionen aus Stamm- und Vorzugsaktien, 

zum anderen um die krisenhafte Entwicklung an den internationalen Finanzmärkten, die 

sich im Verlauf des zweiten Halbjahres zuspitzte und bis zum heutigen Tage anhält. Beide 

Ereignisse haben die Ergebnisentwicklung der Bank im vergangenen Jahr entscheidend 

beeinflusst. 

Ende März 2007 entstanden im Eigenhandel der Bank mit Spread-Positionen aus Stamm- 

und Vorzugsaktien Bewertungsverluste durch starke Kursbewegungen aufgrund eines 

Übernahmeangebotes sowie durch die Verletzung interner Handelslimite. Anfang April 2007 

wurden zudem Angaben über diese Handelspositionen und die zugrunde liegende 

Handelsstrategie öffentlich bekannt. In der Folge hat die Bank Ausstiegsszenarien forciert; 

gleichzeitig nahm die Kursvolatilität dieser Positionen zu. Die KPMG Deutsche Treuhand-

Gesellschaft Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wurde seitens der Bundes

anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mit einer Prüfung der Ordnungsmäßigkeit 

der Handelsgeschäfte der WestLB AG gemäß § 44 KWG beauftragt. Deren Ergebnisse 

wurden seitens des Aufsichtsrates aufgegriffen und waren Grundlage entsprechender 

Maßnahmen des Aufsichtsgremiums. 

Den zweiten Schwerpunkt der Tätigkeit des Aufsichtsrates im abgelaufenen Geschäftsjahr 

bildete die Krise an den internationalen Finanzmärkten, die in der zweiten Jahreshälfte 2007 

von den Subprime-Märkten in den USA ausging und im weiteren Jahresverlauf auf weitere 

Teile des internationalen Kapitalmarktes übergriff. Der Aufsichtsrat und dessen Ausschüsse 

haben sich ausführlich und zeitnah vom Vorstand über die Auswirkungen dieser Entwicklung 

auf die Bank unterrichten lassen und die zur Verfügung stehenden Handlungsalternativen 

intensiv mit dem Vorstand erörtert.

Sowohl die Ergebnisbelastungen im Eigenhandel der Bank, in besonderer Weise jedoch die 

Auswirkungen der internationalen Kapitalmarktkrise zeigten die Grenzen des bestehenden 

Geschäftsmodells der WestLB auf. Die sich daraus ergebenden Konsequenzen wurden 

ausführlich sowohl in den Gremien der Bank als auch in Gesprächen zwischen den Eigen-

tümern der WestLB erörtert. Sie mündeten in der sogenannten 10-Punkte-Erklärung der 

Eigentümer vom 12. Dezember 2007. Darin bekennen sich die Anteilseigner gemeinsam und 

einvernehmlich zur WestLB und kündigen unter anderem eine Neuausrichtung des 

Geschäftsmodells an. Diese umfasst insbesondere die Restrukturierung wesentlicher Teile 

der Bank, die Stärkung des Mittelstandsgeschäfts der WestLB und den Ausbau des Produkt

angebots für das Retailgeschäft der Sparkassen in Nordrhein-Westfalen. Des Weiteren 

sprachen sich die Eigentümer für eine Konsolidierung im Landesbankensektor aus und 

erklärten ihre Bereitschaft, jederzeit eine angemessene wirtschaftliche Kapitalausstattung 

der Bank zu gewährleisten. In diesem Zusammenhang nahmen die Anteilseigner Gespräche 

auf, die WestLB mit Hilfe eines Risikoschirms gegen die Verwerfungen an den internationalen 

Kapitalmärkten abzuschirmen. Seit dem 31. März 2008 greift dieser Schirm und ermöglicht 

der Bank, sich unabhängig von den volatilen Entwicklungen auf den Kapitalmärkten auf die 

strategischen Aufgaben zu konzentrieren. 
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Änderungen in der Zusammensetzung von  
Aufsichtsrat und Vorstand

Im Jahr 2007 gab es die folgenden Veränderungen im Aufsichtsrat und im Vorstand:

Herr Dr. Karl-Ludwig Kley, Vorsitzender der Geschäftsleitung der Merck KGaA, nahm zum 

1. Januar 2007 sein Mandat als Aufsichtsratsmitglied auf. Die Hauptversammlung hatte ihn 

am 18. Dezember 2006 als Nachfolger von Herrn Dr. Rümker, der zum 31. Dezember 2006 

sein Mandat niedergelegt hatte, zum Mitglied des Aufsichtsrates gewählt. 

Zum 31. März 2007 legten die Herren Dr. Hans-Ulrich Predeick, ehemaliger Erster Landes-

rat, Landschaftsverband Westfalen-Lippe, sowie Gustav Adolf Schröder, ehemaliger  

Vorstandsvorsitzender der Sparkasse KölnBonn, ihre Mandate als Aufsichtsratsmitglieder 

nieder. Als ihre Nachfolger wurden am 2. April 2007 die Herren Dr. Wolfgang Kirsch,  

Landesdirektor des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe, sowie Adolf Terfloth, Vorstands-

vorsitzender der Sparkasse Düren, von der Hauptversammlung zu Mitgliedern des 

Aufsichtsrates gewählt.

Im Mai 2007 fand erstmalig seit der Umwandlung der WestLB in eine Aktiengesellschaft im 

Jahr 2002 eine Wahl der Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter für den Aufsichtsrat 

statt. Vorher waren die Arbeitnehmervertreter jeweils gerichtlich zu Mitgliedern des  

Aufsichtsrates bestellt worden. 

Im Rahmen dieser Wahl schieden am 10. Mai 2007 Frau Christiane Stascheit, Stellvertretende 

Geschäftsführerin für den Bezirk Düsseldorf, ver.di, sowie die Herren Bernd Fiegler,  

Gewerkschaftssekretär, ver.di, Frank Kasper, Bankangestellter/WestLB, und Thomas Kreyer, 

Direktor/WestLB, aus dem Aufsichtsrat aus. In den Aufsichtsrat gewählt wurden die  

zuvor bereits amtierenden Aufsichtsratsmitglieder Frau Doris Ludwig, Direktorin und  

Vorsitzende des Betriebsrates der WestLB, Frau Christiane Kutil-Bleibaum, Direktorin/

WestLB, sowie die Herren Rolf Finger, Gewerkschaftssekretär, ver.di Vereinte Dienst

leistungsgewerkschaft, Manfred Matthewes, Direktor/WestLB, und Heinz-Günter Sander, 

Prokurist/WestLB. Außerdem wählten die ArbeitnehmerInnen Frau Cornelia Hintz, Gewerk-

schaftssekretärin, ver.di, Frau Annette Lipphaus, Landesrechtsschutz-Leiterin, ebenfalls 

ver.di, sowie die Herren Raimund Bär, Betriebsratsvorsitzender der Westdeutschen 

ImmobilienBank AG (WIB) und Dietmar Fischer, Director/WestLB, zu Mitgliedern des 

Aufsichtsrates. 

Der Aufsichtsrat wählte Frau Doris Ludwig, die bis zu ihrer Wahl zum Aufsichtsratsmitglied 

bereits Stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende war, am 16. Mai 2007 erneut in dieses 

Amt. 

Im November legte Herr Dr. Rolf Gerlach, Präsident des Westfälisch-Lippischen Sparkassen- 

und Giroverbandes, sein Amt als Aufsichtsratsvorsitzender zum 31. Dezember 2007 nieder. 
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Die Herren Dr. Karlheinz Bentele, ehemaliger Präsident des Rheinischen Sparkassen-  

und Giroverbandes und Vorsitzender des Prüfungsausschusses, Adolf Terfloth, Vorstands-

vorsitzender der Sparkasse Düren sowie Heinz Welter, ehemaliger Vorstandsvorsitzender 

der Sparkasse Neuss, schieden zum 31. Dezember 2007 aus dem Gremium aus. Die Haupt-

versammlung wählte am 12. Dezember 2007 als deren Nachfolger die Herren Michael Breuer, 

seit 1. Januar 2008 Präsident des Rheinischen Sparkassen- und Giroverbandes, Dr. Gerhard 

Langemeyer, Oberbürgermeister der Stadt Dortmund sowie Alexander Wüerst, Vorstands-

vorsitzender der Kreissparkasse Köln. Alle nahmen ihre Mandatstätigkeit zum 1. Januar 

2008 auf.

Der Aufsichtsrat wählte sodann am 7. Januar 2008 Herrn Michael Breuer zu seinem neuen 

Vorsitzenden.

Der Aufsichtsrat dankt seinen ausgeschiedenen Mitgliedern für ihre engagierte und teilweise 

über viele Jahre geleistete Arbeit im Aufsichtsgremium der Bank sowie in dessen jeweiligen 

Ausschüssen.

Innerhalb des Vorstands der WestLB kam es zu folgenden Veränderungen:

Herr Alexander Stuhlmann wurde am 26. Juli 2007 vom Aufsichtsrat zum Mitglied und 

Vorsitzenden des Vorstands der WestLB gewählt. Außerdem wählte ihn der Aufsichtsrat in 

seiner Sitzung am 13. September 2007 zum Arbeitsdirektor. In derselben Aufsichtsrats

sitzung erfolgte die Wahl von Herrn Dr. Wolfgang Nickels mit Wirkung zum 14. September 

zum neuen Mitglied des Vorstands. 

Herr Dr. Thomas R. Fischer, ehemaliger Vorsitzender des Vorstands, schied zum 26. Juli 

2007 aus dem Vorstand der Bank aus. Ebenfalls zum 26. Juli 2007 schied Herr Dr. Matthijs 

van den Adel, ehemaliger Arbeitsdirektor, aus dem Vorstand aus.

Zuvor hatten Herr Robert M. Stein zum 10. Juli 2007 und Herr Klaus-Michael Geiger zum 

16. Juli 2007 ihre Mandate als Vorstandsmitglieder niedergelegt.

Am 1. April 2008 wurde Herr Heinz Hilgert vom Aufsichtsrat mit Wirkung zum 1. Mai 2008 

zum Mitglied und neuen Vorsitzenden des Vorstands gewählt. Herr Stuhlmann legte zum 

30. April 2008 sein Mandat nieder.

Überwachung und Beratung der Geschäftsführung 

Der Aufsichtsrat hat während des abgelaufenen Geschäftsjahres in vier ordentlichen und 

vier außerordentlichen Sitzungen den Vorstand regelmäßig beraten, die Geschäftsführung 

überwacht und die Bank im Rahmen der dem Gremium gesetzlich vorgegebenen Aufgaben-

stellungen aktiv begleitet. Der Aufsichtsrat ist somit seinen Aufgaben entsprechend den 

gesetzlichen Vorgaben sowie den Regelwerken der Bank vollumfänglich nachgekommen. 
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Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse wurden vom Vorstand regelmäßig und auf  

Anforderung ausführlich über die wesentlichen Fragen der Unternehmensplanung, der 

Geschäftsentwicklung, der Unternehmensführung und -strategie sowie über wesentliche 

Ereignisse und Geschäftsvorfälle unterrichtet. Soweit Geschäftsvorgänge der Zustimmung 

des Aufsichtsrates bedurften, wurden diese vorgelegt und entschieden. 

Die Überwachung und Prüfung der Geschäftsführung des Vorstands durch den Aufsichtsrat 

erfolgten anhand erteilter beziehungsweise eingeforderter Informationen sowie aufgrund 

bereitgestellter Unterlagen. 

Soweit notwendig traf der Aufsichtsrat zwischen den Sitzungen Beschlüsse im Umlauf

verfahren. 

Der Aufsichtsratsvorsitzende, seine Stellvertreterin und der Vorstandsvorsitzende haben in 

regelmäßigen Gesprächen aktuelle Einzelthemen und Entscheidungen des Vorstands  

erörtert.

Aufsichtsratsplenum

Der Aufsichtsrat ließ sich vom Vorstand regelmäßig über die Geschäftslage der Bank  

informieren; in diesem Zusammenhang bildeten die Auswirkungen der internationalen  

Finanzmarktkrise sowie der Belastungen aus dem Spread-Handel jeweils einen besonderen 

Schwerpunkt. Die Vorsitzenden des Prüfungs- beziehungsweise Risikoausschusses  

berichteten über die Arbeit in den Ausschüssen; der Aufsichtsrat beschloss die aufsichts-

ratsrelevanten Beteiligungsengagements sowie die Bestellung beziehungsweise Abberufung 

von Beiratsmitgliedern. 

Darüber hinaus wurden in den Sitzungen insbesondere folgende Sachverhalte behandelt: 

In der Aufsichtsratssitzung am 28. März 2007 empfahl der Aufsichtsrat der Hauptversamm-

lung, die Herren Dr. Wolfgang Kirsch und Adolf Terfloth zu Mitgliedern des Aufsichtsrates 

zu wählen. Vorbehaltlich der Wahl durch die Hauptversammlung, die am 2. April 2007  

erfolgte, wählten die Aufsichtsratsmitglieder Herrn Dr. Kirsch zum Mitglied des Präsidiums 

und des Risikoausschusses sowie Herrn Terfloth zum Mitglied des Risikoausschusses.  

Außerdem stellte der Aufsichtsrat nach entsprechender Prüfung und Beratung – auf Basis 

der Berichte des Prüfungsausschussvorsitzenden und des Abschlussprüfers – den Jahres-

abschluss 2006 fest und machte der Hauptversammlung einen Vorschlag zur Gewinn

verwendung. Darüber hinaus entschied der Aufsichtsrat über den Corporate Governance-

Bericht der WestLB AG im Geschäftsbericht 2006 sowie über eine Änderung in der 

Geschäftsordnung des Aufsichtsrates.

Nach Bekanntwerden der Verluste im Eigenhandel trat der Aufsichtsrat in einer außer

ordentlichen Sitzung am 25. April 2007 zusammen und ließ sich vom Vorstand ausführlich 

über den Eigenhandel in Vorzugs-/Stammaktien unterrichten.
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In der ordentlichen Sitzung am 7. Mai 2007 billigte der Aufsichtsrat nach entsprechender 

Berichterstattung durch den Prüfungsausschussvorsitzenden und den Abschlussprüfer den 

Konzernabschluss und den Konzernlagebericht 2006, befand über den „Bericht des Auf-

sichtsrates“ im Geschäftsbericht 2006 und schlug der Hauptversammlung die Entlastung 

der Mitglieder des Aufsichtsrates sowie die Bestellung der Ernst & Young AG, Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, zum Abschlussprüfer vor. 

Am 10. Mai 2007 wählten die ArbeitnehmerInnen die Damen Cornelia Hintz, Christiane 

Kutil-Bleibaum, Annette Lipphaus, Doris Ludwig sowie die Herren Raimund Bär, Rolf Finger, 

Dietmar Fischer, Manfred Matthewes und Heinz-Günter Sander in den Aufsichtsrat der 

WestLB AG. Im Rahmen eines Umlaufverfahrens erfolgte am 18. Mai 2007 die Wahl von 

Frau Ludwig zur Stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrates, des Präsidiums und des 

Vermittlungsausschusses. Im selben Umlaufverfahren entschied der Aufsichtsrat über die 

Besetzung der Ausschüsse seitens der neu gewählten ArbeitnehmervertreterInnen: In das 

Präsidium wurden Frau Kutil-Bleibaum, Herr Matthewes sowie Herr Sander gewählt, in den 

Risikoausschuss Frau Ludwig, Herr Fischer, Frau Kutil-Bleibaum sowie Herr Matthewes, in 

den Prüfungsausschuss Herr Bär, Herr Fischer, Frau Kutil-Bleibaum, Herr Matthewes sowie 

Herr Sander und in den Vermittlungsausschuss Herr Sander.

In einer außerordentlichen Sitzung am 18. Juni 2007 ließ sich der Aufsichtsrat vom Vorstand 

ausführlich über die Ergebnisentwicklung im 1. Quartal 2007, insbesondere auch im Hinblick 

auf die Belastungen aus dem Eigenhandel, informieren.

Im Rahmen eines Umlaufverfahrens stimmte das Gremium am 9. Juli 2007 den Mandats-

niederlegungen der Herren Geiger und Stein zu.

In einer weiteren außerordentlichen Sitzung am 26. Juli 2007 beschäftigte sich der Auf-

sichtsrat erneut mit dem Thema „Eigenhandel in Vorzugs-/Stammaktien“. Der Diskussion 

lagen ein Sachstandsbericht des Sonderprüfers sowie der Bericht des Prüfungsausschuss-

vorsitzenden aus der vorhergehenden Sitzung dieses Ausschusses am gleichen Tage zu-

grunde. Herr Dr. Thomas R. Fischer und Herr Dr. Matthijs van den Adel wurden im Anschluss 

an die Erörterungen abberufen. Nachfolgend wählte der Aufsichtsrat Herrn Alexander 

Stuhlmann mit sofortiger Wirkung zum Mitglied und Vorsitzenden des Vorstands.

In der Aufsichtsratssitzung am 13. September 2007 wurde Herr Dr. Wolfgang Nickels zum 

Mitglied des Vorstands gewählt und Herr Stuhlmann zum neuen Arbeitsdirektor bestellt. 

Darüber hinaus beschäftigte sich das Gremium u. a. mit den Änderungen des Deutschen 

Corporate Governance Kodex sowie deren Umsetzung in der WestLB. 

Der Sonderprüfungsbericht der KPMG zum Eigenhandel der Bank in Stamm- und  

Vorzugsaktien, die diesbezügliche Berichterstattung durch den Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses sowie die seitens des Vorstands zwischenzeitlich eingeleiteten Maßnahmen 

bildeten den Schwerpunkt der Sitzung des Aufsichtsrates am 12. November 2007. Darüber 

hinaus wurde in dieser Sitzung die aktuelle Entwicklung an den internationalen Finanz

märkten ausführlich erörtert.
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In seiner Sitzung am 12. Dezember 2007 befasste sich der Aufsichtsrat unter anderem mit 

dem Budget 2008 sowie mit der Neubestellung von Aufsichtsratsmitgliedern und empfahl 

der Hauptversammlung, die Herren Michael Breuer, Dr. Gerhard Langemeyer und Alexander 

Wüerst zu Mitgliedern des Aufsichtsrates zu bestellen.

Arbeit in den Ausschüssen 

Die Entwicklungen im Eigenhandel der Bank sowie an den internationalen Kapitalmärkten 

prägten ebenfalls die Arbeit der Ausschüsse des Aufsichtsrates. So bereitete das Präsidium 

sowohl die ordentlichen als auch die außerordentlichen Sitzungen des Aufsichtsrates  

am 28. März 2007, 25. April 2007, 7. Mai 2007, 18. Juni 2007, 26. Juli 2007 (2 Sitzungen), 

13. September 2007 (2 Sitzungen), 12. November 2007 und am 12. Dezember 2007 vor. 

Darüber hinaus trat es zu weiteren außerordentlichen Sitzungen am 21. Mai 2007, 15. August 

2007, 4. September 2007 sowie am 30. Oktober 2007 zusammen. 

In den ordentlichen Sitzungen befasste sich das Präsidium neben der Vorbereitung der 

Aufsichtsratssitzungen turnusmäßig mit den Mandaten des Vorstands und allgemeinen 

Vorstandsangelegenheiten. Am 12. Dezember 2007 traf es darüber hinaus den Vorrats

beschluss gemäß § 15 KWG für das Jahr 2008. Schwerpunktthema der außerordentlichen 

Sitzungen waren ebenfalls Vorstandsangelegenheiten; des Weiteren ließ sich das Präsidium 

in seiner außerordentlichen Sitzung am 25. April 2007 vom Vorstand über den Eigenhandel 

in Vorzugs-/Stammaktien informieren und befasste sich in seiner außerordentlichen Sitzung 

am 21. Mai 2007 mit der Investmentgesellschaft „Brightwater“. In seiner Sitzung am  

4. September 2007 befasste sich das Präsidium mit der aktuellen Lage der Bank, insbesondere 

im Hinblick auf die Auswirkungen der internationalen Finanzmarktkrise auf die WestLB.

Der Prüfungsausschuss trat im vergangenen Jahr vier Mal zusammen: in zwei ordentlichen 

Sitzungen am 21. März 2007 und 25. April 2007 sowie in zwei außerordentlichen Sitzungen 

am 26. Juli 2007 und am 30. Oktober 2007. Darüber hinaus fand am 25. April 2007 eine 

gemeinsame Sitzung von Prüfungs- und Risikoausschuss statt.

Im Mittelpunkt der ordentlichen Sitzung des Prüfungsausschusses am 21. März 2007 standen 

die Erörterung des Allgemeinen Teils zum Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 

2006 der WestLB AG durch den Abschlussprüfer Ernst & Young sowie die Erörterung der 

diesbezüglichen Erläuterungsteile I (Gesamtbanksteuerung), II (Kreditgeschäft) sowie des 

Berichts zur Depotprüfung und Prüfung nach § 36 Abs. 1 Wertpapierhandelsgesetz für  

das Geschäftsjahr 2006 der WestLB AG. Darüber hinaus befasste sich der Ausschuss mit 

dem Vorschlag zur Gewinnverwendung (Empfehlung an den Aufsichtsrat) sowie mit dem 

Jahresbericht der Konzernrevision.

In seiner zweiten ordentlichen Sitzung am 25. April 2007 erörterte der Prüfungsausschuss 

den vom Abschlussprüfer Ernst & Young vorgelegten Bericht über die Prüfung des Konzern-

abschlusses 2006 der WestLB AG und die Sonderberichte zu den Themen „Projekt Lean 

Bank“ und „Follow-up Bonus/Personalanreizsysteme“. 
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In der sich am gleichen Tage anschließenden gemeinsamen Sitzung von Prüfungs- und 

Risikoausschuss berichtete der Vorstand zudem zum Thema „Eigenhandel in Vorzugs-/

Stammaktien“. Dieser Tagesordnungspunkt stand ebenfalls im Mittelpunkt der außerordent-

lichen Sitzung des Prüfungsausschusses am 26. Juli 2007, zu der auch die weiteren Mitglieder 

des Aufsichtsrates eingeladen waren. In dieser Sitzung befasste sich der Ausschuss mit 

einem Sachstandsbericht des Sonderprüfers KPMG zum Eigenhandel in Stamm- und 

Vorzugsaktien. In einer weiteren außerordentlichen Sitzung des Prüfungsausschusses am 

30. Oktober 2007, an der ebenfalls alle weiteren Mitglieder des Aufsichtsrates teilnahmen, 

wurde sodann der Gesamtbericht der KPMG erörtert.

Der Risikoausschuss trat 2007 insgesamt sieben Mal zusammen und befasste sich in seinen 

ordentlichen Sitzungen am 25. Januar 2007, am 26. April 2007, am 9. Juli 2007 und am  

25. Oktober 2007 mit den nach Gesetz und Satzung vorlagepflichtigen Kreditrisiken, erteilte 

– soweit dies erforderlich war – den Organkrediten gemäß § 15 KWG seine Zustimmung 

und nahm die als Einzelvorlagen vorgelegten Großkredite sowie die Geschäftsvorgänge mit 

Abweichungen von der Kreditrisikostrategie zur Kenntnis. Außerdem ließ sich der Risiko-

ausschuss vom Vorstand über die Risikolage der WestLB informieren; im Mittelpunkt  

standen insbesondere der Risikolagebericht des Group Risk Managements sowie die  

Risikoberichterstattung des Credit Risk Managements. Des Weiteren wurden dem Risiko-

ausschuss fortlaufend Risikostrategien zu einzelnen Geschäftsfeldern seitens des Vorstands 

vorgelegt.

Darüber hinaus erörterte der Risikoausschuss folgende aktuelle Themen: 

Am 25. Januar 2007 legte der Vorstand Statusberichte zu Strukturierten Produkten/ 

Steuertransaktionen sowie zum Sicherheitsmanagement in der WestLB (OpRisk) vor. Am 

26. April 2007 ließ sich der Ausschuss im Rahmen der allgemeinen Kreditrisikostrategie 

unter anderem über die Vergabe der Sektorlimite auf EaD-Basis sowie über die Gesamt-

bankstrategie informieren. Des Weiteren erörterte er die Themen „Asset Quality Review“ 

sowie „Sub-Prime-Mortgages, USA“. Darüber hinaus befasste sich der Risikoausschuss mit 

dem Eigenhandel der Bank mit Vorzugs- und Stammaktien. Am 9. Juli 2007 erhielt der 

Risikoausschuss unter anderem einen Fortschrittsbericht bezüglich der Anmerkungen des 

Abschlussprüfers, einen Statusbericht zur Umsetzung von Basel II sowie einen Bericht zur 

Strategie und Risikoanalyse im Eigenhandel in Stamm- und Vorzugsaktien. Darüber hinaus 

befasste sich das Gremium mit steuerinduzierten Transaktionen.

Am 25. Oktober 2007 wurden im Risikoausschuss unter anderem die aktuelle Markt- und 

Liquiditätsentwicklung und die Gesamtbankrisikostrategie erörtert; darüber hinaus unter-

richtete der Vorstand den Ausschuss über das Management operationeller Risiken in der 

IT-Landschaft der WestLB und erstattete einen Statusbericht zur Beteiligung Basinghall 

sowie zur Umsetzung von Basel II.
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In der gemeinsamen Sitzung mit dem Prüfungsausschuss am 25. April 2007 stand – wie 

bereits ausgeführt – das Thema „Eigenhandel in Vorzugs-/Stammaktien“ im Mittelpunkt. 

Die außerordentlichen Sitzungen am 14. August 2007 und am 11. September 2007 standen 

im Zeichen der internationalen Kapitalmarktentwicklung. Der Vorstand unterrichtete den 

Ausschuss ausführlich über die aktuellen Marktentwicklungen und ihre Auswirkungen auf 

die WestLB AG.

Der Vermittlungsausschuss tagte 2007 nicht.

Grundzüge des Vergütungssystems des Vorstands

Der Aufsichtsrat hat die Zuständigkeit für die Festlegung der Vergütung der Vorstandsmit-

glieder der WestLB AG auf das Präsidium übertragen. Das Präsidium legt insbesondere 

Gehälter und andere Vergütungsbestandteile, inklusive Pensionszusagen, für den Vorstand 

fest. Mit den Mitgliedern des Vorstands wurden entsprechende Dienstverträge abge

schlossen. Diese beinhalten sowohl fest zugesagte als auch variable Vergütungsbestandteile 

in Form einer Jahresabschlussvergütung. Das Fixum als leistungsunabhängige Grundver-

gütung wird monatlich als Gehalt ausgezahlt. Eine Überprüfung findet spätestens im Rahmen 

von Vertragsverlängerungen statt. In den fest zugesagten Leistungen sind im üblichen 

Rahmen gewährte Sachbezüge enthalten. Die individuelle Jahresabschlussvergütung ist als 

Anreizsystem konzipiert. Sie basiert auf einer Leistungsbeurteilung, die sich maßgeblich 

an der Erreichung der jeweiligen Geschäftsziele orientiert. Als Nebenleistungen gewährt 

die WestLB ihren Vorstandsmitgliedern Organisationsleistungen, wie zum Beispiel den 

Aufwand für einen Heimarbeitsplatz, jährliche ärztliche Vorsorgeuntersuchungen, Geschäfts-

reisen, Sicherheitsmaßnahmen, wie zum Beispiel Personenschutz, und Ähnliches. Eine 

Aufstellung der 2007 geleisteten Vergütung für aktive sowie ehemalige Vorstandsmitglieder 

und deren Hinterbliebene findet sich im Anhang zum Jahresabschluss.

Prüfung und Feststellung von  
Jahresabschluss und Konzernabschluss

In seiner Sitzung am 23. April 2008 erörterte der Aufsichtsrat sowohl den Jahresabschluss 

der Bank als auch den Konzernabschluss 2007. Im Anschluss billigte er den vom Vorstand 

aufgestellten Jahresabschluss, der damit festgestellt ist. Der Aufsichtsrat billigte auch den 

vom Vorstand aufgestellten Konzernabschluss. Der Hauptversammlung schlug er die Ent-

lastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Vorstandsmitglieder Herrn Stuhlmann 

und Herrn Dr. Nickels für das Geschäftsjahr 2007 sowie die Bestellung des Abschlussprüfers 

für das Jahr 2008 vor.

Den Aufsichtsratsmitgliedern wurden der vom Vorstand aufgestellte Jahresabschluss und 

Lagebericht der Bank sowie der Konzernabschluss und Konzernlagebericht, die Prüfungs-

berichte des Abschlussprüfers zum Jahresabschluss und Konzernabschluss sowie der 

Jahresbericht der Konzernrevision gemäß den Mindestanforderungen an das Risiko

management rechtzeitig zur Verfügung gestellt. 
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Der Abschlussprüfer, die Ernst & Young AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, nahm  

sowohl an den entsprechenden Sitzungen des Aufsichtsrates als auch des Prüfungs

ausschusses teil. 

Der Prüfungsausschuss behandelte in seiner Sitzung am 10. April 2008 die Prüfungsberichte 

zum Jahresabschluss und zum Konzernabschluss. Der Abschlussprüfer prüfte den Jahres-

abschluss inklusive Lagebericht sowie den Konzernabschluss inklusive Konzernlagebericht 

für das Geschäftsjahr 2007. Jahresabschluss und Lagebericht der WestLB AG und des 

Konzerns einschließlich der ihnen zugrunde liegenden Buchführung wurden mit unein

geschränktem Bestätigungsvermerk versehen. Aufsichtsrat und Prüfungsausschuss 

erörterten die Abschlüsse, prüften die Lageberichte und diskutierten die Berichte des 

Abschlussprüfers über die Ergebnisse seiner Prüfung. 

Nach dem abschließenden Ergebnis der Prüfung durch den Aufsichtsrat wurden keine 

Einwendungen erhoben.

Der Abschlussprüfer erteilte folgendes Testat:

„Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir folgenden Bestätigungsvermerk 

erteilt:

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung  

sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der WestLB AG, 

Düsseldorf/Münster, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2007 geprüft. 

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 

Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durch

geführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 

Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom  

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 

dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahres- 

abschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 

Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-

wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand-

lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 

rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-

sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenenen 

internen Kontrollsystems sowie die Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres

abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
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umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 

Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 

eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 

der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht 

steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend dar.“ 

Der Aufsichtsrat dankt dem Vorstand und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die 

im vergangenen Geschäftsjahr geleistete Arbeit.

Düsseldorf/Münster, den 23. April 2008

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates

Michael Breuer
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Corporate Governance in der WestLB AG

Basis einer transparenten Unternehmensführung

Eine effiziente und an internationalen Standards orientierte Corporate Governance verstehen 

wir als zentrale Herausforderung für eine verantwortungsvolle und wertorientierte 

Unternehmensführung. Aus diesem Grund hat sich die WestLB AG als nicht börsennotiertes 

Unternehmen bereits im Jahr 2006 freiwillig dem Deutschen Corporate Governance Kodex 

(DCGK) in seiner jeweils gültigen Fassung verpflichtet. 

Über die Einhaltung der Empfehlungen des DCGK informiert die WestLB AG regelmäßig im 

Geschäftsbericht und auf der Internetseite unter www.westlb.de.

Directors Dealings (Angaben gemäß Ziffer 6.6 DCGK)

Ein direkter oder indirekter Besitz von Aktien der WestLB AG oder sich hierauf beziehender 

Finanzinstrumente durch Vorstands- oder Aufsichtsratsmitglieder ist nicht gegeben.

Vergütungsbericht

Entsprechend den Regeln des DCGK legt die WestLB AG die Vergütung des Vorstands in 

einem Vergütungsbericht offen, der als Teil des Corporate Governance-Berichts auch das 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder in seinen Grundzügen erläutert. Überdies 

enthält der Vergütungsbericht Angaben unter anderem über die Zusammensetzung und 

Höhe der Vergütung des Aufsichtsrates. Auf eine individualisierte Offenlegung der 

Vorstandsgehälter verzichtet die Bank. Alle Eigentümer der WestLB AG sind in den mit den 

Vergütungsfragen zu befassenden Gremien vertreten. Transparenz und Informationsfluss 

sind somit für den berechtigt interessierten Adressatenkreis in vollem Umfang gewähr- 

leistet. Eine individualisierte Offenlegung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder der  

WestLB AG erfolgt nicht.

Vorstandsvergütung

Die Festlegung der Vergütung des Vorstands der WestLB AG hat der Aufsichtsrat auf das 

Präsidium übertragen. Das Präsidium legt insbesondere Gehälter und andere Vergütungs-

bestandteile, einschließlich Pensionszusagen, fest. Mit den Mitgliedern des Vorstands 

wurden entsprechende Dienstverträge geschlossen. Diese beinhalten sowohl fest zugesagte 

als auch variable Vergütungsbestandteile in Form einer Jahresabschlussvergütung.

Das Fixum als leistungsunabhängige Grundvergütung wird monatlich als Gehalt ausgezahlt. 

Eine Überprüfung findet spätestens im Rahmen von Vertragsverlängerungen statt. Die fest 

zugesagten Leistungen enthalten im üblichen Rahmen die gewährten Sachbezüge. Im 

Wesentlichen sind dies die Nutzung des Fahrdienstes zu dienstlichen Zwecken sowie Prämien 

für Versicherungen.
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Die individuelle Jahresabschlussvergütung ist als Anreizsystem konzipiert. Sie basiert auf 

einer Leistungsbeurteilung, die sich maßgeblich an der Erreichung der jeweiligen Geschäfts-

ziele orientiert. 

Als Nebenleistungen gewährt die WestLB AG ihren Vorstandsmitgliedern Organisations

leistungen wie zum Beispiel den Aufwand für einen Heimarbeitsplatz, jährliche ärztliche 

Vorsorgeuntersuchungen, Geschäftsreisen, Sicherheitsmaßnahmen wie zum Beispiel für 

den Personenschutz.

Aufsichtsratsvergütung

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten nach Abschluss eines Geschäftsjahres eine angemessene 

Vergütung, die durch Beschluss der Hauptversammlung festgesetzt ist.

Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern grundsätzlich ihre baren Auslagen 

und die auf ihre Vergütung entfallende Umsatzsteuer, falls sie Letztere gesondert in Rechnung 

stellen.

Bezüge der Organe im Geschäftsjahr 2007

Die Bezüge der Organe der WestLB AG im Geschäftsjahr 2007 stellten sich wie folgt dar:

	 1. 1. – 31. 12. 2007	 1. 1. – 31. 12. 2006
	 Mio €	 Mio €
 
Gesamtbezüge Vorstand*	 12,0	 16,9
– davon fix	 8,6	 10,6
– davon erfolgsorientiert	 3,2	 6,1
– davon erfolgsorientiert mit langfristiger Anreizwirkung	 0,0	 0,0
– davon wegen Aufsichtsratsmandaten bei Konzerntöchtern	 0,2	 0,2
 
Gesamtbezüge für ehemalige Vorstandsmitglieder
sowie deren Hinterbliebene	 12,6	 7,8
 
Bezüge Aufsichtsratsmitglieder	 1,2	 1,1
– davon fix	 1,2	 1,1
– davon erfolgsorientiert	 0,0	 0,0
– davon erfolgsorientiert bezogen auf den langfristigen
   Unternehmenserfolg	 0,0	 0,0
 
Pensionsrückstellungen für ehemalige
Vorstandsmitglieder sowie deren Hinterbliebene	 65,0	 54,2

* �Die Zuführungen zu Pensionsrückstellungen von Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2007 betrugen 2,2 Mio €  
(gegenüber 4,5 Mio € im Vorjahr).
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Entsprechenserklärung 2007

Vorstand und Aufsichtsrat der WestLB AG erklären für das Geschäftsjahr 2007, dass den 

Empfehlungen der „Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex“ in der 

Fassung vom 14. Juni 2007 mit folgenden Abweichungen entsprochen wurde und wird:

n � Der Empfehlung in Ziffer 2.3.1 Satz 3 und 2.3.2 DCGK, nach welcher die für die Haupt

versammlung verlangten Dokumente auf der Internetseite verfügbar gemacht und die 

Einberufungsunterlagen zur Hauptversammlung auf elektronischem Wege übermittelt 

werden sollen, wird nicht entsprochen. Die Empfehlung ist auf das Informationsbedürfnis 

insbesondere ausländischer Aktionäre börsennotierter Aktiengesellschaften zugeschnitten. 

Den besonderen Interessen der Anteilseigner der WestLB AG wird sie nicht gerecht. Im 

Einvernehmen mit ihren Eigentümern stellt die WestLB AG die gegenständlichen Unter-

lagen und Informationen jeweils unmittelbar postalisch zur Verfügung.

 

n � Gemäß Ziffer 3.8 Absatz 2 DCGK soll für die durch die Gesellschaft für Vorstand und 

Aufsichtsrat abgeschlossenen D&O-Versicherungen ein angemessener Selbstbehalt 

vereinbart werden. Die WestLB AG ist der Ansicht, dass eine Verbesserung der Motivation 

und der Verantwortungsbereitschaft des Vorstands und des Aufsichtsrates durch einen 

Selbstbehalt bei der D&O-Versicherung nicht erreicht werden kann und verzichtet daher 

auf entsprechende Vereinbarungen.

n � Nach Ziffer 4.2.1 Satz 2 DCGK soll eine Geschäftsordnung die Ressortzuständigkeiten 

einzelner Vorstandsmitglieder regeln. Zur Gewährleistung eines Höchstmaßes an Flexibi-

lität sieht die WestLB AG von einer Fixierung der Kompetenzverteilung der Mitglieder 

des Vorstands in der Geschäftsordnung ab. Die Ressortzuständigkeiten der einzelnen 

Vorstandsmitglieder sind in einem Geschäftsverteilungsplan geregelt.

n � Nach Ziffer 4.2.2 DCGK soll das Aufsichtsratsplenum auf Vorschlag des Gremiums, das 

die Vorstandsverträge behandelt, über die Struktur des Vergütungssystems für den 

Vorstand beraten und sie regelmäßig überprüfen. Der Aufsichtsrat der WestLB AG hat 

diese Aufgaben seinem Präsidium übertragen.

n � Den Empfehlungen gemäß Ziffer 5.1.2 Absatz 2 Satz 3 und Ziffer 5.4.1 Satz 2 DCGK,  

nach welcher eine Altersgrenze für Vorstandsmitglieder und Aufsichtsratsmitglieder 

festgelegt werden soll, wird nicht entsprochen. Das Alter eines Organmitglieds ist nach 

Auffassung der WestLB AG kein geeignetes Qualitätskriterium.

n � Nach Ziffer 5.3.3 DCGK soll der Aufsichtsrat einen Nominierungsausschuss bilden, der 

dem Aufsichtsrat für dessen Wahlvorschläge an die Hauptversammlung geeignete 

Kandidaten vorschlägt. Bei der WestLB AG werden die Kandidaten zur Vertretung der 

Anteilseigner im Aufsichtsrat regelmäßig von den Eigentümern selbst vorgeschlagen. Die 

WestLB AG verzichtet daher auf die Einrichtung eines Nominierungsausschusses.
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n � Gemäß Ziffer 5.4.7 Absatz 2 Satz 1 DCGK sollen Mitglieder des Aufsichtsrates neben  

einer festen eine erfolgsorientierte Vergütung erhalten. Die Bank sieht eine erfolgs

orientierte Vergütung für Mitglieder des Aufsichtsrates als Steuerungsinstrument an, 

durch das die Unabhängigkeit des Kontrollgremiums berührt werden könnte. Die Haupt-

versammlung der WestLB AG hat daher eine feste Vergütung für die Mitglieder des  

Aufsichtsrates festgelegt.

n � Gemäß Ziffer 5.4.7 Absatz 3 DCGK soll die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder unter 

Namensnennung offengelegt werden. Für die Beurteilung der Angemessenheit der  

Vergütung erachtet die WestLB AG die Angabe der Gesamtvergütung der Mitglieder des 

Aufsichtsrates als ausreichend.

n � Gemäß Ziffer 7.1.2 Satz 3 DCGK soll der Konzernabschluss binnen 90 Tagen nach  

Geschäftsjahresende, die Zwischenberichte sollen binnen 45 Tagen nach Ende des  

Berichtszeitraums öffentlich zugänglich sein. Abweichend von diesen Zeitvorgaben ver-

öffentlicht die WestLB AG die Jahres- und Konzernabschlüsse sowie die Zwischenberichte 

im Rahmen der für sie als nicht börsennotiertes Unternehmen geltenden gesetzlichen 

Fristen.

Abrufbar unter www.westlb.de im Portal „Unsere Verantwortung/Corporate Governance“.

Düsseldorf/Münster, den 1. April 2008

Für den Aufsichtsrat	 Für den Vorstand

Michael Breuer	 Alexander Stuhlmann
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Impressum/Kontaktadressen

WestLB AG

Herzogstraße 15

40217 Düsseldorf

Tel. + 49 211 826-01

Fax + 49 211 826-6119

www.westlb.de

Publication Services

Herzogstraße 15

40217 Düsseldorf

Tel. + 49 211 826-3027

Fax + 49 211 826-6121

presse@westlb.de

ir@westlb.de

Der Finanzreport liegt auch in englischer Sprache vor und  

ist im Internet unter www.westlb.de/Investor Relations eingestellt.

Disclaimer

Vorbehalt bei Zukunftsaussagen

Dieser Finanzreport enthält zukunftsgerichtete Aussagen zu unserer Geschäfts- und Ertrags

entwicklung, die auf unseren derzeitigen Plänen, Einschätzungen, Prognosen und Erwar-

tungen beruhen. Die Aussagen beinhalten Risiken und Unsicherheiten. Denn es gibt eine 

Vielzahl von Faktoren, die auf unser Geschäft einwirken und zu großen Teilen außerhalb 

unseres Einflussbereichs liegen. Dazu gehören vor allem die konjunkturelle Entwicklung, 

die Verfassung der Finanzmärkte weltweit und mögliche Kreditausfälle. Die tatsächlichen 

Ergebnisse und Entwicklungen können also erheblich von unseren heute getroffenen An-

nahmen abweichen. Sie haben daher nur zum Zeitpunkt der Veröffentlichung Gültigkeit. 

Wir übernehmen keine Verpflichtung, die zukunftsgerichteten Aussagen angesichts neuer 

Informationen oder unerwarteter Ereignisse zu aktualisieren.

Finanzkalender

28. August 2008	 Veröffentlichung des Zwischenberichts zum 1. Halbjahr 2008

27. November 2008	 Veröffentlichung des Zwischenberichts zum 1.–3. Quartal 2008

Änderungen vorbehalten
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